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0. Zusammenfassung 
Der Vorschlag der Europäischen Kommission vom Juli 2025 zur Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) 
ab 2028 markiert einen tiefgreifenden Umbau: Die GAP soll in einen „nationalen und regionalen 
Partnerschaftsfonds (NRPF)“ integriert werden, das bisherige Zwei-Säulen-Modell entfällt, und 
Zuständigkeiten – insbesondere für Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen – werden stärker in die 
Mitgliedstaaten verlagert. Innerhalb des NRPFs stehen für die GAP 295,7 Mrd. € zur Verfügung, 
was gegenüber der Förderperiode 2023-27 eine faktische Kürzung der Agrarausgaben bedeutet. 
Vor diesem Hintergrund analysiert die Studie zentrale Elemente des Reformvorschlags sowie 
wahrscheinliche Folgen für Sachsen (und in Teilen für Ostdeutschland insgesamt), insbesondere 
mit Blick auf die grüne Architektur sowie auf die vorgeschlagenen Instrumente Degression und 
Kappung bei Direktzahlungen. 

Grüne Architektur / Agrarumweltförderung: Die Auswertung der Agrarumweltprogramme in 
Sachsen seit 2000 zeigt eine zunehmende Ausdifferenzierung der Maßnahmen mit einem breiten, 
inhaltlich bereits gut abgestimmten Angebot. Besonders wirksame und komplexe (hier als 
„dunkelgrün“ klassifizierte) Maßnahmen haben im Zeitverlauf deutlich an Bedeutung gewonnen: 
In der aktuellen Förderperiode werden rund 91% der finanziellen Mittel für Agrarumwelt- und 
Klimamaßnahmen für dunkelgrüne Maßnahmen ausgegeben. Gleichzeitig bleibt die Teilnahme 
insgesamt eine Stellschraube: Eine höhere Inanspruchnahme könnte die Umwelt- und 
Biodiversitätsbilanz spürbar verbessern. Zudem gibt es für anspruchsvollen Naturschutz 
inzwischen eigene Richtlinien (u. a. Biotoppflege im Grünland, Insektenschutz und Artenvielfalt). 
Bei der Flächenentwicklung zeigt sich: Im Ackerbau sind dunkelgrüne Maßnahmen seit 2015 etwa 
konstant, im Naturschutz-Grünland zuletzt leicht rückläufig; der Ökolandbau stieg über Jahre an, 
stagnierte jedoch 2022/23. 

Eine zentrale Zäsur des Kommissionsvorschlags liegt in den veränderten Kofinanzierungsanteilen. 
Während Einkommensstützung, gekoppelte Zahlungen und Kleinerzeugerprämie weiterhin 
vollständig aus EU-Mitteln finanziert würden, steigt der nationale Kofinanzierungsanteil für die 
meisten anderen Instrumente. Für Agrarumweltmaßnahmen bedeutet dies einen strukturellen 
Nachteil: Öko-Regelungen waren bislang EU-vollfinanziert, bei  Agrarumwelt- und 
Klimamaßnahmen (AUKM) lag der nationale Anteil bei 20%. Im Bundesdurchschnitt lag der 
nationale Beitrag zu allen Agrarumweltmaßnahmen bei rund 12% und würde ab 2028 auf etwa 
30% steigen. Dies bedeutet z.B. für die Finanzierung der Agrarumweltprogramme mehr als eine 
Verdopplung der nationalen Kofinanzierung. Unter der Annahme unveränderter Ausgaben in der 
2. Säule und für die Öko-Regelungen der 1. Säule ergibt sich für Sachsen ein zusätzlicher 
Finanzbedarf für Bund und Land von rund 240 Mio. € über sieben Jahre (bei Beibehaltung des 
Förderniveaus). Diese Logik setzt problematische Anreize: Die Mittel könnten zulasten 
gemeinwohlorientierter Instrumente (Umwelt, Biodiversität und Klima, sowie sonstige ländliche 
Entwicklung und LEADER) in Richtung einkommensstützender Zahlungen verschoben werden, 
obwohl Direktzahlungen in zahlreichen wissenschaftlichen Studien als wenig zielgerichtet und 
ineffizient bewertet werden. Zudem verzichtet die Kommission auf ein verbindliches 
Mindestbudget („Ringfencing“) für Agrarumweltmaßnahmen – ein weiteres Risiko für die 
zukünftige Ambition bei den Umweltleistungen in der europäischen Landwirtschaft. 

Kappung und Degression der Direktzahlungen: Der Vorschlag sieht flächenabhängige 
Direktzahlungen von etwa 130 bis 240 €/ha vor, kombiniert mit Degression und einer Kappung der 
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Einkommensstützung je Unternehmen bei 100.000 € pro Jahr. Um die Wirkungen einschätzen zu 
können, wurden für Sachsen die größten Zahlungsempfänger (2024) identifiziert, Eigentums- und 
Unternehmensstrukturen anhand von Handelsregister- und Unternehmensdaten recherchiert 
und die Folgen in Simulationen auf Länderebene, für Testbetriebsgruppen sowie mit dem 
Agrarstrukturmodell AgriPoliS (Region Altmark) analysiert. Die Ergebnisse verdeutlichen eine sehr 
hohe Betroffenheit Sachsens (analog zu anderen ostdeutschen Ländern), weil die Agrarstruktur 
dualistisch ist: Neben vielen kleinen und mittleren Betrieben existieren zahlreiche sehr große 
Unternehmen und Unternehmensgruppen. Rund 30% der landwirtschaftlichen Fläche werden 
von den 100 größten Unternehmen/Unternehmensgruppen bewirtschaftet (im Mittel > 2.700 ha). 
Diese Einheiten tragen zugleich überdurchschnittlich zu Wertschöpfung und Beschäftigung bei, 
häufig mit breit diversifizierten Geschäftsmodellen (u. a. Tierhaltung und Sonderkulturen) und 
teils starker Öko-Ausrichtung. Für eine bedeutende Rolle landwirtschaftsferner Investoren finden 
sich keine belastbaren Hinweise; viele Strukturen sind regional verankert (z.B.  
Agrargenossenschaften und Aktiengesellschaften mit teils großer Zahl an Anteilseignern). 

Aufgrund der Größenstruktur wird geschätzt, dass das Aufkommen an Direktzahlungen für 
Einkommensstützung und Umverteilung in Sachsen von etwa 164 Mio. € (2024) auf rund 82 Mio. 
€ (bei 130 €/ha) bzw. rund 120 Mio. € (bei 240 €/ha) sinken könnte. Ohne eine Regelung, wonach 
eingesparte Mittel in den betroffenen Ländern verbleiben, droht eine Umverteilung von EU-Mitteln 
von wirtschaftlich schwächeren ostdeutschen Ländern in Richtung wirtschaftlich stärkerer west- 
und süddeutscher Länder (insbesondere Bayern). Die Simulationen deuten zudem auf erhebliche 
gesamtwirtschaftliche Folgekosten hin: Degression und Kappung verursachen 
Wettbewerbsverzerrungen, Flächenverlagerungen und Effizienzverluste. Teilweise sind Betriebe 
in ihrer Existenz gefährdet. Daher sinkt die Wertschöpfung über die reinen Kürzungseffekte 
hinaus. Für Sachsen weisen die Analysen – unabhängig von der konkreten Prämienhöhe – auf 
jährliche Wertschöpfungsverluste von >100 €/ha gegenüber der Ist-Situation hin, in Summe etwa 
100 Mio. € pro Jahr, mit besonderer Belastung ländlicher Regionen. 

Die Verteilungswirkungen sind dabei in Sachsen anders gelagert als häufig in 
Gerechtigkeitsdebatten unterstellt: In genossenschaftlich geprägten Regionen mit hoher 
Lohnarbeitsquote und breiter Streuung des Bodeneigentums treffen Kürzungen nicht primär 
vermögende Unternehmerfamilien oder „anonyme Investoren“, sondern breite ländliche 
Bevölkerungsgruppen – als Mitglieder/Anteilseigner regional verankerter Unternehmen, als 
Beschäftigte sowie als Verpächter. Degressions- und Kappungseffekte würden zudem teilweise 
über den Bodenmarkt abgepuffert: Bei hohem Pachtflächenanteil (ca. 67%) würden sinkende 
Pacht- und Kaufpreise voraussichtlich vor allem zulasten sehr vieler privater Kleineigentümer 
gehen (vermutlich wären etwa 100.000 Privatpersonen aus den ländlichen Regionen negativ 
betroffen). Gleichzeitig besteht das Risiko ökologischer Nebenwirkungen: Bei starken 
Einkommensverlusten können Unternehmen Flächen ohne Prämienanspruch aus der 
Konditionalität herausnehmen und auf Mindeststandards zurückfallen; positive 
Umweltwirkungen von Kappung/Degression sind daher unwahrscheinlich. 

Zentrale Empfehlungen: 

• Anschlussfähigkeit der „grünen Architektur“ herstellen: Deutschland sollte in den 
Verhandlungen eine Reform einfordern, die an 2023–27 anknüpft und unnötige 
Strukturbrüche im Förderangebot für Betriebe vermeidet. 
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• Ein EU-weites “Level-Playing-Field" sichern: Verbindliche, wirksame Umweltregeln 
(analog GLÖZ) europaweit festschreiben; Rückkehr zu den ursprünglichen GLÖZ-
Standards anstreben, um ein „race to the bottom“ zu verhindern. 

• Agrarumweltprogramme fortführen und vertiefen: Insbesondere dunkelgrüne 
Maßnahmen ausbauen, verstärkte Ausrichtung auf Umweltziele, insbesondere die 
Umsetzung der FFH-Richtlinie und der Wiederherstellungsverordnung; abgestimmte 
Strategie für Agrarumweltprogramme entwickeln. 

• Regionale Gestaltung erhalten: Maßnahmen für ländliche Räume mindestens 
teilweise in Länderhoheit belassen, um bedarfsgerechte, subsidiäre Programme zu 
ermöglichen. 

• Beratung und Wissenstransfer ausbauen: Umwelt- und Biodiversitätskompetenz in 
Ausbildung und Beratung stärken, um Teilnahme an komplexen, mehrjährigen 
Maßnahmen zu erhöhen. 

• Die Förderung von innovativen Fördermethoden prüfen: Innovative 
Fördermethoden, wie kooperative Maßnahmen oder Punktemodelle, könnten die 
Akzeptanz erhöhen und aus betrieblicher Sicht Flexibilität und lokale Anpassung 
stärken. 

• Finanzierung der GAP absichern: Bundes- und Landeshaushalte sollten auf eine 
höhere Kofinanzierung vorbereitet werden und ausreichende Mittel für die 
Agrarumweltmaßnahmen und für ländliche Entwicklung bereitstellen. 

• Kofinanzierungsregeln reformieren: Gleiche Kofinanzierungssätze für alle 
Instrumente prüfen (inkl. Direktzahlungen und gekoppelte Zahlungen), um Fehlanreize 
zulasten von Gemeinwohlleistungen zu vermeiden. 

• Ringfencing fortschreiben: Mindestanteile für Agrarumweltmaßnahmen auf EU-
Ebene sichern, um Vergleichbarkeit und Akzeptanz zu erhöhen. 

• Kappung/Degression ablehnen: Aus sächsischer und ostdeutscher Perspektive sind 
Kappung/Degression ökonomisch, sozial und ökologisch problematisch; falls 
unvermeidbar, Lohnkostenabzug/Opt-out-Optionen, möglichst niedriges 
Direktzahlungsniveau und Mittelrückfluss in die Länder einfordern. 

• Soziale Konditionalität sichern und ausbauen: Zur Bewältigung des 
demographischen Wandels sollte die GAP die soziale Konditionalität mit Blick auf die 
Interessen der dauerhaft und saisonal abhängig Beschäftigten sowie für die Förderung 
von Frauen in Leitungspositionen ausgebaut werden. 

• Strategiedebatte einfordern: EU-weit ist eine ehrliche Debatte über die Ziele der GAP 
und Agrarstrukturen erforderlich; mit Blick auf Einkommensziele ist eine Definition des 
„aktiven Landwirts“ erforderlich, die den Besonderheiten Ostdeutschlands und 
anderer ehemals kollektivistischer Agrarregionen der EU sowie einer sich 
verändernden Landwirtschaft gerecht wird. 

• Präsenz zeigen: Die ostdeutsche Landwirtschaft benötigt auf europäischer wie auch 
nationaler Ebene eine deutlich höhere Präsenz in Politik und Öffentlichkeit. Gefordert 
sind nicht nur die Landwirtschaftsministerien, sondern auch landwirtschaftliche 
Verbände und Unternehmen, um ihre Geschäftsmodelle zu erklären. 

• Pfad für Abbau/Ausstieg von Direktzahlungen definieren: ein möglichst niedriges 
Direktzahlungsniveau festlegen und einen schrittweisen, angekündigten Pfad zum 
weiteren Abbau/Umstieg von Direktzahlungen auf Honorierung von 
Gemeinwohlleistungen festlegen. 
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1. Ziel der Studie 
Die geplante Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) der EU ab 2028 sieht eine Degression 
der Direktzahlungen mit einer Kappung bei 100.000 € je Betrieb vor. Diese Reform könnte 
erhebliche Folgen für die Agrarstruktur mit sich bringen, vor allem in Sachsen und den anderen 
ostdeutschen Bundesländern sowie grundsätzlich auch in weiteren Regionen Deutschlands, 
etwa in Schleswig-Holstein, dem westdeutschen Bundesland mit den größten Betrieben. 

Die GAP soll nach den Plänen der EU-Kommission Teil eines neuen “Nationalen und Regionalen 
Partnerschaftsfonds (NRPF)” sein, der insgesamt neuen Finanzierungsregeln unterliegt. 
Gleichzeitig sieht der Reformvorschlag eine neue "grüne Architektur" innerhalb der GAP vor, die 
sowohl Ziele, Instrumente als auch deren Finanzierung neu regelt.  

Die Studie soll deshalb: 

• die konkreten Auswirkungen von Kappung und Degression auf Betriebe, Einkommen und 
Beschäftigung in Sachsen ermitteln - auch in Abhängigkeit der möglichen Höhe der 
Flächenprämien (im von der EU-Kommission vorgeschlagenen Bereich von 130 bis 240 
Euro/Hektar, durchschnittlich über alle Flächen), 

• die regionalen Umverteilungswirkungen im Vergleich zu anderen Bundesländern (Ost und 
West) quantifizieren, 

• die kurz-, mittel- und langfristigen Strukturwirkungen auf Eigentum, Beschäftigung, 
Investitionen und Nachhaltigkeit bewerten, 

• die Leistungen der aktuellen Agrarumweltprogrammen in Sachsen analysieren 
• mögliche Auswirkungen des Reformvorschlags auf die Agrarumweltpolitik sowie die 

Finanzierung von Agrarumweltmaßnahmen in Sachsen sowie in Deutschland 
beschreiben und bewerten, 

• weitere entscheidende qualitative Veränderungen, die durch KOM-Vorschlag für GAP 
nach 2027 mit Blick auf sächsische Betriebe und die Entwicklung der 
Landwirtschaft/Agrarstruktur sowie Wirksamkeit für Umwelt, Tierwohl, Klima eintreten 
können, 

• und politische Handlungsoptionen für eine zukunftsfähige, faire und 
gemeinwohlorientierte Agrarförderung ableiten.  

2. Nutzen und Anschlussfähigkeit 
Mit der Studie wollen wir 

• wissenschaftliche Grundlage für parlamentarische Initiativen, Anträge und 
Haushaltsentscheidungen liefern, 

• eine fundierte Positionierung Sachsens (und anderer (ostdeutscher) Länder) gegenüber 
dem Bund und der EU ermöglichen, 

• mögliche finanzielle Risiken für die Bundesländer frühzeitig beschreiben, 
• öffentliche Debatten zur Zukunft der GAP faktenbasiert versachlichen, 
• und Handlungsspielräume für Landwirte und Politik im Transformationsprozess 

aufzeigen. 
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3. Hintergrund 

a) Der Kommissionsvorschlag für den Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) und die 
GAP 2028-2034 

Im Juli 2025 hat die EU-Kommission ihren Vorschlag für den MFR und die GAP 2028-2034 vorgelegt 
(KOM 2025a, 2025b). Die größte strukturelle Änderung dieses Reformvorschlags besteht darin, 
dass ein neuer „Nationaler und Regionaler Partnerschaftsfonds (NRPF)“ geschaffen werden soll, 
der zahlreiche EU-Fonds aus verschiedenen Politikbereichen zusammenfasst, darunter auch die 
zwei GAP-Fonds, den Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) und den 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER).  

Die neuen NRPF stellen 782,9 Mrd. € für die nationalen und regionalen Partnerschaftspläne 
(NRPP) bereit, unter die auch die zukünftige GAP fällt. Für die Interventionen der GAP und der 
Fischereipolitik sind 295,7 Mrd. € vorgesehen. Weitere 6,3 Mrd. € stehen für die Absatzförderung 
zur Verfügung, so dass für die GAP ein Budget von ca. 300 Mrd. € garantiert wird. Die Ausgaben für 
die ländliche Entwicklung außerhalb der Landwirtschaft werden innerhalb des neuen Fonds von 
den Ausgaben der GAP getrennt. Vergleicht man nur die für die Landwirtschaft relevanten 
Ausgaben, zeigt sich, dass das GAP-Budget 2028-34 um ca. 15% zurückgehen wird (Matthews 
2025). Allerdings können die Mitgliedsstaaten zusätzliche Gelder für die GAP bereitstellen.  

Für die GAP hat die EU-Kommission eine eigene Verordnung, die deutlich knapper gehalten ist als 
vergleichbare Verordnungsentwürfe der Reformen 2013 und 2021 (KOM 2025b). Der 
Reformentwurf sieht ähnliche, allerdings leicht erweiterte Ziele wie in der aktuellen Förderperiode 
vor: 

a)  Einkommen, Wettbewerbsfähigkeit und Stellung in der Wertschöpfungskette 

b)  Steigerung der Attraktivität des Berufs und Förderung des Generationswechsels 

c) Verbesserung Klimaschutz, Ökosystemleistungen, biologische Vielfalt, natürliche 
Ressourcen, nachhaltige Landwirtschaft und Tierwohl 

d)    Verbesserung der Resilienz und Befähigung von Landwirten im Umgang mit Risken und 
Krisen 

e) Zugang zu Wissen und Beschleunigung von Innovationen und digitalem Wandel 
(Eigene Zusammenfassung aus KOM 2025b, Art. 2) 

Auch die bisherigen Instrumente bleiben bestehen. Allerdings hat die Kommission weitere 
Instrumente ergänzt wie ein neues Instrument zur „Unterstützung für die Niederlassung von 
Junglandwirten, neuen Landwirten, ländlichen Unternehmen und Start-ups sowie für die 
Entwicklung “kleiner landwirtschaftlicher Betriebe“ und ein Instrument zur „Unterstützung für 
landwirtschaftliche Hilfsdienste“. Ersteres wurde bisher in der 1. Säule als Junglandwirt:innen-
Prämie pro Hektar gefördert, während jetzt größere Summen als Starthilfe gezahlt werden können. 

Ein Schwerpunkt setzt die GAP-Reform im Bereich Stützung der landwirtschaftlichen 
Einkommen: Der Entwurf der GAP-Reform sieht als zentrales Instrument die Degressive 
flächenbasierte Einkommensstützung (DABIS) vor, die die bisherige „Einkommensgrundstützung 
für Nachhaltigkeit“ ersetzt und die ausführlicher als andere Instrumente geregelt ist. Das Ziel 
dieses Instruments besteht (anders als bisher) ausschließlich in der Sicherung eines 
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„angemessenen Einkommens“, das Element der Nachhaltigkeit hat die EU-Kommission 
scheinbar aufgegeben: 

„Die Einkommensstützung für Landwirte sollte weiterhin das zentrale Instrument der 
Agrarpolitik sein, um den Landwirten ein angemessenes Einkommen zu sichern und eine 

nachhaltige Landwirtschaft und Lebensmittelerzeugung zu gewährleisten.“  (KOM 2025b, fig. 9) 

Die Kommission hat, anders als früher, für die Höhe der Einkommensstützung, einen Korridor 
festgelegt, indem die Mitglieder frei wählen können. Die Einkommensstützung sollte zwischen 
130 und 240 €/ha liegen (Artikel 35, 3 der NRPF-Verordnung), wobei der Betrag jeweils ein 
Durchschnittswert über alle Betriebe ist. Die Mitgliedstaaten (MS) haben die Möglichkeit, 
Gruppen von Landwirt:innen oder einzelne Regionen zu definieren und auszuwählen, in denen 
höhere Einkommensstützungen gezahlt werden. Allerdings müssen die MS nachweisen, dass die 
Betriebe oder die Betriebe in den entsprechenden Regionen geringere Einkommen vorweisen.  

Da die EU-Kommission eine Spanne zwischen 130 und 240 €/ha als Höhe der Direktzahlungen 
vorgibt, ist ein offener Punkt in der Höhe der Flächenprämie je Hektar zu sehen. Zudem ist der 
finanziellen Anteil Deutschlands an den GAP-Ausgaben für den Zeitraum 2028-2034 auf 33,1 Mrd. 
€ begrenzt (ring-fenced), was jährlich einer Maximalsumme von 4,73 Mrd. € entspricht. Dies liegt 
nominal deutlich unterhalb der derzeit jährlich etwa 6 Mrd. €, die Deutschland an Zahlungen in 
der 1. und 2. Säule erhält. Innerhalb dieses Betrages wurde für Deutschland die 
Einkommensgrundstützung 2025 auf 2,53 Mrd. € und 2026 auf 2,48 Mrd. € veranschlagt. Hinzu 
kommen in 2025 530 Mio. € und in 2026 520 Mio. € an Umverteilungsprämien. Insofern könnten in 
der nächsten Finanzperiode jährlich maximal etwa 3 Mrd. € für Flächenprämien zur Verfügung 
stehen. Offen wäre, wie die durch Kappung und Degression eingesparten Mittel auf andere 
Zwecke sowie auch Regionen innerhalb Deutschlands aufgeteilt würden. Daher beziehen sich die 
folgenden Analysen auf die reinen Verteilungseffekte unterschiedlicher Prämienniveaus 
einschließlich der Effekte von Kappung und Degression. 

Umverteilung 

Die EU-Kommission hat in ihrem Entwurf ein ambitioniertes Umverteilungsmodell vorgeschlagen, 
mit dem ab 20.000 € die Zahlungen zunächst in ansteigenden Schritten gekürzt und ab 100.000 € 
gekappt werden. Anders als in der aktuellen Förderperiode ist bei den Umverteilungsmaßnahmen 
keine Prämie für die ersten Hektar vorgesehen. Die Kürzungsschritte sind in Tabelle 1 dargestellt. 

Tabelle 1: Verlauf von Degression und Kappung laut Kommissionsvorschlag bei einer Flächenprämie 
von 200 €/ha* 

Zahlung je Betrieb Kürzung Zahlungshöhe Flächenbereich 
0 – 20k € 0% 200 €/ha bis 100 ha 
20 – 50k € 25% 150 €/ha 100 bis 300 ha 
50 – 75k € 50% 100 €/ha 300 bis 550 ha 
75 – 100k € 75% 50 €/ha 550 bis 1050 ha 

über 100k € 100%, keine weiteren 
Zahlungen (Kappung) 0 €/ha ab 1050 ha 

*Eine alternative Interpretation der Degressionsregeln wäre, dass der Flächenbereich ex ante bestimmt wird, bevor die 
Degressionsregel angewandt wird, also z.B. (50.000 €-20.000 €) / 200 €/ha = 150 ha, d.h. 100 bis 250 ha. 
Quelle: eigene Darstellung.  



10 

Die Abbildung 1 zeigt für verschiedene Prämienniveaus den marginalen sowie den 
durchschnittlichen Prämienverlauf in Abhängigkeit von der bewirtschafteten Fläche. Da in 
Sachsen und in den anderen ostdeutschen Bundesländern ein erheblicher Anteil der Fläche von 
Betrieben mit mehr als 500 bzw. 1.000 ha bewirtschaftet wird, könnten Degression und Kappung 
erhebliche Folgen nach sich ziehen, was im Folgenden weiter analysiert wird. 

Abbildung 1: Verlauf der Degression in Höhe des Prämienniveaus* 

 
* Die marginale Betrachtung zeigt den Zahlungsverlauf für den jeweils letzten Hektar. Der Durchschnitt repräsentiert 
den Quotienten aus Gesamtzahlung und Fläche bis zu dieser Flächenausstattung.   
Quelle: eigene Berechnungen 

Die Vorschläge von Kappung und Degression sind nicht neu. Im Rahmen der Agenda 2000, der 
Fischler-Reform von 2003 sowie auch späteren Reformen wurde regelmäßig die Umverteilung von 
Direktzahlungen vorgeschlagen (z.B. Balmann et al. 1998, Sahrbacher et al. 2012). In der Regel 
wurden diese Pläne entweder wie 1999 oder 2005 komplett verworfen oder wie 2013 und 2021 in 
ihrer Ambition stark reduziert. Seit der letzten Reform können MS zwischen einer Umverteilung 
über Kürzung, Kappung und einer Umverteilungsprämie („erste Hektare“) wählen. Dabei müssen 
10% der Direktzahlungen als Umverteilungsprämie gezahlt werden (Art. 98, SP-VO, KOM 2021), 
oder die Mitgliedsstaaten müssen darlegen, wie die Umverteilung auf anderem Weg erreicht wird. 

GAP-Umweltmaßnahmen 2028-2034 

Im Umweltbereich wird aus der Konditionalität das neue “Farm Stewardship” 
(verantwortungsvolle Betriebsführung), das die weitgehend unveränderten Grundanforderungen 
an die Betriebsführung (GAB) enthält. Die Kriterien des “Guten landwirtschaftlichen und 
ökologischen Zustands (GLÖZ)” werden durch die deutlich flexibleren und weniger 
anspruchsvollen “Protective Practices” (Schutzpraktiken) ersetzt (Hart & Baldock 2025).  

Die Öko-Regelungen der 1. Säule und die Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen (AUKM) der 2. 
Säule werden als “Agrarumwelt- und Klimaaktionen (AUKA)" vereint. Dies stellt zunächst eine 
Vereinfachung dar. Die Abbildung 2 zeigt die Umweltinstrumente der GAP 2023-2027 im Vergleich 
zu den geplanten Instrumenten für die Förderperiode von 2028-2034. 
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Abbildung 2: Aktuelle und vorgeschlagene Umweltinstrumente in der GAP nach 2028 

 
Quelle: Eigene Darstellung.  

Eine wichtige Änderung besteht in der Kofinanzierung der Ausgaben für die verschiedenen GAP-
Instrumente:  

• Vier GAP-Instrumente (a-c und k in Artikel 35(1)), nämlich die degressive flächenbasierte 
Einkommensstützung (Flächenprämien), die gekoppelten Zahlungen, die 
Kleinerzeugerprämie sowie die (für Deutschland nicht relevanten) Zahlungen für 
Baumwolle werden zu 100% aus EU-Mitteln finanziert (so Art. 20 der NRPF-VO, KOM 
2025a). Dies entspricht der bisherigen Kofinanzierung aller Instrumente der 1. Säule 2023-
2027.  

• Die GAP-Instrumente d-k erfordern eine 30%ige Ko-Finanzierung (Art. 35, 4 der NRPF-VO, 
KOM 2025a). Dies betrifft die meisten bisherigen Instrumente der 2. Säule wie 
Agrarumweltmaßnahmen, Zahlung für benachteiligte Gebiete oder Natura 2000-Gebiete 
und Agrarinvestitionsmaßnahmen.  Aber auch die Förderung der Junglandwirte:innen, die 
bisher zu 100% in der 1. Säule gefördert wurden, gehören dazu. 

• Daneben gibt es die regulären Kofinanzierungssätze der NRPF-Interventionen, die in 
Artikel 20 geregelt sind. Bei der Festlegung der Kofinanzierung wird nach dem 
Entwicklungsstand unterschieden: Hier betragen die EU-Anteile 85% für “less developed 
regions”, 60% für „transition regions“ und 40% für „more developed regions“. Für die 
Berechnung des Status schlägt die Kommission ein komplexes Berechnungsverfahren vor. 
Ein wesentlicher Indikator für diese Einstufung ist das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, das 
in den drei Regierungsbezirken Dresden, Leipzig und Chemnitz 94%, 97% und 84% des 
EU-Durchschnitts beträgt (vgl. Rat der Europäischen Union 2026). Es ist daher 
anzunehmen, dass Sachsen im EU-Vergleich als “transition region” eingestuft wird und 
daher ein EU-Kofinanzierungssatz von 60% gilt. Viel hängt auch davon ab, ob die 
Einstufung pauschal auf Bundesland-Ebene (NUTS 1) oder auf Ebene von Landkreisen 
(NUTS 3) oder wie bisher nach Regierungsbezirken (NUTS 2) stattfindet. Die regulären 
Kofinanzierungssätzen des NRPF gelten auch für einige GAP-Interventionen, darunter 
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Instrumente der Zusammenarbeit, die LEADER-Projekte oder die EU-Schulprogramme 
(vgl. Tabelle 2). Sollten über den deutschen Envelope von 33 Mrd. € hinaus weitere 
finanzielle Mittel für GAP-Maßnahmen ausgegeben werden, so gelten auch für diese Mittel 
die NRPF-Kofinanzierungssätze. 

Problematisch erscheinen die neuen Ko-Finanzierungsregeln aus umweltpolitischer Perspektive 
vor allem bei den Agrarumwelt- und Klimaaktionen. Bisher waren die Öko-Regelungen der 1. Säule 
kofinanzierungsfrei. Bei den AUKM der 2. Säule galt bisher eine Kofinanzierung von 20%. Wurden 
Mittel aus der 1. in die 2. Säule übertragen und für AUKM verwendet, waren auch diese 
Maßnahmen kofinanzierungsfrei. Der durchschnittliche Kofinanzierungssatz für beide 
Umweltmaßnahmen lag deutschlandweit bisher bei 12%. Die Kofinanzierungssätze von 
Umweltinstrumenten würden somit von bisher durchschnittlich 12% auf 30% steigen. Die Tabelle 
2 zeigt die Instrumente der GAP nach 2028 mit den entsprechenden Ko-Finanzierungssätzen. 

Tabelle 2: GAP- Interventionen im Reformvorschlag der EU-Kommission und der jeweilige 
Kofinanzierungssatz 

GAP-Intervention 2028-2034 (lt. Artikel 5) Ko-Finanzierung 

a) Degressive flächenbezogene Einkommensstützung (DABIS) 
EU-Finanzierung:  
100% 

b) Gekoppelte Einkommensstützung 
g) Zahlungen für Kleinerzeuger 
c) Kulturspezifische Zahlung für Baumwolle 
d) Zahlungen naturbedingte od. andere Nachteile 

EU-Finanzierung: 
70% 

e) Unterstützung für Nachteile aus N2000 oder WRRL 
f) Agrarumwelt- und Klimaaktionen 
h) Risikomanagementinstrumente 
j) Junglandwirt:innen, neuen Landwirte, Unternehmensgründungen 
k) Unterstützung für Vertretungsdienste 
l) LEADER 

EU-Finanzierung:  
40% 

m) Wissensaustausch & Innovation 
n) Initiativen Zusammenarbeit  
q) EU-Schulprogramm (VO (EU) Nr. 1308/2013) 
r) Intervention in best. Sektoren (VO (EU) Nr. 1308/2013) 
s) Krisenzahlungen für Landwirte 

Quelle: eigene Darstellung; Angaben in Artikel 20 und 35 (4) der NRPF-VO (KOM 2025a). Die 40% gelten vermutlich in 
Sachsen als “more developed region", sofern die Region auf Bundeslandebene eingestuft wird. Dies lässt sich im 
Moment jedoch noch nicht abschließend abschätzen. In wirtschaftlich schwächeren Regionen kann der EU-Beitrag auf 
60% oder 85% steigen. Auf einzelne Landkreise in Sachsen könnte dies zutreffen. 

Darstellung der grünen Architektur und Abgleich mit den Regeln in der GAP 2023-2027 

Die grüne Architektur der GAP in der Förderperiode 2023-2027 bietet zahlreiche Möglichkeiten für 
eine anspruchsvolle Agrarumweltpolitik innerhalb der GAP (Röder et al. 2025). Die deutschen 
Bundesländer und der Bund haben die Möglichkeit der Ausgestaltung genutzt und eine 
vergleichsweise ambitionierte Umsetzung der grünen Architektur gewählt (Lakner 2025b). Es 
stellt sich die Frage, ob diese Optionen in diesen Fördermaßnahmen weiterhin so genutzt werden 
können. Die Tabelle 3 zeigt die Umweltinstrumente beider GAP-Förderperioden im Vergleich. 
Demzufolge wurden einige Umweltinstrumente in ihrer Wirkung deutlich verändert.  
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Tabelle 3: Darstellung der grünen Architektur und Abgleich mit den bisherigen Regeln in der GAP 
2023-2027 

Grüne Architektur 2023-27 GAP-Umweltinstrumente 2028-34 

Konditionalität 
•    Grundanforderungen Betriebsführung (GAB), 
•    Guter landwirtschaftlicher und ökologischer 

Zustand der Fläche (GLÖZ) 

Farm Stewardship (Art 4, GAP-VO) 
(“Verantwortungsvolle Betriebsführung“) 
•     Grundanforderungen Betriebsführung (GAB), 
•     Soziale Konditionalität 
•     Schutzpraktiken (ex-GLÖZ) 

GLÖZ: Umweltkriterien für Direktzahlungen 
In der laufenden Förderperiode wurden einige 
Kriterien abgeschwächt oder gestrichen: 
GLÖZ 1: Umbruch Grünland erleichtert 
GLÖZ 8: Vorgabe zu 4% Brache auf Ackerland 
gestrichen 

Schutzpraktiken mit deutlich geringerer Ambition 
(GAP-VO, Annex I – Teil C), 
•    eine Restriktion von Grünlandumbruch (GLÖZ 

1) 
•    MS können eigene Regeln nach 

geografischen/klimatischen Bedingungen 
oder Produktionssystemen einführen.  

Öko-Regelungen in der 1.Säule 
Einjährige Förderung über die Konditionalität 
hinausgehender Umweltleistungen.  

Agrarumwelt- und Klima-Aktion (AUKA) (Art 4 
GAP-VO) 
AUKA fasst AUKM und Öko-Regelungen 
zusammen  
Ein- oder mehrjährige Förderung von 
Umweltleistung  
AUKA kann auch Schutzpraktiken fördern. 
Zusätzliche Mittel im NRPF: 60% EU-finanziert. 

Agrarumwelt- & Klimamaßnahmen (AUKM) in 
der 2.Säule. Mehrjährige Förderung 
Umweltleistungen 

Prämie deckt zusätzlich Kosten oder  
Einkommensverluste und kann zusätzlich 
Transaktionskosten enthalten Art. 70 (4) SP-VO 

Prämie nach Kosten oder entgangenem 
Einkommen kalkuliert nach WTO-Anforderung 
(Art. 40 NRPF) 

Ringfencing für Umweltmaßnahmen 
23% der Direktzahlungen für Ökoregelungen 
35% der 2. Säule für Umweltmaßnahmen 

Kein Ringfencing für Umweltmaßnahmen 

Rio-Marker: 40% GAP-Ausgaben tragen zur 
Erreichung von Klimazielen bei. (fig. 94 der SP-VO) 

Budget-Marker: 43% Ausgaben sollen umwelt- & 
klimarelevant sein (KOM 2025c: 545, Annex III) 

Kofinanzierung 
Öko-Regelungen: 100% EU-finanziert 
AUKM zu 80% EU-finanziert 
Umschichtungsmittel 100% EU-finanziert 
Nationale Kofinanzierung: Im Durchschnitt 12%. 

Kofinanzierung 
AUKA zu 70% EU-finanziert (Art. 35 (4), NRPF-VO) 
Nationale Kofinanzierung steigt von im 
Durchschnitt 12% auf 30% 

Quelle: eigene Darstellung. Die Artikel 2023-27 beziehen sich auf die GAP-Strategieplan-Verordnung (KOM 2021), die 
Artikel für die Förderperiode 2028-34 beziehen sich auf die GAP-VO (KOM 2025b), die NRPF-VO (KOM 2025a) sowie die 
Finanzierungs- und Monitoring-Verordnung (KOM 2025c) 

Die neuen Umweltkriterien, die Betriebe beim Erhalt von Direktzahlungen einhalten müssen, 
wurden abgeschwächt (Hart & Baldock 2025): Das Konzept des Farm Stewardship enthält zwar 
die soziale Konditionalität, allerdings sind die Schutzpraktiken, die die bisherigen GLÖZ-Kriterien 
ersetzen sollen, inhaltlich deutlich kürzer gefasst und enthalten keine Anforderung für den 
Grünlanderhalt (GLÖZ 1). Auch die Verknüpfung mit Landschaftselementen ist schwach und 
missverständlich. Das 2021 ausgehandelte GLÖZ 8-Kriterium, das einen 4%igen Anteil von nicht-
produktiven Brachen auf Ackerflächen vorsieht, ist in diesem Entwurf nicht enthalten.  

Eine weitere Verwässerung von Umweltregeln auf EU-Ebene bestraft regelmäßig die Betriebe, die 
sich in diesem Bereich vorbildlich verhalten. Die geplanten Verwässerungen der 
Umweltstandards dürften zu Frustration und mangelnder Akzeptanz bei Betrieben führen, die die 
Umweltstandards bereits einhalten. Eine repräsentative Umfrage aus dem Jahr 2021 zeigt, dass 
ein erheblicher Teil der Landwirtschaft für Umweltthemen offen ist und an 
Agrarumweltmaßnahmen teilnimmt (Bethge & Lakner 2023). 
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Die neuen Agrarumwelt- und Klimaaktionen (AUKA) fassen die Förderinstrumente beider Säulen 
zusammen und geben den Mitgliedsstaaten zunächst mehr Flexibilität bei der Gestaltung, da 
gleichzeitig ein- oder mehrjährige Maßnahmen programmiert werden können. Allerdings können 
mit AUKA auch zur Förderung von Schutzpraktiken genutzt werden, was im aktuellen 
Förderrahmen nicht möglich ist und was eine deutliche Abschwächung darstellt.  

Die neuen Finanzierungsregeln der GAP ab 2028 sind aus umweltpolitischer Perspektive 
problematisch. Das oben beschriebene erhöhte Erfordernis für Kofinanzierung von 
Agrarumweltmaßnahmen wird die Bundesländer vor größere finanzielle Herausforderungen 
stellen. Die Nutzung von GAP-Geldern für Agrarumwelt- und Klimaaktionen wird gegenüber 
Einkommensstützung und gekoppelten Zahlungen unattraktiv, da hier die Bundesländer und der 
Bund deutlich mehr Mittel kofinanzieren müssen, während Einkommensstützung und gekoppelte 
Zahlungen zu 100% EU-finanziert sind und daher finanziell viel einfacher anzubieten sind. 
Gleichzeitig gibt es keine Mindestvorgaben für die Finanzierung von Umweltinstrumenten („ring-
fencing“) in der GAP. In der aktuellen Förderperiode war vorgegeben, dass 25% der 1. Säule für 
Öko-Regelungen aufgewendet werden müssen. In der 2. Säule müssen 35% der Mittel für 
Umweltmaßnahmen ausgegeben werden, wozu neben den AUKM auch Zahlungen für 
benachteiligte Gebiete, nicht-produktive Investitionen oder die Zahlungen für Natura 2000-
Gebiete zählen.  

Die Kombination beider Kriterien (günstige Kofinanzierung und anspruchsvolles Umwelt-
Ringfencing) führte 2023-2027 dazu, dass sowohl auf EU-Ebene als auch in Deutschland der 
höchste Anteil an Umweltausgaben innerhalb der GAP erreicht wurde (Lakner 2025a, 2025b). In 
der GAP nach 2028 werden die Kofinanzierungssätze deutlich ungünstiger und eine 
Mindestvorgabe fehlt. Dies könnte dazu führen, dass die Ausgaben für Umweltziele innerhalb der 
GAP ab 2028 zurückgehen.  

Eine weitere finanzielle Vorgabe sieht vor, dass die Mitgliedstaaten nachweisen müssen, 
inwieweit die GAP-Ausgaben auf Umweltziele wirken. Die aktuelle GAP-SP-VO legt fest, dass 40% 
der GAP-Ausgaben „zur Erreichung von Klimazielen beitragen“ (KOM 2021: Fig. 94). Diese 
Methode der sog. „Rio-Marker“ sieht für die Berechnung der Ausgaben vor, dass Direktzahlungen 
zu 40% zu Klimazielen beitragen und Öko-Regelungen und AUKM zu 100%. Berechnungen zur 
Klimawirkung der 1. Säule in Deutschland zeigen, dass diese pauschalen Annahmen die 
tatsächliche Klimawirkung nicht korrekt abbilden und man von einer deutlich geringeren 
Klimawirkung in der 1. Säule ausgehen muss. Hält man umgekehrt an den hohen 
Wirkungsfaktoren fest, so steigen auf diese Weise die Kosten je Tonne vermiedene CO2-Emission 
in Dimensionen, die aus Effizienzgesichtspunkten wenig sinnvoll erscheinen (Wiegmann et al. 
2023). 

Die Vorgaben der Budget-Marker werden auch für die Förderperiode 2028-2034 vorgeschlagen: 
Hierbei müssen 43% der Ausgaben im Nationalen und Regionalen Partnerschaftsfonds (NRPF) zu 
Umwelt- und Klimazielen beitragen (KOM 2025a). Auch in der zukünftigen Förderperiode kann die 
Einkommensstützung zu 40% auf Umwelt- und Klimaziele angerechnet werden – was angesichts 
des abgeschwächten Farm Stewardships und des Wegfalls von Umweltzielen als Begründung der 
Einkommensstützung ziemlich überrascht. Ein Unterschied zur aktuellen Förderperiode 2023-
2027 besteht darin, dass sich die Anforderung zukünftig auf „Umwelt- und Klimaziele“ bezieht. 
Eine empirische Überprüfung dieser Wirkungsfaktoren dürfte sich in Zukunft noch komplizierter 
gestalten, da man zunächst beide Wirkungsdimensionen trennen und Überschneidungen 
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identifizieren muss. Außerdem gelten die Budget-Marker für den gesamten NRPF. Es dürfte für 
Maßnahmen der Sicherheits-, Wirtschafts- oder Sozialpolitik schwieriger sein, eine „Umwelt- und 
Klimawirkung“ darzustellen. Es könnte sein, dass die Budget-Marker den Druck auf die GAP 
erhöhen, die Anstrengungen im Umweltbereich zu erhöhen – sofern diese Budget-Marker ernst 
genommen werden. Das grundlegende Problem, dass die angenommenen Wirkungsfaktoren für 
Direktzahlungen sowie Agrarumwelt- und Klimaaktionen willkürlich sind und mit den tatsächlich 
beobachteten Umwelt- und Klimawirkungen wenig zu tun haben, bleibt auch in Zukunft bestehen. 

b) Die derzeitige Rolle der Agrarumweltprogramme und der ländlichen Entwicklung 
in Sachsen 

Die Politik der Entwicklung des ländlichen Raums wird seit 2005 über den Europäische 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) finanziert. Die aktuellen 
inhaltlichen Schwerpunkte des sächsischen ELER-Programms für die Förderperiode 2023-2027 
sind in der Abbildung 3 dargestellt.  

Abbildung 3: Geplante inhaltliche Schwerpunkte im sächsischen ELER-Programm 2023-2027 

Quelle: eigene Darstellung, nach Daten des SMUL 2025: S.45 

Es zeigt sich, dass zwei zentrale Schwerpunkte die LEADER-Initiativen (mit 36%) der Ausgaben 
und die „Flächenförderung“ mit 41,1% der Ausgaben sind. Unter die Flächenförderung fallen 
einerseits die Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen (AUKM), inklusive der Förderung des 
Ökolandbaus (ÖL). In der EU-Systematik werden auch die Zahlungen für benachteiligte Gebiete 
(AZL) zu den „Umweltmaßnahmen“ gezählt, daher werden alle drei Förderlinien als 
„Flächenförderung“ zusammengefasst. Zu den Umweltmaßnahmen kann auch der „investive 
Naturschutz” mit 6,7% gezählt werden. Die Vorgaben der GAP SP-VO sehen vor, dass mindestens 
35% der Ausgaben auf diese drei Maßnahmen entfallen müssen. 

Dieses Kriterium erfüllt Sachsen nach Planzahlen mit 48%, liegt damit jedoch unter dem 
Bundesdurchschnitt von 59% (eigene Berechnung basierend auf Zahlen der KOM 2023). Hierzu ist 
kritisch anzumerken, dass die Zahlungen für benachteiligte Gebiete keinerlei systematische 



16 

Anreize für umweltfreundliches Verhalten bieten, da diese Subvention in benachteiligten 
Gebieten gezahlt wird unabhängig davon, ob ein Betrieb umweltfreundlich wirtschaftet oder 
nicht. Dies ist von Seiten der Evaluation seit Jahrzehnten kritisch angemerkt worden (siehe z.B. 
Pufahl 2009). Trotz dieser kritischen Befunde machen die Zahlungen für benachteiligte Gebiete 
im bundesdeutschen GAP-Strategieplan immer noch 12,4% aus.  

Der hohe Anteil der LEADER-Maßnahmen dürfte der ländlichen Entwicklung zugutekommen, 
wovon die Landwirtschaft aber nicht immer notwendigerweise profitieren muss. Die LEADER-
Maßnahmen werden zunächst auf kommunaler Ebene geplant und dann beantragt. Oft tragen die 
Maßnahmen zu den Zielen einer nachhaltigen Entwicklung auf dörflicher und regionaler Ebene 
bei. In der zukünftigen GAP wird LEADER als “landwirtschaftliche Maßnahme” bezeichnet, die 
jedoch außerhalb des GAP-Envelopes von 295,7 Mrd. € zu finanzieren ist – was inhaltlich recht 
widersprüchlich ist. Des Weiteren spielt die Landwirtschaft in zahlreiche LEADER-Initiativen nur 
eine marginale Rolle. Diese Unklarheiten dürften die weitere Entwicklung von LEADER ab 2028 
eher behindern. 

Die Umsetzung des aktuellen ELER-Programms 2023-2027 ist erst angelaufen, während teilweise 
bei einigen Fördermaßnahmen noch Ausgaben des alten Entwicklungsprogramms für den 
ländlichen Raum (EPLR) 2014–2020 getätigt werden. Dies führt dazu, dass für die Jahre 2023 und 
2024 finanzielle Mittel aus beiden Förderperioden gleichzeitig ausgezahlt werden. Es lassen sich 
daher kaum belastbare Aussagen zur Umsetzung des aktuellen ELER-Programms 2023/2024 
machen. Sieht man sich die aktuellen Ausgaben im Jahr 2024 an, so dominieren die Ausgaben für 
LEADER aus beiden Förderperioden 2014-2022 und 2023-2027 mit einem Fördervolumen von 76 
Mio. € und einem Anteil von 43%. Zahlungen für benachteiligte Gebiete wurden 2024 gleich für 
zwei Jahre ausgezahlt und haben daher einen außergewöhnlich hohen Anteil von 18%, während 
die Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen und die Förderung des Ökolandbaus lediglich 23% 
ausmachen. Die starken Abweichungen von den langjährigen Planungsdaten in Abbildung 3 sind 
dem Übergang in die neue Förderperiode sowie den alten Zahlungen aus dem EU-Corona-Fonds 
„Next-Generation EU“ (NGEU) geschuldet, die teilweise hohe Summen in den Jahren 2021/2022 
zur Verfügung stellten, die noch bis 2024 ausgezahlt werden. Ab 2025 dürften sich die Ausgaben 
im ELER-Fonds „normalisieren“ und sich die in Abbildung 3 dargestellten Proportionen wieder 
einstellen. Insofern wird hier auf eine Darstellung aktueller Auszahlungen für die 2. Säule 
insgesamt verzichtet. Im Weiteren fokussiert die Darstellung auf die Auszahlungen und die 
Teilnahme an den Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen. 

Die Entwicklung der Agrarumweltprogramme in Sachsen 

Die Agrarumweltprogramme haben in Sachsen eine lange Tradition und werden in ähnlicher Form 
bereits seit den 1990er Jahren angeboten. Sowohl die inhaltliche Ausrichtung als auch das 
finanzielle Volumen dieser Programme variieren über die Zeit. Im folgenden Abschnitt wird die 
Änderung dieser Förderung dargestellt und herausgearbeitet, dass die Förderung von 
Umweltzielen in der GAP über die Zeit an Effektivität zugenommen hat. 

Seit 2000 wurden Agrarumweltmaßnahmen für den Ackerbau, den Garten- und Obstbau, sowie 
die Grünlandbewirtschaftung in mehreren separaten Programmen angeboten. Die Programme 
hießen „Umweltgerechte Landwirtschaft (UL)“, „Extensive Grünlandwirtschaft (KULAP)“, und 
„Umweltgerechter Gartenbau, Weinbau und Hopfenanbau (UGA)“. Daneben gab es eine 
Förderung für die Betriebe der ökologischen Landwirtschaft. Für extensives und artenreiches 
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Grünland wurde das Programm „Naturschutz und Erhalt der Kulturlandschaft (NAK)“ angeboten, 
das gerade für FFH-Grünland ein wichtiges Förderprogramm darstellte.  

Tabelle 4 zeigt die Entwicklung der geförderten Flächen sowie der Ausgaben für Agrarumwelt- und 
Klimamaßnahmen seit den frühen 2000er Jahren. Der Schwerpunkt der Förderung lag vor 2014 
und in stärkerem Maße vor 2006 auf der Förderung von extensivem Ackerbau. Hier wurden 
einfache („hellgrüne“) Einstiegsmaßnahmen angeboten, die durch viele Betriebe wahrgenommen 
wurden. Dies lässt sich insbesondere an den Förderdaten von 2005 ablesen, als fast 500.000 
Hektar im Ackerland gefördert wurden. Die am stärksten wahrgenommene Maßnahme war die 
Förderung der „integrierten Wirtschaftsweise“ im Ackerbau, die de facto eine Praxis förderte, die 
eigentlich mit dem Fachrecht der guten fachlichen Praxis übereinstimmte. Die Förderkriterien 
dieses Agrarumweltprogramms wurden später Teil des Greenings und ab 2023 der Konditionalität, 
so dass die Förderfläche Anfang der 2000er inhaltlich nicht mit der Förderfläche in späteren 
Förderperioden vergleichbar ist. 

Mit der Fischler-Reform wurden ab 2007 die Agrarumweltmaßnahmen über die Richtlinie 
Agrarumweltmaßnahmen und Waldmehrung (RL AuW/2007) gefördert. Das neue Programm bot 
komplexere Maßnahmen an, die teilweise stärker auf die Naturschutzziele vor allem im Grünland 
ausgerichtet waren. Das auf Naturschutzflächen ausgerichtete Programm “NAK” wurde 
gestrichen, einige der Maßnahmen wurden in das Programm AUW aufgenommen. Andere 
Maßnahmen der Landschaftspflege und des investiven Naturschutzes sowie der regionalen 
Naturschutzberatung wurden ab 2008 mit Hilfe der „Richtlinie Natürliches Erbe (NE)“ gefördert. 
Im AUW-Programm wurde eine bundesweit bisher einmalige Maßnahme einer sog. “Grünland-
Nutzungspause” (Maßnahme G5) eingeführt, die geeignet ist, den seltenen und von der FFH-
Richtlinie geschützten Wiesenknopf-Ameisenbläuling zu fördern. Diese Maßnahme wird bis 
heute fortgeführt und ist in vielen anderen Bundesländern nicht im Angebot.  

Ab 2014 wurden die Programme als Förderrichtlinie Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen (RL 
AUK/2015) angeboten, die Maßnahmen blieben weitgehend ähnlich. Die ergebnisorientierte 
Honorierung von Artenvielfalt im Grünland mit 4, 6 oder 8 Kennarten wurde ab 2014 als 
Maßnahme G1a-c neu eingeführt und ist seither Bestandteil des Angebots in Sachsen. Insofern 
gibt es im sächsischen Agrarumweltprogramm seit längerem innovative und zielgerichtete 
Maßnahmen. Die Förderung des Anbaus von Zwischenfrüchten wurde nur noch in geringem Maße 
gefördert, war aber ab 2014 Bestandteil des Greenings der Direktzahlungen in der 1. Säule, so 
dass die hohen Förderzahlen im Ackerbau ab 2014 nicht mehr erreicht wurden. 

Die Tabelle 4 zeigt die Entwicklung der geförderten Flächen sowie der Ausgaben für Agrarumwelt- 
und Klimamaßnahmen seit den frühen 2000er Jahren.  
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Tabelle 4: Entwicklung der Agrarumweltmaßnahmen in Sachsen seit 2004 

 2004 2008 2013 2018 2022 2024 

Fläche in Hektar 

Umweltgerechter Ackerbau 498.241 129.860 274.298 54.525 50.830 40.068 
Extensives Grünland 90.431 52.162 61.703 57.139 48.097 37.538 
Naturschutzgrünland 24.493 2.432    4.848 
Förderung Ökolandbau 14.997 27.259 29.750 58.154 82.473 84.045 

Ausgaben (in 1.000 €) * 

Umweltgerechter Ackerbau 37.928 € 9.676 € 24.940€ 21.557 € 21.378 € 13.473€ 

Extensives Grünland 12.238 € 11.321€ 13.218 € 21.882€ 19.595 € 12.893€ 
Naturschutzgrünland 9.243 €     7.538 € 
Förderung Ökolandbau 3.059 € 6.040 € 6.677 € 13.660 € 19.988 € 20.137 € 

gesamt 62.468 € 27.037 € 44.836 € 57.098 € 60.961 € 54.041 € 
Quelle: eigene Darstellung nach Daten des SMUL (div. Jg.), Agrarberichte in Zahlen. * Die Ausgaben für die 
verschiedenen Förderbereiche wurden mit Hilfe der Flächenangaben und der jeweiligen Prämien selbst berechnet; es 
handelt es sich daher um grobe Schätzungen. Mögliche Sanktionen oder Flächenüberschneidungen konnten nicht 
berücksichtigt werden. Die Ausgaben für die Förderung der ökologischen Landwirtschaft wurden mit Hilfe der 
Beibehaltungsprämie berechnet, die höheren Umstellungsprämien wurden nicht berücksichtigt. Die Ausgaben dürften 
de facto etwas höher gewesen sein. 

In der aktuellen Förderperiode 2023-27 werden Agrarumweltmaßnahmen über die 
Förderrichtlinie „Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen (FRL AUK/2023)“ gefördert; hierbei wurden 
die Grünland- und Ackermaßnahmen weiter differenziert. Zu den Agrarumweltprogrammen des 
Landes Sachsen gehört seit den 2000er Jahren immer die Förderung des Ökolandbaus. In der 
aktuellen Förderperiode lassen sich einige Grünlandmaßnahmen von AUW mit der Öko-
Förderung kombinieren, so dass hochwertiger Naturschutz auch im Anbausystem Ökolandbau 
mit einer leicht reduzierten Prämie förderfähig ist. Für die Naturschutzflächen wird ab 2023 wieder 
ein separates Angebot für Biotoppflege im Grünland (Richtlinie AUK/2023 – Teil B) gemacht. Die 
Richtlinie Natürliches Erbe (RL NE/2023) wurde 2023 neu aufgelegt und macht Angebote für 
Biotopgestaltung, Technik, Studien zum Artenvorkommen und Naturschutzberatung und stellt 
2024 weitere 16,6 Mio. € zur Verfügung. Schließlich gibt es für den Insektenschutz ein weiteres 
Angebot im Rahmen der Förderrichtlinie Insektenschutz und Artenvielfalt (FRL ISA/2021), für das 
2024 1,2 Mio. € ausgeben werden. 

Die Abbildung 4 zeigt die Entwicklung der Naturschutzflächen im Ackerbau und im Grünland sowie 
die Entwicklung der Förderung des Ökolandbaus, die jeweils in der 2. Säule gefördert wurden. Im 
Ackerbau wurden vor allem Brachen und Blühstreifen sowie weitere komplexe Maßnahmen 
berücksichtigt (AL 5-7). Im Grünland werden ab 2010 alle Grünlandmaßnahmen sowie ab 2023 
die Biotoppflegemaßnahmen berücksichtigt. Es zeigt sich, dass sich der Flächenumfang seit 
vielen Jahren nur wenig geändert hat. Die größten Änderungen in der Flächenförderung sind 
regelmäßig gegen Ende und zu Beginn einer Förderperiode zu beobachten, wenn Verträge 
auslaufen und neu abgeschlossen werden. 
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Abbildung 4: Förderung von Naturschutz im Ackerbau und Grünland sowie der ökologischen 
Landwirtschaft in Sachsen 2010-2024 

 
Quelle: Eigene Darstellung nach Daten des SMUL, Agrarberichte in Zahlen, div. Jahrgang. Die Ackerbaumaßnahmen 
beziehen sich v.a. auf die Ackermaßnahmen 5-7 2014-2022; Die Flächen der 1.Säule sind nicht berücksich�gt. 

Die ökologische Landwirtschaft in Sachsen hat sich seit den 2000er Jahren kontinuierlich 
entwickelt. Die bundesweit zu beobachtende Krise des Ökolandbaus, die durch den Krieg in der 
Ukraine und die Änderung der Weltmarktpreise ab 2022 verursacht wurde, zeigt sich auch in den 
sächsischen Zahlen, wo man 2023 das erste Mal einen Rückgang der ökologisch bewirtschafteten 
Fläche beobachten kann. Es bleibt abzuwarten, inwieweit der Ökolandbau in den nächsten 
Jahren zu seinem Wachstumspfad zurückkehrt. Stabile Rahmenbedingungen in der Förderung 
sind dabei eine Voraussetzung für ein Wachstum des Ökolandbaus. Neben der Förderung wird 
jedoch auch die Marktentwicklung auf dem Markt für Bio-Lebensmittel eine wichtige Rolle 
spielen. Die Marktsignale zeigen nach drei schwierigen Jahren seit 2025 wieder ein stärkeres 
Umsatzwachstum (BÖLW 2026). 

Teilnahme und Umsetzung der Öko-Regelungen in Sachsen 

Neben den Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen gibt es in Sachsen wie in allen Bundesländern 
das freiwillige Angebot der Öko-Regelungen in der 1. Säule, das inhaltlich dem der AUKM teilweise 
recht ähnlich ist. Zwei Unterschiede zu den AUKM der 2. Säule bestehen darin, dass die Prämie 
deutschlandweit einheitlich ist und die Maßnahmen jährlich beantragt werden können. Die 
Abbildung 5 zeigt die Teilnahme an den Öko-Regelungen in Sachsen und in Deutschland im Jahr 
2025. Die Abbildung zeigt, dass die Öko-Regelungen in Sachsen in vergleichbarem Maße 
angenommen wurden wie im Bund: Im Bundesdurchschnitt fanden auf 49% der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche Öko-Regelungen statt, in Sachsen waren es 47%. Auch die 
einzelnen Maßnahmen wurden in ähnlichen Anteilen wahrgenommen. Allerdings erfreute sich die 
Maßnahme für vielfältige Fruchtfolgen größerer Beliebtheit als im Bund. Andererseits wurden die 
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zwei Öko-Regelungen im Grünland deutlich weniger wahrgenommen (35% im Gegensatz zum 
Bundesdurchschnitt von 42%). Dies dürfte im reichhaltigen Angebot der AUKM in der 2. Säule 
begründet sein. Die sächsischen Agrarumweltmaßnahmen sind seit 2006 in ähnlicher Form 
etabliert, sodass viele Betriebe weiterhin an ihnen teilnehmen, statt in die niedriger dotierten Öko-
Regelung zu wechseln.  

Abbildung 5: Teilnahme an den Öko-Regelungen in Sachsen und auf Bundesebene 2025 

 
Quelle: eigene Darstellung nach Daten des BMLEH (2026) und SMUL (2026b).  

Die ÖR7 für die Bewirtschaftung von Natura 2000-Gebieten wird nur auf einem Teil der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche in Natura 2000-Gebieten überhaupt nachgefragt. Die Prämie für 
die Bewirtschaftung von Natura 2000-Gebieten (jährlich 40 €/ha) wird gewährt, wenn ein Betrieb 
seine rechtlichen Verpflichtungen nachkommt. Insofern bietet die Prämie keinen Anreiz für eine 
Verhaltensänderung und kann als “Mitnahmeeffekt” bezeichnet werden. Es überrascht insofern, 
dass lediglich ein Teil der Betriebe diese Prämie mitnimmt. Im Bundesdurchschnitt wird ÖR7 auf 
70% der LF in Natura 2000-Gebieten beantragt, was im Umkehrschluss bedeutet, dass auf 30% 
von diesem Angebot kein Gebrauch gemacht wird, obwohl eigentlich kein zusätzlicher Aufwand 
damit verbunden wäre. In Sachsen liegt der Anteil der durch ÖR7 geförderten LF nur 56%. Eine 
Interpretation dieser Tatsache könnte sein, dass in Natura 2000-Gebieten andere 
Förderprogramme für extensive Grünlandbewirtschaftung finanziell deutlich attraktiver sind, die 
allerdings die „Mitnahme“ von ÖR7 ausschließen. Im sächsischen AUKM gibt es eine Reihe 
solcher dunkelgrüner Programme, von denen man erwarten dürfte, dass den Artenschutz auf 
FFH-Flächen sehr viel gezielter fördern als eine pauschale Prämie von 40 €/ha. 

Die Zielerreichung gegenüber den Planzahlen des GAP-Strategieplans ist in Abbildung 6 
dargestellt. Es zeigt sich, dass bei einigen Öko-Regelungen (ÖR1a, ÖR2, ÖR7) die Zielwerte 
annähernd erreicht wurden. Die Kennarten (ÖR5) erfreuen sich ähnlich wie auf Bundesebene 
einer hohen Beliebtheit. Die Blühstreifen, Altgrasstreifen und die Beibehaltung von 
Agroforstsystemen werden dagegen kaum wahrgenommen. Dies erscheint insofern 
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problematisch, da diese Maßnahmen eher komplex (dunkelgrün) sind und man hier einen 
deutlichen Umwelteffekt erwarten könnte. Die Zahlen in Sachsen sind hierbei kohärent mit denen 
im Bund, wo diese Maßnahmen ebenfalls nur wenig nachgefragt sind (Duden et al. 2025).  

Abbildung 6: Zielerreichung bei den Öko-Regelungen gegenüber den Planzahlen im GAP-Strategieplan 
in Sachsen 2025 

 
Quelle: eigene Darstellung, basierend auf Zahlen des SMUL (2026b).  

Teilnahme an Agrarumweltprogrammen der 2.Säule nach Betriebsgröße 

Die Erfahrung in Sachsen zeigt, dass sich die Teilnahme an den Agrarumweltprogrammen nach 
Betriebsgröße leicht unterscheidet. Die Abbildung 7 zeigt die Teilnahme an 
Agrarumweltprogrammen, geordnet nach Größenklassen in Sachsen und in Deutschland 
insgesamt im Jahr 2023. Die Teilnahme nach Größenklassen zeigt, dass gerade größere Betriebe 
häufiger an Agrarumweltmaßnahmen teilnehmen. Dieser Befund ist nicht neu, sondern lässt sich 
bereits seit 15 Jahren zeigen. In Sachsen ist der Anteil großer Betriebe mit über 500 Hektar mit 
Förderung über Agrarumweltmaßnahmen etwas höher als im Bundesdurchschnitt. Sieht man 
sich die Betriebe über 50 Hektar an, so sind die Unterschiede allerdings nicht besonders groß.  

Dieser Befund lässt sich mit zwei Restriktionen für kleinere Betriebe erklären: Zunächst ist die 
Fläche auf kleinen Betrieben deutlich knapper. Größere Betriebe verfügen oft über Flächen, die 
für ihre Produktion im Acker- und Grünland eine untergeordnete Rolle spielen. Gerade im 
Grünland gibt es Flächen, deren Ertrag aus der Perspektive des Futterbaus weniger bedeutsam 
ist. Größere Betriebe können mit solchen Flächen problemlos an Agrarumweltmaßnahmen 
teilnehmen. Kleiner Betriebe verfügen dagegen eher selten über solche Flächen. Hinzu kommt, 
dass kleine Betriebe teilweise Probleme mit dem bürokratischen Aufwand haben, während 
größere Betriebe über administrative Kapazitäten verfügen. 
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Abbildung 7: Anteil Betriebe mit Zahlungen aus AUKM in Sachsen und in Deutschland 2023 differenziert nach 
Fläche in Hektar 

 
Quelle: eigene Darstellung nach Zahlen des Stat. Bundesamtes 2024. 

Effektivität der Agrarumweltprogramme im Zeitablauf 

Die Effektivität von Agrarumweltmaßnahmen lässt sich grob anhand der Komplexität der 
Anforderungen, der sog. „Eingriffstiefe“ von Regeln bewerten. Hierbei kann man einerseits 
zwischen einfachen Maßnahmen mit niedriger Eingriffstiefe, den sog. „hellgrünen“ Maßnahmen 
mit niedrigen Prämien und andererseits komplexen Maßnahmen mit hoher Eingriffstiefe, den sog. 
„dunkelgrünen Maßnahmen” mit hohen Prämien unterscheiden (Freese 2012; Röder et al. 2022: 
79). Die Literatur zeigt, dass vor allem die komplexen, auf Naturschutzziele speziell 
zugeschnittenen Maßnahmen mit hohen Prämien deutlich effektiver auf Naturschutzziele 
hinwirken (ECA 2011; Armsworth et al. 2012; Batary et al. 2015, Lakner et al. 2020).  

In der folgenden Analyse wurden Agrarumweltmaßnahmen den Kategorien hellgrün und 
dunkelgrün in den Stichprobenjahren 2013, 2018 und 2024 zugeordnet. Das Jahr 2024 ist immer 
noch früh in der Förderperiode, gleichwohl zeigen die Veränderungen gegenüber 2023, dass die 
Daten 2024 bereits ein belastbares Bild für die aktuelle Förderperiode geben, selbst wenn die 
Teilnahme 2025 noch einmal ansteigen dürfte. Bei dieser Analyse ist es wichtig, dass die 
Förderung des Ökolandbaus keiner dieser beiden Kategorien zugeordnet wird. Die Leistung des 
Ökolandbaus besteht aus der Erbringung eines Bündels von Umweltleistungen. Gleichzeitig 
werden die Umweltleistungen durch Regeln auf Betriebsebene erbracht. In beiden Eigenschaften 
unterscheidet sich der Ökolandbau von anderen Agrarumweltmaßnahmen. Eine klare Zuordnung 
zu den Kategorien hellgrün und dunkelgrün ist daher unmöglich.  

Die Abbildung 8 zeigt die Entwicklung der Agrarumweltprogramme in Sachsen nach Eingriffstiefe 
in den letzten drei Förderperioden. Die Analyse der Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen (AUKM) 
zeigt, dass in der Programmierung komplexe, dunkelgrüne Maßnahmen zugenommen haben. 
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Bereits in der Förderperiode 2014-2020 gingen einige hellgrüne Agrarumweltmaßnahmen im 
Greening der Direktzahlungen auf, sodass die Bundesländer diese Maßnahmen nur noch als 
komplexere Variante anboten. Röder et al. (2022: S.83) konnten zeigen, dass der Trend zu mehr 
dunkelgrünen Agrarumweltmaßnahmen ab 2014 in verschiedenen Bundesländern deutlich zu 
erkennen ist. In Sachsen nahm der Anteil der dunkelgrünen Maßnahmen von 2013 auf 2018 von 
50% auf 68% zu.  

Abbildung 8: Entwicklung der Ausgaben für Agrarumweltprogramme in Sachsen nach Eingriffstiefe 
2013, 2017 und 2024 

 
Quelle: eigene Berechnung nach Daten des Sächsischen Ministeriums für Umwelt und Landwirtscha� (SMUL, Agrarberichte 
in Zahlen, div. Jg.). ÖR = Öko-Regelungen, AUKM = Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen. 

Im aktuellen Stichprobenjahr 2024 lassen sich 91% der Ausgaben für AUKM den dunkelgrünen 
Agrarumweltmaßnahmen zuordnen. Die Abbildung zeigt auch, dass der Schwerpunkt der 
hellgrünen Maßnahmen 2023-2027 in den Öko-Regelungen der 1. Säule gefördert wird. Hier liegt 
der Ausgabenanteil dunkelgrüner Maßnahmen bei nur 29%. Addiert man die Ausgaben für AUKM 
und Öko-Regelungen, so liegt der Ausgabenanteil für dunkelgrüne Maßnahmen bei 54%. Man 
kann insofern von einer Aufgabenteilung zwischen Öko-Regelungen und den AUKM sprechen: Die 
Öko-Regelungen bieten einfache jährliche Einstiegsmaßnahmen an, während die AUKM 
komplexe, mehrjährige Maßnahmen anbieten.  

Eine erfolgreiche Agrarumweltpolitik besteht aus einer klugen Gratwanderung zwischen den 
hellgrünen und dunkelgrünen Maßnahmen: Einstiegsmaßnahmen können die Akzeptanz bei 
Betrieben erhöhen, die bisher nicht an der Agrarumweltförderung teilgenommen haben. Für eine 
leichte, graduelle Extensivierung können hellgrüne Maßnahmen hilfreich sein, da sie sich mit 
Produktionserfordernissen besser kombinieren lassen. Die dunkelgrünen Maßnahmen werden 
dagegen eher von Betrieben umgesetzt, die bereits über langjährige Erfahrung verfügen. 
Gleichzeitig haben dunkelgrüne Maßnahmen das Potenzial, die Umweltleistung der 
Landwirtschaft entscheidend zu verbessern, da ihre Wirksamkeit höher ist. Es ist daher wichtig, 
die Teilnahme an dunkelgrünen Maßnahmen durch Überzeugungsarbeit und gezielte Beratung zu 
erhöhen. Die Förderung der ökologischen Landwirtschaft spielt diesbezüglich eine vermittelnde 
Rolle. Hier wird ein Bündel von Umweltleistungen gesamtbetrieblich gefördert (vgl. Sanders & Heß 
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2019), wodurch die Lücke zwischen hellgrünen und dunkelgrünen Maßnahmen geschlossen wird. 
Insofern gehört die Förderung der ökologischen Landwirtschaft zu einer abgestimmten Strategie 
in der Agrarumweltpolitik (Leopoldina 2020).   

Auswirkung der neuen Kofinanzierungsregeln der GAP nach 2028 

Eine zentrale Herausforderung besteht in den neuen Kofinanzierungsraten der GAP ab 2028. Für 
die Einkommensstützung, die gekoppelten Zahlungen und die Kleinerzeugerprämie bleibt es bei 
einer 100%igen EU-Finanzierung, aber für die meisten anderen GAP-Instrumente steigt der 
nationale Kofinanzierungsanteil in der nächsten GAP (vgl. Seite 11 bzw. Tabelle 2). Dies wird 
gerade für die finanzschwachen Ost-Bundesländer, aber auch für einige West-Länder erhebliche 
finanzielle Auswirkungen haben. Inhaltlich betrifft dies vor allem die Maßnahmen der 2. Säule. Für 
die Abschätzung des finanziellen Mehrbedarfs 2028-2034 in Sachsen werden die aktuellen Daten 
des ELER 2023-2027 herangezogen. Es wird weiterhin unterstellt, dass der gleiche Betrag in der 
nächsten Förderperiode für die Maßnahmen der 2.Säule aufgewendet werden soll. Die Tabelle 6 
zeigt die Ausgaben im ELER 2023-2027 mit den aktuellen EU-Kofinanzierungsrate sowie die 
zukünftig erforderliche nationale Kofinanzierung ab 2028: 

Tabelle 6: Jährliche Ausgaben in der aktuellen und zukünftigen Förderperiode für die 
Maßnahmen der 2.Säule und die Öko-Regelungen in Sachsen 

ELER-Maßnahmen* 

2023-2027 2028-2034 

EU-Anteil Na�onale 
Mitel 

EU + 
na�onale 

Mitel 
EU-Anteil Na�onale  

Mitel 

[%] [1.000 € p.a.] [%] [1.000 € p.a.] 

Naturschutz (FRL NE/2023) 75% 2.374,2 9.405,8 60% 3.762,3 
Inves��on & Existenzgründung  
(FRL LIE/2023) 52% 7.104,8 14.742,4 70% 4.422,7 

Wissenstransfer (FRL WIN/2023) 52% 57,8 120,0 60% 48,0 
Europ. Innova�onprogramm EIP  
(FRL WIN/2023) 80% 200,0 1.000,0 60% 400,0 

Zusammenarbeit (FRL WIN/2023) 51% 594,1 1.223,0 60% 489,2 
Forstmaßnahmen (FRL WuF/2023) 80% 281,5 1.407,4 70% 563,0 
LEADER (FRL LEADER/2023) 80% 10.361,3 51.806,7 60% 20.722,7 
Agrarumwelt- & Klimamaßnahmen 
(AUKM) (FRL AUK/2023) 97% 796,0 31.265,5 70% 9.379,6 

    davon ELER regulär 80% 796,0 3.980,1 70% 1.194,0 
    Umschichtungsmittel aus 1.Säule 100% - 27.285,4 70% 8.185,6 
Ökologischer Landbau (FRL ÖBL/2023) 80% 4.987,8 24.938,9 70% 7.481,7 
Ausgleichszulage (FRL AZL 2026) 65% 1.155,0 3.300,0 70% 990,0 
Technische Hilfe 60% 1.732,2 4.330,5 60% 1.732,2 
Öko-Regelungen (bisher 1.Säule) 100% - 46.226,2 70% 13.867,8 
Gesamt ELER und Öko-Regelungen 84% 29.644,7 189.766,3 58% 63.859,2 

Quelle: eigene Berechnung. Daten nach Angaben des SMUL 2026, die unterstellten Kofinanzierungsraten 
entsprechen den Artikeln 35(4) und 20 der NRPF-Verordnung (KOM 2025a). * Die Öko-Regelungen werden 
aktuell in der 1.Säule und nicht über ELER finanziert. Allerdings müssen vergleichbare Maßnahmen über die 
AUKA mit 70% kofinanziert werden, daher werden die Öko-Regelungen hier berücksichtigt. Für die Öko-
Regelungen werden die Ausgaben von 2024 zu Grunde gelegt. 
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Die Schätzung zeigt einen jährlichen Mehraufwand für Kofinanzierung der 2. Säule-Maßnahmen 
und für die Öko-Regelungen von etwa 34,2 Mio. €, die vom Land Sachsen und vom Bund 
gemeinsam getragen werden müssen. Dies setzt voraus, dass diese Maßnahmen über die 
Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küstenschutz (GAK) finanzierbar sind und die GAK mit 
ausreichend Mitteln ausgestattet ist. Unterstellt man eine siebenjährige Förderperiode, könnte 
der Mehrbedarf für die Förderperiode 2028-2034 bei insgesamt etwa 240 Mio. € liegen. 

Die Effekte der neuen Kofinanzierung wirken sich auf die einzelnen Maßnahmen unterschiedlich 
aus: Für die Agrarinvestitionsprogramme gibt es demnach eine Verbesserung von ca. 2,7 Mio. € 
pro Jahr, da hier der EU-Kofinanzierungssatz von 52% auf 70% ansteigt. Auch bei der 
Ausgleichszulage steigt die EU-Kofinanzierung von 65% auf 70%. Für die anderen Maßnahmen 
stellen die neuen Kofinanzierungssätze eine finanzielle Herausforderung dar. Insbesondere die 
Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen haben in der aktuellen Förderperiode von günstigen Ko-
Finanzierungsregeln profitiert. Die Umschichtungsmittel aus der 1. Säule, die für AUKM eingesetzt 
wurden, war keine Ko-Finanzierung notwendig. In Sachsen beträgt der Umfang solcher 
kofinanzierungsfreier Umschichtungsmittel 27 Mio. € pro Jahr und macht 90% der Ausgaben für 
AUKM aus. Die Nutzung von Umschichtungsmitteln für AUKM führt dazu, dass die nationale 
Kofinanzierung der AUKM insgesamt bei 3% liegt. Gemeinsam mit der Förderung des Ökolandbau 
liegt der nationale Anteil aktuell bei 10% und steigt in Zukunft aber auf 30%, so dass die 
Diskrepanz in diesem Bereich besonders groß ist. Der finanzielle Mehrbedarf für die AUKM und 
den Ökolandbau liegt hier bei 11 Mio. € pro Jahr. 

Die LEADER-Programme stellen mit 36% der Ausgaben einen Schwerpunkt in der 2. Säule in 
Sachsen dar (vgl. Abbildung 3). In der GAP ab 2028 wird LEADER zwar als landwirtschaftliches 
Instrument geführt, profitiert jedoch nicht von den günstigeren GAP-Kofinanzierungssätzen. In 
Zukunft hängt der Kofinanzierungssatz für LEADER davon ab, auf welcher Ebene eine Region als 
„less developed region“, „transition region“ oder „more developed region“ eingestuft wird. Die 
Einstufung erfolgt anhand des Bruttoinlandsproduktes (BIP) pro Kopf, das, wie oben dargestellt, 
in den sächsischen Regierungsbezirken zwischen 84% und 97% des EU-Durchschnitts liegt, so 
dass Sachsen vermutlich als “transition region” eingestuft würde. Der Kofinanzierungssatz der EU 
für LEADER würde von 80% auf 60% fallen, was einen zusätzlichen finanziellen Aufwand von 10 
Mio. € pro Jahr für das Bundesland Sachsen zur Folge hätte.  

Weiterer Finanzierungsbedarf würde durch Maßnahmen der 1. Säule wie die Sektorprogramme 
für Bienen, Obst und Gemüse und Wein, sowie das Schulprogramm entstehen. Hier würde die 
EU-Finanzierung von 100% auf 70% sinken.  

Wenn sich die Regeln der Kofinanzierung nicht mehr ändern, könnte der finanzielle Mehrbedarf 
für die Bundesländer reduziert werden, indem z.B. die Programme für extensive Grünlandnutzung 
oder Teile der Öko-Förderung als gekoppelte Zahlungen und die Zahlungen für benachteiligte 
Gebiete oder für Natura-2000-Gebiete als regional differenzierte Einkommensstützung gezahlt 
werden. Allerdings wäre das aus ordnungspolitischer Sicht kritikwürdig, da hier erneut 
problematische Instrumente fortgeschrieben würden. Es ist daher dringend zu empfehlen, die 
Regeln der Kofinanzierung anzupassen. 
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c) Betriebs-, Kapital- und Eigentumsstrukturen in der sächsischen Landwirtschaft 
In Sachsen gibt es derzeit rund 6.200 landwirtschaftliche Betriebe – ein Rückgang um rund 60% 
seit 1990. Zugleich werden 62% der Fläche von Betrieben mit mehr als 500 ha bewirtschaftet, 43% 
sogar von Betrieben mit mehr als 1.000 ha (siehe Abbildung 9). Diese Betriebe wären erheblich 
von einer Degression und Kappung von EU-Direktzahlungen betroffen. Zugleich sind sie für 
Wertschöpfung und Beschäftigung in der Landwirtschaft bedeutsam. Das gilt nicht zuletzt für die 
Betriebe mit mehr als 1.000 ha, die 36% der Arbeitskrafteinheiten beschäftigen. Zwar gibt es keine 
Statistik des Landes Sachsen, die die Wertschöpfung nach Flächenausstattungen ausweist, 
jedoch erzielten laut Testbetriebsauswertungen des Landes Sachsen die juristischen Personen 
mit durchschnittlich 1.390 ha im Vergleich der Rechtsformen je ha das höchste 
Betriebseinkommen, was der Nettowertschöpfung entspricht (vgl. Tabelle 16). 

Abbildung 9: Betriebsgrößenstruktur in Sachsen (SN) und Deutschland (D) im Jahr 2023 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt (2026), eigene Berechnungen 

Zur präziseren Darstellung und Abschätzung der Kapital- und Eigentumsstrukturen wurden 
zunächst auf Grundlage der Liste aller Agrarzahlungsempfänger des Jahres 2024 die größten 
landwirtschaftlichen Unternehmen in Sachsen sowie deren Standorte identifiziert. Anschließend 
wurden mithilfe einer Unternehmensdatenbank und des Handelsregisters die Mutter- und 
Tochterunternehmen dieser größten Agrarzahlungsempfänger sowie deren offiziellen Standorte 
recherchiert. 

Auf dieser Datengrundlage lassen sich neben dem Rahmen für eine Abschätzung der Wirkungen 
von Degression und Kappung auch Unternehmensverflechtungen in der sächsischen 
Landwirtschaft selektiv für die Gruppe der größten Agrarzahlungsempfänger offenlegen, über 
Unternehmen aggregierte Subventionszahlungen ermitteln und den möglichen Einfluss 
nationaler und internationaler Kapitalinvestoren analysieren. Da für diese Studie nur ein 
begrenzter Zeitrahmen zur Verfügung steht, erlauben die nachfolgenden Analysen kein 
umfassendes Bild der Strukturen; Datenprobleme bestehen insbesondere für die Nebenerwerbs- 
und kleineren Haupterwerbsbetriebe, die im Testbetriebsnetz für Sachsen kaum vertreten sind. 
Zudem erlaubt die verfügbare Datenbasis lediglich Aussagen über die Eigentumsstrukturen des 
von Agrarzahlungsempfängern bewirtschafteten Landes. Aussagen zu allgemeiner 
Eigentumsstruktur, wie sie beispielsweise in Studien von Tietz und Hubertus (2024) oder Jänicke, 
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Balmann und Müller (2024) hinsichtlich des Bodeneigentums analysiert werden, sind damit nicht 
möglich. Hierfür wären Daten aus dem Amtlichen Liegenschaftskataster (ALKIS) erforderlich.  

Daten 

Die primäre Datenquelle für die Analyse der Kapital- und Eigentumsstrukturen waren die 
Agrarzahlungen für das Antragsjahr 2023, das dem Agrarhaushaltsjahr 16.10.2023-15.10.2024 
entspricht und unter agrarzahlungen.de für das Jahr 2024 veröffentlicht sind. Die Agrarzahlungen 
beinhalten alle Agrarzahlungsempfänger:innen (im Folgenden Begünstigte genannt) für 
Deutschland mit ihren erhaltenen Zahlungen, welche nach Säulen und Maßnahmen unterteilt 
sind und Angaben zum Gemeindesitz und zur PLZ der Begünstigten enthalten. Auf Basis der Höhe 
von 170,93 €/ha im Antragsjahr 2023 lässt sich aus der erhaltenen Einkommensgrundstützung 
(Maßnahmencode I.1) die bewirtschaftete Fläche ableiten. Wenn die Begünstigten Unternehmen 
sind (und keine Privatpersonen), dann enthält die Tabelle Angaben, ob diese Unternehmen Teil 
einer Unternehmensgruppe sind und welches das Mutterunternehmen ist. Diese Informationen 
können unvollständig sein, weil die Angabe der Mutterunternehmen erst ab der Förderperiode 
2023 eingeführt wurde. Begünstigte, die lediglich Zahlungen aus der GAP-Förderperiode 2014-
2022 erhalten haben, waren von dieser Pflicht befreit. Das gilt auch dann, wenn die Gelder 
aufgrund von Übergangsregeln erst zwischen 2023 und 2026 ausgezahlt werden. Zudem werden 
keine Privatpersonen als „Mutterunternehmen“ gelistet, womit begünstigte Unternehmen, die 
ein- und derselben Person gehören, nicht als Unternehmensgruppe innerhalb der 
Agrarzahlungstabelle identifiziert werden können.   

Aus diesem Grund haben wir weitere Informationen aus der Unternehmensdatenbank DAFNE 
(‘Die Analyse von Finanzdaten nun erleichtert’), die dem Bureau van Dijk gehört, abgerufen. Sie 
enthält Angaben zu den Vorständen, Geschäftsführer:innen, Gesellschafter:innen, 
Prokurist:innen und Tochtergesellschaften der Unternehmen. Alle in Deutschland eingetragenen 
Unternehmen sind in ihr enthalten; bei ausländischen Eigentümer:innen von Unternehmen wird 
lediglich der Name angegeben. Zugang zu DAFNE hatten wir über einen Account des Humboldt 
Lab for Empirical and Quantitative Research (LEQR) der Humboldt-Universität zu Berlin. Viele der 
gelisteten Informationen sind nur über Credits abrufbar, die uns nicht zur Verfügung standen, 
weshalb wir die Informationen zu Tochtergesellschaften, Hauptanteilseignern (>= 50%) und den 
Global Ultimate Owners (GUO, oberste wirtschaftliche Eigentümer) der Unternehmen aus DAFNE 
manuell extrahiert haben. Dabei ist zu beachten, dass DAFNE keine Informationen zu GbRs 
auflistet und dass wir in einigen Fällen durch weitere Recherche im Handelsregister Lücken in 
DAFNE geschlossen haben. 

Um Informationen zu den gesetzlichen Vertreter:innen der Unternehmen zu erhalten, haben wir 
zudem auf NorthData zurückgegriffen. NorthData ist eine deutsche Recherche-Plattform und ein 
Analysedienst für Unternehmensdaten, der auf Informationen aus dem Handelsregister und dem 
Bundesanzeiger basiert. Über einen Premium-Zugang haben wir die Namen der gesetzlichen 
Vertreter:innen (maximal 3) der Unternehmen erhalten. Eine Unterscheidung zwischen 
Geschäftsführer:innen und Vorständen konnten wir anhand der extrahierten Tabellen nicht 
treffen. 

http://www.agrarzahlungen.de/


28 

Methodik 

Anhand der Gemeindenamen und Postleitzahlen wurden die Begünstigten der 
Agrarzahlungsdatenbank zunächst den Bundesländern zugeordnet, sodass Abschätzungen für 
andere Bundesländer möglich sind. Für die vertiefte Analyse der Finanz- und 
Eigentumsstrukturen wurden gezielt alle in Sachsen registrierten Begünstigten ausgewählt. In 
einem nächsten Schritt wurden die Namen der Begünstigten bereinigt: Umlaute wurden 
vereinheitlicht, Namen kleingeschrieben und Körperschaftsbezeichnungen in gängige 
Abkürzungen (z. B. „GmbH“) umgewandelt. Zusätze wie „vertreten durch …“ wurden konsequent 
entfernt. Durch die Kombination aus Namen, Postleitzahl, Gemeinde und Zahlbetrag konnten alle 
Begünstigten eindeutig identifiziert werden. Diese Methodik ermöglichte zudem die 
Differenzierung von Kleinempfänger:innen, die in den Rohdaten lediglich als „Kleinempfänger“ 
geführt wurden. 

Für jede:n so identifizierte:n Begünstigte:n wurden die Agrarzahlungen für die 
Einkommensgrundstützung (Maßnahme I.1) aufsummiert, da diese im Folgenden als Grundlage 
für die Berechnung der Flächen pro Begünstigter:m dienten. Mittels Codewörter (z. B. GmbH, AG, 
GbR) erfolgte zudem die Klassifizierung der Begünstigten als natürliche Personen oder 
Körperschaften. Für die 400 größten Begünstigten, gemessen an der erhaltenen 
Einkommensgrundstützung, wurden anschließend die Tochtergesellschaften, Anteilseigner und 
Global Ultimate Owners (GUOs) in der Datenbank DAFNE sowie die gesetzlichen Vertreter und 
genauen Adressen in NorthData händisch recherchiert. Für alle so identifizierten GUOs und die 
bereits in der Agrarzahlungstabelle direkt als GUOs gelisteten Mutterunternehmen wurden die 
Tochterunternehmen ebenfalls erneut recherchiert. Durch diese Suche konnte sichergestellt 
werden, dass auch Unternehmen, die nicht zu den 400 größten Begünstigten gehören, den 
jeweiligen Unternehmensgruppen zugeordnet sind. 

Anschließend wurden die Begünstigten anhand einer Netzwerkanalyse von 
Tochtergesellschaften, Anteilseignern, Vertretern und GUOs zu Unternehmensgruppen 
zusammengefasst. Diese Analyse wurde zweimal durchgeführt: Zunächst ohne Einbeziehung der 
gesetzlichen Vertreter und anschließend mit Einbeziehung der gesetzlichen Vertreter. Der Grund 
für diese methodische Trennung ist die Unsicherheit beim Datenabgleich (Matching) natürlicher 
Personen, da außer dem Namen keine weiteren Identifikatoren wie Adressen oder Geburtsdaten 
vorlagen. Während die erste Analyse somit ein konservatives Ergebnis liefert, ermöglicht die 
zweite Variante eine umfassendere, jedoch fehleranfälligere Identifizierung der Gruppen. Diese 
umfassendere Analyse ist vorrangig als Veranschaulichung dafür zu verstehen, dass die 
Unternehmensgruppen größer sein können als unsere Analysen es hergeben. Weitere 
Ungenauigkeiten beim Matching der Agrarzahlungstabelle mit den anderen Informationen 
entstehen dadurch, dass zwischen den Quellen ein zeitlicher Versatz von bis zu 3 Jahren besteht. 
In dieser Zeit könnten sich die Besitzverhältnisse der Unternehmen geändert haben. 

Um die Eigentumsstrukturen zu analysieren, wurden schließlich die genutzten Agrarflächen der 
Begünstigten berechnet. Da im Antragsjahr 2023 für die Einkommensgrundstützung ein fester 
Betrag von 170,93 €/ha ausgezahlt wurde, konnten die beantragten Flächen aus der Summe der 
erhaltenen Zahlungen abgeleitet werden. Da möglicherweise nicht für alle Flächen 
Agrarzahlungen beantragt werden, dient diese Rechnung als Annäherung an die tatsächlichen 
Flächen. Zudem lässt sich auf diesem Weg nicht zwischen Eigentums- und Pachtflächen 
unterscheiden; stattdessen kann lediglich die gesamte genutzte Fläche abgebildet werden.  
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Die folgenden Ergebnisse werden für zwei Aggregationsstufen dargestellt: In Stufe 1 (Aggr1) wird 
die Agrarfläche pro eindeutig identifizierbarem Begünstigten betrachtet, was eine 
Vergleichbarkeit mit offiziellen Statistiken zu landwirtschaftlichen Betrieben ermöglicht. In Stufe 
2 (Aggr2) werden die Agrarflächen pro Unternehmensgruppe aufsummiert, indem die Flächen 
aller zugehörigen Einzelbegünstigten aggregiert werden. Dabei aggregieren wir die Unternehmen 
einmal auf konservative Weise und einmal auf umfassende Weise, wie im vorherigen Absatz 
beschrieben (Aggr2-konservativ und Aggr2-umfassend). 

Auf Basis der errechneten und aggregierten Flächen wurde die Konzentrationen zwischen den 
Begünstigten in den verschiedenen Aggregationsstufen berechnet. Eine konkrete Bewertung 
möglicher Bodenmarkteffekte bedarf allerdings einer Betrachtung der Konzentration auf dem 
lokalen Bodenmarkt (Balmann et al. 2021; Jänicke, Balmann, Müller 2024; Jänicke & Müller 2024), 
da Boden ein immobiles Gut ist und Landwirte, die größten Interessenten an Land, in der Regel in 
einem begrenzten Umkreis um den Betriebsstandort herum wirtschaften, insbesondere um hohe 
Transportkosten zu vermeiden (Plogmann et al. 2020). Da die Beachtung lokaler Bodenmärkte in 
dieser Studie jedoch nicht möglich ist sowie auch aufgrund fehlender räumlich-expliziter 
Geodaten (wie z.B. aus dem Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystem, InVeKoS, oder dem 
ALKIS), können wir nur die Konzentration auf Ebene des Bundeslandes betrachten. Als 
Konzentrationsmaß verwenden wir den Gini-Koeffizienten, der ein gängiger Maßstab für relative 
Einkommensungleichheit ist und häufig zur Messung der Ungleichheit beim Landbesitz 
herangezogen wird (z. B. Benra & Nahuelhual 2019). Der Gini-Koeffizient liegt zwischen 0 und 1, 
wobei 1 für vollständige Ungleichheit steht.  

Eigentumsstrukturen 

Zur Einordnung der Ergebnisse ist es wichtig zu beachten, dass die Informationen aus der 
Agrarzahlungsdatenbank nicht deckungsgleich mit den Statistiken der Agrarstrukturerhebungen 
sind. Jedoch dürften diese insbesondere für die Größenklassen ab 50 ha ziemlich ähnlich sein 
(Abb. 10, Tabelle A1 im Anhang, Vergleich Betriebe mit Aggr1). In den Agrarzahlungsdaten haben 
wir ca. 700 Begünstigte für Agrarzahlungen mehr ermittelt (7.076) als in den öffentlichen 
Statistiken angegeben sind (Aggr1: 6.360, Aggr2 – konservativ: 6.923, Aggr2 – umfassend: 6.781). 
Abweichungen ergeben sich insbesondere zwischen kleinen Betrieben und Begünstigten mit 
kleineren Flächen. In der kleineren Größenklasse „unter 5 ha“ haben wir beispielsweise 1.100 
mehr Begünstigte ermittelt, was daran liegen dürfte, dass laut § 91 des Agrarstatistikgesetzes 
(AgrStatG) in der Regel mindestens fünf Hektar bewirtschaftet werden müssen, um erfasst zu 
werden, während die Untergrenze für die Beantragung von EU-Einkommenshilfen in Deutschland 
bei lediglich einem Hektar liegt. In den nächsthöheren Größenklassen ist die Anzahl der 
Begünstigten dagegen kleiner als die offizielle Zahl der Betriebe, was daran liegen kann, dass 
manche Betriebe keine Agrarzahlungen beantragten oder Anträge noch nicht vollständig 
bearbeitet werden konnten.1 In den Größenklassen ab 50 ha sind die Abweichungen nur marginal. 

 
1 Eine Recherche des Bayerischen Rundfunks vom Februar 2026 kommt auf Basis der Daten der 
Hauptzollämter zu dem Ergebnis, dass in Sachsen im Jahr 2022 nur 2.861 Betriebe Anträge für eine 
Agrardieselrückvergütung gestellt haben, also nur 41% der im Rahmen der Agrarstrukturerhebung des 
Statistischen Bundesamts erfassten Betriebe. Dieses Ergebnis dürfte vor allem daraus liegen, dass viele 
Klein- und Kleinstbetriebe die Rückvergütung nicht beantragen oder aufgrund einer Untergrenze von 50 € 
nicht beantragen konnten. Agrardiesel: Viele Landwirte verzichten auf Rückvergütung | BR24 

https://www.br.de/nachrichten/bayern/agrardiesel-viele-landwirte-verzichten-auf-rueckverguetung,VAq0t6w
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Abbildung 10: Anzahl der Betriebe in Sachsen nach Größenklassen im Vergleich mit der Anzahl der 
Begünstigten von Agrarzahlungen in verschiedenen Aggregationsstufen. 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

Abbildung 11: Fläche der Betriebe in Sachsen nach Größenklassen im Vergleich mit der Anzahl der 
Begünstigten von Agrarzahlungen in verschiedenen Aggregationsstufen. 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

Schaut man auf die genauen Flächen, ist zu beachten, dass unsere Berechnungen die 
Agrarflächen Sachsens um ca. 12.000 ha (1,3%) unterschätzen (Abbildung 11, Tabelle A2 im 
Anhang; Vergleich Betriebe mit Aggr1). Ein Grund dafür könnte sein, dass wir mit einem festen 
Satz von 170,93 €/ha an Einkommenshilfe rechnen, dieser jedoch in einigen Fällen durch 
Strafkürzungen geringer ausfallen kann, dass nicht für alle Flächen Agrarzahlungen beantragt 
wurden oder dass Anträge nicht innerhalb des Zahlungszeitraums erfolgten. Ein weiterer Grund 
könnte sein, dass Unternehmen aus anderen Bundesländern in Sachsen Flächen bewirtschaften, 
diese aber in der Agrarzahlungstabelle der Stammgemeinde der/des Begünstigten außerhalb 
Sachsens zugewiesen werden, da für jede:n Begünstigte:n nur ein Eintrag erfolgt. Umgekehrt ist 
jedoch auch möglich, dass Unternehmen in Sachsen Flächen anderer Bundesländer zugerechnet 
wurden. 
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Auch bei den Flächen zeigt sich, dass wir in der kleinsten Größenklasse mehr Flächen als die 
offiziellen Statistiken ausweisen, während wir in den größeren Größenklassen die Flächen 
unterschätzen. Insbesondere in der Größenklasse „500 bis unter 1.000 ha“ liegen unsere 
Ergebnisse ca. 23.000 ha unter den offiziellen Statistiken, während in der Größenklasse „1.000 ha 
und mehr“ ca. 9.000 ha fehlen.  

Die meisten Begünstigten sind natürliche Personen (4.270) und Kleinempfänger:innen (1.145). 
Danach folgen Betriebe, die nicht über die Codewörter einer Körperschaft zugeordnet werden 
konnten (468)2, GbRs (467) und GmbHs (362). Es konnten 181 Genossenschaften und 15 
Aktiengesellschaften identifiziert werden. 

Genossenschaften, GmbHs und Natürliche Personen haben als Gruppe jeweils für mehr als 
215.000 ha Zahlungen beantragt (Tabelle 7). Die Genossenschaften haben dabei im Mittel die 
größten Flächen mit ungefähr 1.300 ha gefolgt von den Aktiengesellschaften (ca. 980 ha). GmbHs 
und GmbH & Co. KG besitzen durchschnittliche Flächen von ca. 600 ha, während natürliche 
Personen (exklusive Kleinempfänger:innen) im Mittel nur 51 ha bewirtschaften.  

Schaut man auf die Veränderung in der Anzahl der Begünstigten zwischen Aggregationsstufe 1 
und den beiden Aggregationsstufen 2, dann zeigt sich, dass die identifizierten 
Unternehmensgruppen insbesondere aus Unternehmen mit mindestens 50 ha und größer 
bestehen (Abb. 10, Tabelle A1 im Anhang). Zudem entstehen durch die konservative Schätzung in 
Aggregierung 2 vier Unternehmensgruppen, die jeweils mehr als 5.000 ha bewirtschaften, und 
eine Unternehmensgruppe, die mehr als 10.000 ha bewirtschaftet. In der umfassenden 
Schätzung entstehen sieben Unternehmensgruppen, die zwischen 5.000 ha und 10.000 ha 
bewirtschaften.  

Durch die Aggregierung in Stufe zwei werden viele Flächen aus den Größenklassen „200 bis unter 
500 ha“ und „500 bis unter 1.000 ha“ in die Größenklasse „1.000 ha und mehr“ verschoben (Abb. 
11, Tabelle A2 im Anhang). Insgesamt wächst diese um ca. 59.000 ha (konservative Schätzung) 
bzw. 88.000 (umfassende Schätzung). Die Unternehmensgruppen, die in der Größenklassen 
5.000 bis unter 10.000 ha liegen, bewirtschaften insgesamt 26.000 ha (konservative Schätzung) 
bzw. 45.000 ha (umfassende Schätzung). Zudem bewirtschaftet die größte Unternehmensgruppe 
insgesamt 11.000 ha (konservative Schätzung) bzw. 16.000 ha (umfassende Schätzung). 

Die Unternehmensgruppen bestehen zum größten Teil aus e.G. und GmbHs, was an der starken 
Reduzierung der Anzahl der Begünstigten in diesen beiden Gruppen zu erkennen ist (Vergleich 
Tabelle 7 mit Tabelle 8). Auch einige der AGs gehören zu den identifizierten 
Unternehmensgruppen. Insgesamt bewirtschaften die Unternehmensgruppen ca. 35% der 
Fläche Sachsens – im Mittel 1.860 ha. Alleine die 100 größten Unternehmensgruppen und 
Unternehmen bewirtschaften zusammen 270.000 ha, also 30% der Fläche in Sachsen.  

 
2 Dies geschieht durch abweichende oder fehlerhafte Schreibweisen, die nicht durch unsere Codewörter 
und Regeln abgedeckt sind. Z.B. werden die meisten natürlichen Personen durch die Schreibweise 
„Nachname, Vorname“ ausgewiesen, jedoch wird in einigen Fällen „Vorname Nachname“ benutzt und 
teilweise enthalten Unternehmensnamen keine gängige Körperschaftsabkürzung. Eine Korrektur wäre nur 
mit erheblichem Aufwand oder Zugang zum ALKIS möglich. 
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Tabelle 7: Anzahl und ermittelte Flächen der Begünstigten nach Körperschaftstyp in 
Aggregationsstufe 1 

Körperschaftstyp Bewirtschaftete 
Fläche gesamt [ha] 

Anzahl 
Begünstigte 

Durchschnittliche 
Fläche [ha] 

e.G. 237.737 181 1.288 
GmbH 218.709 362 603 
Natürliche Person 217.278 4.270 51 
GbR 89.609 467 192 
Begünstigte, ohne klare 
Kennzeichnung 47.339 468 101 

GmbH & Co. KG 41.383 70 591 
AG 14.661 15 977 
KG 13.809 28 493 
Kleinempfänger:Innen 4.138 1.145 4 
UG 1.165 7 166 
e.V. 1.049 31 34 
Land 926 1 926 
Kirche 660 3 220 
Erbengemeinschaft 634 14 45 
OHG 435 3 145 
Stiftung 112 3 37 
Gemeinde 71 4 18 
gemeinnützige Körperschaft 51 3 17 
OG & Co. KG 14 1 14 

Quelle: eigene Berechnungen 

Tabelle 8: Anzahl und ermittelte Flächen der Begünstigten nach Körperschaftstyp in 
Aggregationsstufe 2 

Körperschaftstyp Bewirtschaftete 
Fläche gesamt [ha] 

Anzahl 
Begünstigte 

Durchschnittliche 
Fläche [ha] 

Unternehmensgruppe 318.262 171 1.858 
Privatperson 217.278 4.270 51 
e.G. 109.284 107 1.027 
GbR 87.245 463 188 
GmbH 76.261 169 451 
Betrieb, ohne klare Kennzeichnung 43.181 466 93 
KG 10.427 24 427 
GmbH & Co. KG 9.322 33 282 
AG 5.222 7 746 
Unbekannt 4.138 1.145 4 
e.V. 1.049 31 34 
Land 926 1 926 
Kirche 660 3 220 
Erbengemeinschaft 634 14 45 
OHG 435 3 145 
UG 378 5 76 
Stiftung 112 3 37 
Gemeinde 71 4 18 
gemeinnützige Körperschaft 51 3 17 
OG & Co. KG 14 1 14 

Quelle: eigene Berechnungen 



33 

Konzentrationen und Eigentumsstruktur 

Wie bereits im Kapitel „Hintergrund“ beschrieben, ist die Konzentration der bewirtschafteten 
Flächen in Sachsen sehr hoch. Vergleichsweise wenige Betriebe bewirtschaften den Großteil der 
Flächen. Diese Aussage zeigt sich auch in den Agrarzahlungsdaten für die Einkommenshilfe (Abb. 
12) und spiegelt sich in einem Gini-Koeffizienten von 0,80 in Aggregationsstufe 1 wider. Dieser 
hohe Wert ergibt sich nicht zuletzt daraus, dass etwa 5.000 der insgesamt 7.000 Begünstigten 
weniger als 50 ha bewirtschaften. Mit einer durchschnittlichen Fläche von 12 ha bewirtschaften 
diese zusammen nur 7% der Gesamtfläche, während sich die übrigen 93% auf etwa 2.000 
Begünstigte verteilen. Durch die Aggregation der Zahlungen bzw. errechneten Flächen in Stufe 
zwei, steigt der Gini-Koeffizient um 2 Prozentpunkte (konservative Schätzung) bzw. 
3 Prozentpunkte (umfassende Schätzung). Wie in Abb. 12 zu erkennen ist, zeigt sich vor allem eine 
Konzentration an der Spitze.  

Abb. 12: Lorenzkurven der verschiedenen Aggregationsstufen zur Ableitung des Gini-Koeffizienten 

 

Quelle: eigene Berechnungen 

Wie sich diese Konzentration in der Spitze auf lokale Bodenmärkte auswirkt, lässt sich nicht aus 
der Konzentration ableiten. Schließlich können die Flächen der Unternehmen einer 
Unternehmensgruppe über ganz Sachsen verteilt oder lokal geclustert sein. Eine Indikation, bietet 
Abb. 13, in der die Verteilung der Sitze der GUOs und ihrer Tochterunternehmen für die fünf 
größten Unternehmensgruppen zu sehen ist. Hier sieht man, dass beispielsweise die 
Unternehmen der Gruppe um die MAP Meißener Agrarprodukte AG über 3 Landkreise verteilt sind. 
In anderen Fällen, wie z.B. bei der BUDISSA Agrarprodukte AG oder der Bauernland AG erstrecken 
sich die Tochterunternehmen nur über 2 Landkreise und liegen teilweise nur wenige Kilometer 
voneinander entfernt. In anderen Fällen, wie z.B. bei der Methauer AGRO-AG sind die 
identifizierten Tochterunternehmen an der gleichen Adresse gemeldet wie ihr 
Mutterunternehmen. 
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Abbildung 13: Hauptsitz der fünf größten Unternehmensgruppen mit Niederlassungen der einzelnen 
Tochterunternehmen der Gruppe 

 
Quelle: eigene Analysen 

Abbildung 14: Beispielhafte Darstellung der größten Unternehmensgruppe MAP Meißener 
Agrarprodukte AG mit ihren begünstigten Tochterunternehmen 

 

Quelle: DAFNE, NorthData, eigene Analysen 

Die größte Unternehmensgruppe in Aggregationsstufe 2 (konservative Schätzung) ist die Gruppe 
um die MAP Meißener Agrarprodukte AG mit ca. 11.300 ha (Abb. 13), gefolgt von der Budissa 
Agrarprodukte AG mit 9.000 ha und der Bauernland Agrar AG 6.700 ha (Tabelle 9). Diese größten 
Unternehmen können, ebenso wie auch die Methauer Agro AG, als breit aufgestellte 
Aktiengesellschaften mit etwa 165 bis über 500 Aktionären verstanden werden, die sich im 
Wesentlichen aus ehemaligen LPG-Mitgliedern bzw. deren Erben und Mitarbeiter:innen 
zusammensetzen. Auch der Agrarbetrieb Oberlichtenau GmbH hat mit etwa 75 
Gesellschafter:innen ein ähnliches Konstrukt. Die 16 am stärksten von Direktzahlungen 
begünstigten Unternehmen bzw. Unternehmensgruppen sind alle in Sachsen ansässig, danach 
kommt die erste Gruppe, deren Sitz nicht in Sachsen liegt. Insgesamt konnten wir 15 
Unternehmensgruppen identifizieren, deren Hauptsitz nicht in Sachsen gemeldet war. Sechs 
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dieser Gruppen kamen aus Bayern, jeweils zwei aus Brandenburg und Nordrhein-Westfalen und 
je eine aus Baden-Württemberg, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen. Lediglich fünf 
dieser 14 Unternehmensgruppen mit Sitz außerhalb Sachsens gehören zu den in Tabelle 9 
dargestellten 100 größten Gruppen. Die größte nichtsächsische Gruppe ist Terreco GmbH mit Sitz 
in Brandenburg mit der Osterland Agrar GmbH und der Prießnitzer Agrar GmbH, die sich auf 
Ökolandwirtschaft spezialisiert hat und an der die GLS Treuhand e.V. beteiligt ist. Die zweitgrößte 
nicht-sächsische Gruppe befindet sich im Eigentum der Süddeutschen 
Zuckerrübenverwertungsgenossenschaft mit Sitz in Baden-Württemberg, die in Sachsen 
insgesamt etwa 3.300 ha bewirtschaftet. Deren Anteilseigner sind etwa 13.000 bis 14.000 aktive 
Landwirte. Die drittgrößte nicht-sächsische Unternehmensgruppe gehört zum 
Lebensmittelgroßhändler dennree GmbH aus Bayern. Dieser bewirtschaftet ca. 3.200 ha. An 
vierter Stelle ist die Gruppe um die Ervema Agrar Gesellschaft Wöhlsdorf mbH, ein primär 
familiengeführtes Landwirtschaftsunternehmen aus Thüringen mit ca. 2.500 ha in Sachsen sowie 
weiteren etwa 4.000 ha in Thüringen. An fünfter Stelle der Unternehmensgruppen, die laut den 
Unterlagen nicht überwiegend in Sachsen registriert sind, rangiert mit etwa 2.400 ha die VHANCA 
Beteiligungen GmbH & Co. KG der Familie Voges, die seit 1992 die Saat-gut Plaußig Voges KG am 
Stadtrand von Leipzig betreibt. An sechster Stelle der nicht in Sachsen registrierten Begünstigten 
bzw. auf Rang 71 der größten Begünstigten von EU-Direktzahlungen in Sachsen insgesamt, findet 
sich mit 1.960 ha die DT Deutsche Stiftungstreuhand AG, die als Treuhänder bei zwei 
landwirtschaftlichen Unternehmen in Sachsen beteiligt ist. Dieses Unternehmen scheint der 
einzig offenkundige Fall unter den 100 größten Empfängern zu sein, an dem vermutlich ein 
landwirtschaftsferner „Investor“ maßgeblich beteiligt ist.  

Ohne ausführlich darauf einzugehen, ist festzuhalten, dass mehr als die Hälfte der 100 größten 
Begünstigten Agrargenossenschaften sind, die zumeist auch Holdingstrukturen ausweisen. 
Deren Haupteigentümer sind wie bei den genannten Aktiengesellschaften ehemalige LPG-
Mitglieder, deren Erben sowie Beschäftigte. 

Wir konnten keine internationalen Eigentumsstrukturen finden. Eine Einschränkung unserer 
Analyse ist jedoch, dass wir in den meisten Fällen die Anteilseigner von Aktiengesellschaften 
nicht beleuchten konnten. Zwar gibt es einige Fälle in DAFNE, bei denen sie ausgewiesen wurden; 
für die übrigen fehlen sie jedoch. Unter den Anteilseignern der Aktiengesellschaften könnten 
somit internationale Akteure vorkommen, die wir nicht identifizieren konnten, was allerdings 
unwahrscheinlich erscheint. Gleiches gilt grundsätzlich auch für die anderen Rechtsformen. 

Tabelle 9: Die 100 größten Begünstigten nach Einkommenshilfe (Maßnahme I.1) in Sachsen und nach 
Aggregationsstufe 2 – konservative Schätzung 

Rang Oberste wirtschaftliche 
Eigentümer (GUO) 

Fläche  in 
ha 

Körper-
schaftstyp 

Bundesland Anzahl 
Unternehmen 

Anzahl 
Begünstigte 

1 MAP Meißener Agrarprodukte 
AG 

11.307 Gruppe Sachsen 30 17 

2 Budissa Agrarprodukte AG 
Niederkaina 

9.045 Gruppe Sachsen 8 7 

3 Bauernland Agrar AG 6.687 Gruppe Sachsen 7 7 
4 Agrarbetrieb Oberlichtenau 

GmbH 
5.151 Gruppe Sachsen 5 3 

5 Methauer Agro-AG 5.023 Gruppe Sachsen 6 3 
6 Agraset Agrargenossenschaft 

Naundorf eG  
4.830 Gruppe Sachsen 6 2 
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7 Agrargenossenschaft 
Langenchursdorf eG 

4.683 Gruppe Sachsen 6 3 

8 Agrargenossenschaft "MAVEK" 
eG 

4.523 Gruppe Sachsen 4 3 

9 Terreco GmbH 4.376 Gruppe Brandenburg 13 5 
10 Agrargenossenschaft 

"Heidefarm" Sdier eG 
4.349 Gruppe Sachsen 2 1 

11 Wirtschaftshof Sachsenland AG 3.917 Gruppe Sachsen 7 5 
12 Agrarunternehmen Starbach-

Sachsen eG 
3.783 Gruppe Sachsen 5 3 

13 Agrarproduktion "Am 
Bärenstein" Struppen eG 

3.680 Gruppe Sachsen 3 3 

14 Agrofarm Herwigsdorf eG 3.651 eG Sachsen 1 1 
15 Machern Landwirtschaft GmbH 

& Co. KG 
3.648 Gruppe Sachsen 2 1 

16 Landwirtschaftsgesellschaft 
mbH Drebach 

3.513 Gruppe Sachsen 6 5 

17 Süddeutsche 
Zuckerrübenverwertungs-
Genossenschaft eG 

3.342 Gruppe Baden-
Württemberg 

19 2 

18 Agrargenossenschaft 
Grünlichtenberg eG 

3.301 Gruppe Sachsen 5 3 

19 Agrargenossenschaft Schönberg 
eG 

3.255 Gruppe Sachsen 4 2 

20 Dennree GmbH 3.249 Gruppe Bayern 18 2 
21 Agrargenossenschaft Radeburg 

eG 
3.238 Gruppe Sachsen 3 2 

22 Agrar GmbH Dresdner Vorland 
Grumbach 

3.216 GmbH Sachsen 1 1 

23 Agro-Union-Production GmbH u. 
Co. KG 

3.215 Gruppe Sachsen 3 2 

24 Agrarprodukte Kitzen eG 3.172 Gruppe Sachsen 5 2 
25 Agrargenossenschaft eG 

Niederschöna 
3.037 Gruppe Sachsen 3 3 

26 Agrar-Genossenschaft 
"Burgberg" eG 

2.962 Gruppe Sachsen 3 3 

27 Agrarunternehmen Lauenhain 
eG 

2.948 eG Sachsen 1 1 

28 Agrargenossenschaft 
Hainichen-Pappendorf eG 

2.895 Gruppe Sachsen 2 1 

29 Gruma Agrar GmbH  2.854 Gruppe Sachsen 21 3 
30 Agrar-Genossenschaft eG Zodel 2.771 Gruppe Sachsen 2 2 
31 Dresdner Vorgebirgs Agrar AG 2.766 Gruppe Sachsen 7 3 
32 Agrarunternehmen 

"Lommatzscher Pflege" eG 
2.741 Gruppe Sachsen 3 2 

33 Agrargenossenschaft Eibau eG 2.587 Gruppe Sachsen 2 1 
34 Agrar GmbH Auligk 2.574 Gruppe Sachsen 2 2 
35 Agrargenossenschaft 

"Lungwitztal" eG 
2.559 Gruppe Sachsen 2 1 

36 MKH Agrar-Produkte-GmbH 2.492 GmbH Sachsen 1 1 
37 Landwirtschaftsbetrieb 

Kitzscher GmbH 
2.490 Gruppe Sachsen 3 3 

38 Lausitzer Hügelland Agrar AG 2.474 Gruppe Sachsen 5 1 
39 Ervema Agrar Gesellschaft 

Wöhlsdorf mbH 
2.470 Gruppe Thüringen 7 1 

40 Agrargenossenschaft Agrofarm 
Göda eG 

2.467 Gruppe Sachsen 2 2 
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41 Agrargenossenschaft Wülknitz 
eG 

2.408 Gruppe Sachsen 3 3 

42 Agrarhof Gospersgrün eG 2.400 Gruppe Sachsen 3 1 
43 Agrargenossenschaft Pötzschau 

e. G. 
2.389 eG Sachsen 1 1 

44 LVH Landwirtschaftl. 
Verwaltungs- u. Handels GmbH 
& Co. Dienstleistungs KG 

2.383 Gruppe Sachsen 5 2 

45 Saat-gut Plaußig Voges KG / 
VHANCA Beteiligungen GmbH & 
Co. KG 

2.364 Gruppe Sachsen/ 
Niedersachsen 

3 2 

46 Lichtenberger Agrar GmbH & 
Co. KG 

2.331 Gruppe Sachsen 4 3 

47 KÖG Kleinbardau - 
Landwirtschafts GmbH 

2.307 Gruppe Sachsen 2 2 

48 Agrargenossenschaft eG 
Hohenprießnitz 

2.297 Gruppe Sachsen 4 2 

49 Ragewitzer Agrarproduktion 
GmbH & Co. 
Landwirtschaftliche Erzeugnisse 
KG 

2.292 Gruppe Sachsen 2 1 

50 Heim Rinderfarm Neiße GmbH 2.288 Gruppe Sachsen 2 2 
51 Agrargenossenschaft Naundorf-

Niedergoseln eG 
2.285 Gruppe Sachsen 2 1 

52 Agrargenossenschaft 
Niederseidewitz eG 

2.239 Gruppe Sachsen 2 1 

53 Landwirtschafts-GmbH Bergen-
Bluno 

2.230 Gruppe Sachsen 7 3 

54 Obstland Dürrweitzschen AG 2.199 Gruppe Sachsen 13 6 
55 Koberland eG Niederalbertsdorf 2.185 Gruppe Sachsen 3 1 
56 Agrargenossenschaft Klitten eG 2.165 eG Sachsen 1 1 
57 Agrargenossenschaft Liebenau 

eG 
2.142 Gruppe Sachsen 2 1 

58 Agrar-GmbH "Am Stromberg" 
Gröditz 

2.105 Gruppe Sachsen 2 1 

59 Landwirtschaftliche 
Eigentümergemeinschaft 
Dommitzsch eG 

2.085 eG Sachsen 1 1 

60 Agrargenossenschaft Theuma-
Neuensalz eG 

2.070 Gruppe Sachsen 3 2 

61 Agrargenossenschaft 
Doberschütz eG 

2.063 Gruppe Sachsen 7 2 

62 Agrargenossenschaft Riesa eG 2.046 eG Sachsen 1 1 
63 Agrargenossenschaft Arzberg eG 2.044 eG Sachsen 1 1 
64 Agrargenossenschaft Lößnitz-

Stollberg eG 
2.030 Gruppe Sachsen 2 2 

65 Heidegut Dahlen GbR 2.025 GbR Sachsen 1 1 
66 Erzgebirgische Agrargesellschaft 

Forchheim mbH 
2.016 Gruppe Sachsen 4 3 

67 Agrargenossenschaft 
Bobenneukirchen eG 

2.002 eG Sachsen 1 1 

68 Cunnersdorfer Agrar GmbH 1.993 GmbH Sachsen 1 1 
69 Agrargenossenschaft Jesewitz 

eG 
1.986 eG Sachsen 1 1 

70 Wiesenburger Land eG 1.976 Gruppe Sachsen 2 2 
71 DT Deutsche Stiftungstreuhand 

AG 
1.960 Gruppe Bayern 18 2 

72 Schöpstal-Agrar GmbH 1.955 GmbH Sachsen 1 1 
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73 Polkenberger 
Agrargenossenschaft eG 

1.941 eG Sachsen 1 1 

74 Knobelsdorfer Agrarprodukt 
GmbH & Co. KG 

1.930 Gruppe Sachsen 2 1 

75 Liebenauer Agrar GmbH 1.927 Gruppe Sachsen 2 2 
76 Agrarproduktion "Zur Bastei" 

GmbH 
1.924 Gruppe Sachsen 2 1 

77 Agrargenossenschaft "Bergland" 
Clausnitz eG 

1.903 Gruppe Sachsen 3 2 

78 Agrargenossenschaft 
Altoschatz-Merkwitz eG 

1.900 Gruppe Sachsen 4 3 

79 KLS Kreinitz Landservice GmbH 1.875 Gruppe Sachsen 2 1 
80 Halbendorfer 

Beteiligungsgesellschaft mbH 
1.866 Gruppe Sachsen 2 1 

81 Agrargenossenschaft 
Osterzgebirge Börnersdorf eG 

1.844 Gruppe Sachsen 2 2 

82 Milchgut Reichenbach GmbH 1.840 Gruppe Sachsen 3 2 
83 Agrargenossenschaft Königsfeld 

eG 
1.835 Gruppe Sachsen 2 2 

84 Agrargenossenschaft 
Reinholdshain eG 

1.834 Gruppe Sachsen 2 2 

85 Agrargenossenschaft Laas eG 1.832 Gruppe Sachsen 2 1 
86 Agrar- und Beteiligungsunter-

nehmen Agross eG 
1.807 Gruppe Sachsen 2 2 

87 Agrargenossenschaft 
Großhartmannsdorf eG 

1.807 eG Sachsen 1 1 

88 Agrargenossenschaft See eG 1.790 Gruppe Sachsen 2 2 
89 Aggema GmbH 1.756 Gruppe Sachsen 3 3 
90 Berthelsdorfer 

Agrargenossenschaft eG 
1.754 eG Sachsen 1 1 

91 Agrargenossenschaft 
Gnaschwitz eG 

1.750 Gruppe Sachsen 2 1 

92 Agrar GmbH Reichenbach 1.744 Gruppe Sachsen 2 1 
93 Agrargenossenschaft 

Dorfchemnitz eG 
1.741 Gruppe Sachsen 3 2 

94 Agrargenossenschaft 
Blankenhain e. G. 

1.739 eG Sachsen 1 1 

95 Agrargenossenschaft 
Tirschendorf eG 

1.728 eG Sachsen 1 1 

96 Agrarproduktion Elsteraue 
GmbH & Co. KG 

1.723 Gruppe Sachsen 2 2 

97 Agrargenossenschaft Laußnitz 
eG 

1.718 eG Sachsen 1 1 

98 Taucherwald Agrar GmbH 1.694 Gruppe Sachsen 2 2 
99 LWU an der Dresdner Heide 

Beteiligungs GmbH 
1.685 Gruppe Sachsen 2 1 

100 Agrargenossenschaft Skäßchen 
eG 

1.678 Gruppe Sachsen 3 2 

 Summe 271.066   397 214 
Quelle: eigene Analysen 
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4. Analysen  

a) Regionale Verteilungswirkungen  
Eine Abschätzung der regionalen Auswirkungen einer Degression und Kappung von 
Direktzahlungen lässt sich für alle Bundesländer auf der Basis der aus den Agrarzahlungsdaten 
ermittelten Flächenausstattungen von Begünstigten berechnen, wie sie im vorhergehenden 
Abschnitt dargestellt wurden. Eine alternative Grundlage wären die vom Statistischen Bundesamt 
veröffentlichten Ergebnisse der Agrarstrukturerhebung (zuletzt 2023). Abbildung 15 verdeutlicht 
anhand von Lorenzkurven, wie sich die Konzentration in Ost- und Westdeutschland 
unterscheidet. In Ostdeutschland insgesamt und insbesondere in Sachsen und Thüringen 
bewirtschaften die größten 10% der Betriebe etwa 70% der Fläche.  

Abbildung 15: Lorenzkurven für West- und Ostdeutschland sowie die ostdeutschen Bundesländer 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt (2025), eigene Berechnungen 

Da seitens der Kommission die Höhe der zukünftigen Flächenzahlungen nur auf den Bereich 130 
bis 240 €/ha eingegrenzt aber nicht weiter spezifiziert wurde, werden im Folgenden für alternative 
Prämienniveaus (130, 150, 180, 200, 220, 240 €/ha) die Auswirkungen der Kappungs- und 
Degressionsvorgaben auf Basis der in der Agrarzahlungsdatenbank abgeleiteten Betriebsgrößen 
simuliert. Da wir nur für Sachsen einen Teil der Unternehmensgruppen identifizieren konnten, 
aber über keine Informationen zu Unternehmensgruppen in anderen Bundesländern verfügen und 
auch nicht klar ist, wie Unternehmensgruppen künftig konkret behandelt werden, basieren die 
folgenden Analysen ausschließlich auf der Betrachtung der in der Agrarzahlungsdatenbank 
genannten Empfänger der Einkommensstützung. Unberücksichtigt bleiben an dieser Stelle 
zudem agrarstrukturelle Anpassungseffekte (vgl. dazu Abschnitt 4 c) sowie besondere 
strategische Anpassungen von Betrieben, wie etwa Betriebsteilungen. Abstrahiert wird bei den 
folgenden Analysen ferner davon, wie die durch Degression und Kappung eingesparten Mittel auf 
nationaler Ebene verwendet bzw. aufgeteilt werden. 
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Tabelle 10 zeigt, dass im Jahr 2024 die ostdeutschen Bundesländer trotz gleicher 
Einkommensgrundstützung je Hektar aufgrund der Umverteilungsprämien, die zu 88% in die alten 
Bundesländer flossen, je Hektar nur 83% der Summe aus Einkommensgrundstützung und 
Umverteilungsprämien erhielten, der an westdeutsche Betriebe floss. Allerdings nutzen die 
ostdeutschen Betriebe in wesentlich größerem Umfang Umweltprämien, sodass deren Anteil an 
den gesamten Mitteln des EGFL 31% betrug, bei einem Flächenanteil von 33%. 

 Tabelle 10: Agrarzahlungen nach Ländern (2024, Antragsjahr 2023) 

Land Einkommens-
prämie  

Umverteilungs-
prämie 

Junglandwirt: 
innenprämie  

Öko-
Regelungen 

Fläche 
(real) 

Einkommens- und 
Umverteilungs-

prämie   
 Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Tsd. ha €/ha 
Sachsen  151   13   3   35  897  183    
Brandenburg  221   14   3   111  1.299  180    
Sachsen-Anhalt  195   11   3   52  1.152  179    
Mecklenburg-
Vorpommern 

 226   13   3   66  1347  177    

Thüringen  131   8   2   55  772  179    
Schleswig-
Holstein 

 172   31   11   39  978  207    

Niedersachsen  444   96   29   54  2.609  207    
Nordrhein-
Westfalen 

 252   70   16   43  1.489  216    

Hessen  133   34   9   63  767  219    
Rheinland-Pfalz  119   29   6   29  712  207    
Saarland  13   3   1   7  73  221    
Baden-
Württemberg 

 238   69   20   60  1.405  219    

Bayern  534   170   47   95  3.087  228    
Deutschland  2.827   561   154   710  16.586 204 

- Ost  923   59   15   319  5.468 180 
- West  1.904   502   140   391  11.118 216 

Ost/West 48% 12% 10% 82% 49% 83% 
Anteil Ost 33% 11% 9% 45% 33% 88% 

Quellen: Statistisches Bundesamt (2025), BLE (2025), eigene Berechnungen 

Basierend auf den geschätzten Flächengrößen der einzelnen Zahlungsempfänger der 
Agrarzahlungsdatenbank wurden anschließend die potenziellen Prämienzahlungen für die 
Bundesländer ermittelt. Tabelle 11 zeigt die von den einzelnen Bundesländern zu erwartenden 
Direktzahlungen für verschiedene Prämienhöhen zwischen 130 und 240 €/ha.  

In der Summe ergäbe sich für Deutschland eine Prämiensumme zwischen 1,89 Mrd. € bei 130 
€/ha und 3,144 Mrd. € bei 240 €/ha. Bei einem Prämienniveau von 220 €/ha ergäbe sich mit 2,930 
Mrd. € annähernd die Summe an Einkommensgrundstützung und Umverteilungsprämien, die für 
2026 geplant ist. Je höher das Prämienniveau, desto höher fallen infolge der stärker greifenden 
Kappung die Anteile für Westdeutschland und umso niedriger für Ostdeutschland aus. Sind es bei 
130 €/ha noch 25% der deutschen Zahlungen, die nach Ostdeutschland fließen, sind es bei 240 
€/ha nur noch 22%. In 2024 waren es immerhin 29%. 
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Tabelle 11: Prämienzahlungen je Land entsprechend Prämienhöhe bei Kappung und Degression 

Prämienniveau (€/ha) 2024 (real) 130 150  180  200  220  240  
Land Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € 
Sachsen  164  82 90 101 108 114 120 
Brandenburg  234  117 127 142 150 158 165 
Sachsen-Anhalt  206  101 110 123 130 137 144 
Mecklenburg-Vorpommern  238  119 130 144 153 161 168 
Thüringen  139  61 66 73 78 82 85 
Schleswig-Holstein  203  124 140 164 179 194 208 
Niedersachsen  540  318 362 426 467 507 546 
Nordrhein-Westfalen  321  188 215 255 281 306 331 
Hessen  168  97 111 132 145 158 171 
Rheinland-Pfalz  147  89 102 120 132 144 155 
Saarland  16  10 11 13 14 15 16 
Baden-Württemberg  307  176 202 240 265 289 313 
Bayern  704  400 459 546 604 660 716 
Deutschland  3388  1885 2131 2485 2711 2930 3144 

- Ost  982  479 524 583 619 651 681 
- West  2406  1402 1603 1896 2087 2273 2456 

Ost/West 41% 34% 32% 31% 29% 28% 28% 
Anteil Ost 29% 25% 25% 23% 23% 22% 22% 

Quelle: eigene Berechnungen 

Tabelle 12: Prämienzahlungen je Land bei Kappung und Degression in Relation zu 2024 

Prämienniveau (€/ha) 130 150  180  200  220  240  
Land % % % % % % 
Sachsen 49% 54% 60% 64% 68% 72% 
Brandenburg 49% 54% 60% 64% 67% 70% 
Sachsen-Anhalt 48% 53% 59% 63% 66% 69% 
Mecklenburg-Vorpommern 49% 53% 59% 63% 66% 69% 
Thüringen 44% 47% 52% 56% 58% 61% 
Schleswig-Holstein 62% 71% 83% 90% 98% 105% 
Niedersachsen 59% 67% 79% 87% 94% 102% 
Nordrhein-Westfalen 58% 66% 79% 87% 95% 102% 
Hessen 59% 68% 80% 88% 96% 104% 
Rheinland-Pfalz 59% 68% 80% 88% 95% 103% 
Saarland 63% 72% 84% 93% 101% 108% 
Baden-Württemberg 57% 65% 78% 86% 94% 101% 
Bayern 57% 66% 78% 87% 95% 103% 
Deutschland 56% 63% 73% 80% 86% 93% 

- Ost 48% 53% 59% 62% 65% 68% 
- West 59% 67% 79% 87% 95% 103% 

Ost/West 82% 79% 74% 71% 69% 67% 
Quelle: eigene Berechnungen 

Das Phänomen der Ost-West-Verschiebung von Direktzahlungen durch Degression und Kappung 
wird ebenfalls deutlich beim Vergleich mit der Summe aus Einkommensgrundstützung und 
Umverteilungsprämien in 2024. Während etwa bei einer Prämie von 240 €/ha die westdeutschen 
Bundesländer bei durchschnittlich 103% des Zahlungsniveau von 2024 lägen, wären es bei den 
ostdeutschen Bundesländern nur 61 bis 72%. Deutlich kleiner wären die Abstände bei einem 
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Niveau von nur 130 oder 150 €/ha. Ein interessantes Phänomen ist, dass die meisten Ostländer 
auf einem ähnlich hohen Verlustniveau lägen, allerdings Thüringen überproportional betroffen 
wäre. Dies könnte mit dem in Abbildung 15 gezeigten Verlauf der Lorenz-Kurve zusammenhängen, 
die darauf hindeutet, dass Thüringen wesentlich stärker konzentriert ist. Zugleich sind in 
Thüringen die Durchschnittsgrößen höher als in Sachsen. 

Ebenso deutlich sind die Auswirkungen von Kappung und Degression auf die Höhe der effektiven 
Zahlungen je Hektar (Tabelle 13). Während westdeutsche Betriebe bei einem Prämienniveau von 
240 €/ha immerhin durchschnittlich 221 €/ha erhielten, wären es in Ostdeutschland nur 125 €/ha. 
Bei einem Prämienniveau von 130 €/ha wäre der Abstand deutlich geringer. Während in 
Westdeutschland dann 126 €/ha gezahlt würden, wären es in Ostdeutschland 88 €/ha. 

Tabelle 13: Prämienzahlungen je Hektar entsprechend Prämienhöhe bei Kappung und Degression 

Prämienniveau (€/ha) 130 150  180  200  220  240  
Land €/ha €/ha €/ha €/ha €/ha €/ha 
Sachsen 91 100 113 120 127 134 
Brandenburg 90 98 109 116 122 127 
Sachsen-Anhalt 88 96 107 113 119 125 
Mecklenburg-Vorpommern 88 97 107 114 119 124 
Thüringen 79 86 95 100 106 110 
Schleswig-Holstein 127 144 168 183 198 213 
Niedersachsen 123 140 165 181 196 211 
Nordrhein-Westfalen 126 144 171 189 206 222 
Hessen 127 145 172 189 206 223 
Rheinland-Pfalz 125 143 169 186 202 218 
Saarland 131 150 176 193 210 227 
Baden-Württemberg 125 144 171 188 206 223 
Bayern 130 149 177 196 214 232 
Deutschland 114 128 150 163 177 190 

- Ost 88 96 107 113 119 125 
- West 126 144 171 188 205 221 

Ost/West 69% 66% 62% 60% 58% 56% 
Anteil Ost 77% 75% 71% 69% 67% 66% 

Quelle: eigene Berechnungen 

Umgekehrt zur relativen Begünstigung der westdeutschen Bundesländer hinsichtlich der 
Förderung je Fläche, sieht es bei den Prämien je Arbeitskrafteinheit (AKE) aus (Tabelle 14). Je 
Arbeitskrafteinheit erhält die ostdeutsche Landwirtschaft in allen Szenarien trotz Degression und 
Kappung höhere Zahlungen. Während westdeutsche Bundesländer bei einem Prämienniveau von 
240 €/ha 6.528 €/AKE erhielten, wären es in Ostdeutschland 8.622 €/AKE. Bei einem 
Prämienniveau von 130 €/ha wären es 6.906 €/AKE im Osten versus 3.725 €/AKE im Westen. 
Hintergrund dieser Zahlen dürfte zum einen die kleinbetrieblichere Struktur sein und zum anderen 
die wesentlich höhere Viehdichte in Westdeutschland sein, da beides sehr viele Arbeitskräfte 
bindet. Der Abstand zwischen Ost- und Westdeutschland ist im Hinblick auf die Prämien je 
Arbeitskräfte umso geringer, je höher das Prämienniveau ist; denn dann greifen Degression und 
Kappung in den ostdeutschen Ländern besonders stark. Allerdings wären bei einem hohen 
Prämienniveau je Hektar die Prämien je Arbeitskrafteinheit in Niedersachsen, dem Saarland und 
Schleswig-Holstein höher als in Sachsen, Thüringen und Brandenburg. Noch höher wären sie nur 
in Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern. Sachsen hat das niedrigste Zahlungsniveau je 



43 

Arbeitskraft unter den ostdeutschen Bundesländern. Deutlich geringer als in Ost- und 
Norddeutschland wären die Zahlungen je Arbeitskraft dagegen in den süddeutschen 
Bundesländern wie Bayern und Baden-Württemberg sowie in Bundesländern mit vielen 
Dauerkulturen, Weinbau sowie starkem Obst- und Gemüsebau, wie etwa Rheinland-Pfalz und 
Nordrhein-Westfalen. 

Tabelle 14: Prämienzahlungen je Arbeitskrafteinheit entsprechend Prämienhöhe bei Kappung und 
Degression 

Prämienniveau (€/ha) 130 150  180  200  220  240  
Land €/AKE €/AKE €/AKE €/AKE €/AKE €/AKE 
Sachsen 4425 4863 5459 5822 6161 6483 
Brandenburg 5885 6430 7151 7578 7971 8332 
Sachsen-Anhalt 7317 8004 8912 9452 9947 10402 
Mecklenburg-Vorpommern 8385 9154 10172 10766 11305 11799 
Thüringen 4803 5219 5774 6109 6418 6703 
Schleswig-Holstein 5358 6075 7106 7763 8399 9015 
Niedersachsen 4791 5457 6419 7037 7639 8225 
Nordrhein-Westfalen 3236 3706 4393 4841 5280 5711 
Hessen 4371 4998 5913 6507 7088 7658 
Rheinland-Pfalz 2745 3134 3699 4065 4423 4774 
Saarland 6351 7239 8529 9362 10177 10969 
Baden-Württemberg 3053 3501 4158 4587 5008 5422 
Bayern 3488 4005 4767 5266 5759 6244 
Deutschland 4140 4680 5457 5954 6436 6905 

- Ost 6069 6633 7384 7831 8242 8622 
- West 3725 4259 5039 5546 6042 6528 

Ost/West 163% 156% 147% 141% 136% 132% 
Anteil Ost 147% 142% 135% 132% 128% 125% 

Quelle: eigene Berechnungen 

Aus diesen Analysen zu den unmittelbaren Verteilungswirkungen ergibt sich für die ostdeutschen 
Bundesländer die grundsätzliche Tendenz, dass Einbußen gegenüber west- und süddeutschen 
Bundesländern umso niedriger wären, je niedriger das Prämienniveau angesiedelt ist. Dies könnte 
mit Blick auf überregionale Verteilungseffekte vermieden werden, wenn auf Ebene der 
Bundesländer durch Degression und Kappung eingesparte Mittel in den jeweiligen Ländern 
verbleiben würden, um damit etwa Umweltmaßnahmen sowie Maßnahmen zur ländlichen 
Entwicklung zu fördern. Voraussetzung wäre allerdings, dass die freiwerdenden Mittel von den 
ostdeutschen Bundesländern auch kofinanziert werden können.  

Aus der grundsätzlich bestehenden relativen Vorteilhaftigkeit eines möglichst niedrigen 
Prämienniveaus für die ostdeutschen Bundesländer ergibt sich allerdings das grundsätzliche 
Dilemma, dass neben dem Kofinanzierungsbedarf für Umwelt- und ländliche 
Entwicklungsmaßnahmen ein niedriges Prämienniveau einen Anpassungsschock für viele 
Betriebe auslösen dürfte. Letzteres wird in den folgenden Abschnitten 4b) und 4c) näher 
beleuchtet. 

Es stellt sich zudem die Frage, wie sich eine mögliche Erhöhung der Kappungs- und 
Degressionsgrenzen auswirken könnte. Tabelle 15 zeigt die Effekte einer Verdoppelung der 
Schwellenwerte von 20.000, 50.000, 75.000 und 100.000 auf 40.000, 100.000, 150.000 und 
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200.000 €. Auf Basis dieser Werte ergäbe sich bereits bei einem Prämienniveau von 200 €/ha ein 
Zahlungsbedarf für Deutschland insgesamt von jährlich 3 Mrd. € statt 2,7 Mrd. €. Bei einer Höhe 
von 150 €/ha wären es 2,3 statt 2,1 Mrd. €. Ostdeutschland würde von der Verdopplung der 
Schwellenwerte deutlich stärker profitieren als westdeutsche Bundesländer. Der ostdeutsche 
Anteil an den Zahlungen würde durch die Verdopplung von 25 bzw. 23% auf 28 bzw. 27% 
ansteigen. Derzeit beträgt der Anteil an Einkommensgrundstützung und Umverteilungsprämie 
29%. In Sachsen würden die Prämiensummen durch die Verdoppelung um etwa 22% steigen. In 
Ostdeutschland insgesamt um etwa 25%. Besonders würde Thüringen profitieren. Betrachtet 
man die Zahlungen je Hektar, wäre Westdeutschland insgesamt kaum mehr von der Kappung 
betroffen. Im Durchschnitt würden lediglich 2% der Zahlungen gekürzt. In Ostdeutschland und in 
Sachsen betrüge die Kürzung bei einem Prämienniveau von 150 €/ha immerhin noch 20% und bei 
einem Niveau von 200 €/ha sogar 25%. Betrachtet man die Zahlungen je Arbeitskraft, führt die 
Verdoppelung der Schwellenwerte zu deutlich höheren Werten in den ostdeutschen 
Bundesländern. Das gilt insbesondere für Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt. 
Sachsen läge dagegen auch bei einer Verdopplung der Schwellenwerte unterhalb der Zahlungen 
je Arbeitskrafteinheit in Schleswig-Holstein und dem Saarland und etwa gleichauf mit 
Niedersachsen.  

Tabelle 15: Auswirkungen einer Verdoppelung der Grenzen für Kappung und Degression 

 EU-Vorschlag Verdoppelung Degressions- und Kappungsgrenzen 
 Zahlungen Zahlungen  Zahlung je ha Zahlung je AKE 
Prämienniveau (€/ha) 150 200  150 200  150 200  150 200  
Land Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € €/ha €/ha €/AKE €/AKE 
Sachsen 90 108 110 136 123 152 5942 7374 
Brandenburg 127 150 159 196 123 151 8033 9889 
Sachsen-Anhalt 110 130 138 169 119 147 9971 12275 
Mecklenburg-Vorpommern 130 153 163 200 121 149 11450 14098 
Thüringen 66 78 85 104 110 134 6709 8160 
Schleswig-Holstein 140 179 149 195 153 200 6466 8455 
Niedersachsen 362 467 379 499 147 193 5713 7510 
Nordrhein-Westfalen 215 281 220 292 148 196 3793 5026 
Hessen 111 145 115 152 150 198 5155 6813 
Rheinland-Pfalz 102 132 106 139 148 196 3248 4287 
Saarland 11 14 11 15 156 205 7542 9937 
Baden-Württemberg 202 265 206 273 147 194 3568 4735 
Bayern 459 604 466 619 151 200 4068 5400 
Deutschland 2131 2711 2307 2989 139 180 5067 6565 

- Ost 524 619 654 805 120 147 8283 10195 
- West 1603 2087 1653 2184 149 197 4392 5803 

Ost/West 32% 29% 32% 29% 80% 75% 189% 176% 
Ost/gesamt 25% 23% 28% 27% 86% 82% 163% 155% 

Quelle: eigene Berechnungen 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass eine Verdoppelung der Zahlungsgrenzen die 
Nachteile von Degression und Kappung für die ostdeutschen Bundesländer und nicht zuletzt 
auch Sachsen deutlich reduzieren würde. Der Nachteil wäre allerdings immer noch beträchtlich 
und auch deutlich höher als die derzeitige Regelung der Umverteilungsprämien, die ebenfalls 
insbesondere den süddeutschen Bundesländern sowie Nordrhein-Westfalen zugutekommen. 
Ebenfalls gilt bei einer Verdoppelung der Zahlungsgrenzen, dass der Nachteil der ostdeutschen 
Bundesländer umso geringer ausfällt, je niedriger das Prämienniveau ist.  
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Wie bereits angesprochen, vernachlässigen die obigen Analysen mit Blick auf die möglichen 
Nachteile Sachsens, inwieweit die durch Degression und Kappung eingesparten Direktzahlungen 
unmittelbar für andere Zwecke im Land verbleiben können.  

b) Betriebs- und Einkommenseffekte für Betriebe in Sachsen 
Eine Analyse der Auswirkungen von Degression und Kappung auf die Betriebe in Sachsen lässt 
sich indikativ anhand von Buchführungsergebnissen der Testbetriebe in Sachsen vornehmen. Für 
das Wirtschaftsjahr 2023/2024 liegen Auswertungen des Landesamtes für Umwelt, 
Landwirtschaft für verschiedene Rechtsformen, Betriebsformen, Größenklassen und 
Erfolgsquartile vor (LFULG Sachsen, 2025). Tabelle 16 zeigt daraus abgeleitete Strukturmerkmale 
der verschiedenen Rechtsformen basierend auf sächsischen Testbetriebsergebnissen. Leider 
liegen keine Zahlen für Nebenerwerbsbetriebe vor. Ferner liegen erste Auswertungsergebnisse für 
das Wirtschaftsjahr 2024/2025 vor (SMUL, 2026a). Die Auswertungsergebnisse für 2024/2025 
erlauben bislang hinsichtlich der Betroffenheit nur eine Differenzierung nach Rechts- und 
Betriebsformen. Diese Daten werden im Folgenden lediglich zur Validierung der Analysen für das 
Wirtschaftsjahr 2023/2024 herangezogen.  

Tabelle 16: Strukturmerkmale sächsischer Betriebe nach Rechtsformen (2023/2024) 

Bezeichnung Maßeinheit Betriebe 
gesamt 

Einzeluntern. 
Haupterwerb 

Personen- 
gesellsch. 

Juristische 
Personen 

Wirtschaftliche Betriebsgröße € / ha LF 2.327 1.832 2.577 2.367 
Landw. genutzte Fläche (LF) ha / Betrieb 759 181,3 323,9 1.389,7 
dar. zugepachtete LF (Netto) ha / Betrieb 531 118,8 235,7 977,4 
Arbeitskräfte insgesamt AK / Betrieb 15,7 2,4 5,7 30,1 
AK-Besatz AK / 100 ha LF 2,07 1,30 1,77 2,17 
Viehbesatz VE / 100 ha LF 57,6 44,2 56,5 59,2 
Summe Aktiva  € / ha LF 7.308 5.846 7.017 7.488 
Eigenkapital € / ha LF 4.494 3.800 4.706 4.557 
Betriebsergebnis € / ha LF 243 486 616 193 
Betriebliche Erträge € / ha LF 3.807 2.504 3.421 3.977 
Betriebliche Aufwendungen € / ha LF 3.564 2.018 2.805 3.784 
Betriebseinkommen € / ha LF 1.140 795 1.160 1.177 
Gewinn/Jahresüberschuss  € / ha LF 211 433 564 164 

Quelle: LFULG (2025), eigene Berechnungen 

Mit Blick auf eine Abschätzung der Wirkungen unterschiedlicher Direktzahlungshöhen sowie von 
Degression und Kappung erlauben die Ergebnisse keine direkten Rückschlüsse auf konkrete 
Anpassungsmaßnahmen der Betriebe. Wohl aber lassen sich die Auswirkungen auf Kennzahlen 
der Rentabilität, Liquidität und Stabilität abschätzen. Eine solche vereinfachte Abschätzung der 
Auswirkungen einer GAP-Reform auf die Kennzahlen lässt sich aus der Summe der bisherigen EU-
Zahlungen „Einkommensgrundstützung für Nachhaltigkeit“ sowie „Umverteilungseinkommens-
stützung für Nachhaltigkeit“ vornehmen. Statt dieser Werte wird aus der landwirtschaftlich 
genutzten Fläche der Betriebe (ha LF) der Prämienanspruch für Prämienniveaus von 200 und 150 
€/ha LF sowie für der von der Kommission vorgeschlagenen Degressions- und Kappungsgrenzen 
ermittelt. Unberücksichtigt bleiben mögliche weitere bestehende und künftige Zahlungen, wie 
etwa Junglandwirt:innenförderung, gekoppelte Zahlungen und Agrarumweltmaßnahmen. 
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Um die Auswirkungen der Reformvorschläge auf Rentabilität sowie Stabilität und Liquidität 
darzustellen, werden im Folgenden insbesondere die relative Faktorentlohnung und die 
Ausschöpfung der kurzfristigen Kapitaldienstgrenze betrachtet. Die relative Faktorentlohnung gibt 
Auskunft darüber, inwieweit das Betriebseinkommen (ordentliches Ergebnis zuzüglich Pacht-, 
Miet-, Leasing- und Zinsaufwand sowie Personalaufwand, abzgl. Zinszuschüsse) ausreicht, um 
die Produktionsfaktoren Arbeit, Boden und Kapital zu entlohnen. Ein Wert unter 100% bedeutet, 
dass keine ausreichende Entlohnung gegeben ist. Diese Kennzahl spiegelt nicht nur die 
Rentabilität wider, sondern hat auch insofern eine hohe Relevanz für die Liquidität der Betriebe, 
da die Landwirtschaft in Sachsen zu 68% auf Pachtflächen wirtschaftet, 84% der 
Arbeitskrafteinheiten von Lohnarbeitskräften stammen und etwa 25% des eingesetzten Kapitals 
Fremdkapital darstellt. All diese Faktoren erfordern eine regelmäßige Entlohnung. Die 
Ausschöpfung der kurzfristigen Kapitaldienstgrenze basiert auf dem Quotienten aus einerseits 
dem Kapitaldienst (Zins und Tilgung) und andererseits der kurzfristigen Kapitaldienstgrenze, die 
sich aus dem bereinigten Gewinn zuzüglich der Einlagen, abzüglich der Entnahmen, zuzüglich 
Zinsaufwand und zuzüglich Abschreibungen berechnen lässt. Eine Ausschöpfung der 
kurzfristigen Kapitaldienstgrenze von über 100 bedeutet, dass solche Unternehmen ohne 
grundlegende Korrekturen oder Umschichtungen nicht in der Lage wären, ihren kurzfristigen 
Zahlungsverpflichtungen gegenüber Gläubigern nachzukommen. Die Wirkungen einer GAP-
Reform und insbesondere die Wirkungen von Degression und Kappung werden insofern 
berücksichtigt, als politikbedingte Gewinnänderungen zu 70% in die kurzfristige 
Kapitaldienstgrenze einfließen. Die unberücksichtigten 30% werden als Proxy für Steuer- und 
Entnahmeeffekte betrachtet. 

Betrachtet man die relative Faktorentlohnung für verschiedene Betriebsgruppen in Tabelle 17, 
wird deutlich, dass bereits mit der derzeitigen Gemeinsamen Agrarpolitik für viele Gruppen 
sächsischer Betriebe, und damit zugleich zahlreiche einzelne Betriebe der jeweiligen Gruppen, 
Rentabilitätsdefizite bestehen. Dies gilt grundsätzlich für das hinsichtlich der Rentabilität jeweils 
untere Viertel der Rechts- und Betriebsformen. Deutlich würde dies auch bei Betrachtung der 
Eigenkapitalveränderungen, die für das untere Viertel durchweg Verluste des bereinigten 
Eigenkapitals von mehr als 200 €/ha ausweisen. Dagegen weist für alle Gruppen das jeweils obere 
Viertel relative Faktorentlohnungen von deutlich mehr als 100% aus. Entsprechend finden sich 
für diese Betriebsgruppen in der Ausgangssituation positive Eigenkapitalveränderungen von 
durchschnittlich über 300 €/ha im Wirtschaftsjahr 2023/2024. Daneben gilt auch für 
durchschnittliche juristische Personen, dass sie in der Ausgangssituation leicht unterhalb der 
Schwelle von 100% liegen. Dies betrifft insbesondere Futterbaubetriebe, Verbundbetriebe sowie 
Betriebe mit 1.000 bis 2.000 ha. Für kleinere und größere juristische Personen gilt dies in 
geringerem Maße. Auch größere Milchviehbetriebe in der Rechtsform juristischer Personen 
weisen im Ausgangszustand eine ausgeglichene Faktorentlohnung auf. Bei den 
Haupterwerbsbetrieben weisen insbesondere Verbundbetriebe sowie Ackerbaubetriebe mit 
weniger als 200 ha ein Rentabilitätsdefizit auf. Bei den anderen Betriebsformen und -größen ist 
die relative Faktorentlohnung ausgeglichen. Die Personengesellschaften sind abgesehen vom 
unteren Viertel grundsätzlich rentabel. 
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Tabelle 17: Rentabilitätseffekte von Kappung/Degression gemessen anhand der relativen 
Faktorentlohnung (Wirtschaftsjahr 2023/2024 / Prämie 200 €/ha / Prämie 150 €/ha, Angabe in %) 

Ausrichtung\Rechtsform Alle Juristische 
Personen 

Personenge-
sellschaften 

Haupterwerb 

Alle 97/92/91 96/88/88 117/115/112 104/100/95 
- Oberes Viertel 132/126/125 125/116/116 163/159/156 163/159/154 
- Unteres Viertel 66/61/60 68/60/60 79/78/75 40/38/34 
- < 1000 ha LF  99/92/91   
- 1000-2000 ha LF  91/82/82   
- > 2000 ha LF  101/90/90   

Ackerbau  100/87/87 166/161/157 116/113/107 
- Oberes Viertel  137/125/124  179/172/167 
- Unteres Viertel  63/52/50  44/43/38 
- < 200 ha    61/58/54 
- >200 ha LF    157/154/141 

Futterbau  93/86/86 102/100/97 99/95/91 
- Oberes Viertel  119/111/111 145/143/140 151/149/144 
- Unteres Viertel  70/62/62 42/40/36 27/28/23 
- Milchviehbetriebe  93/85/85 102/100/102 101/98/94 
- >800 Milchkühe  102/93/93   

Verbund  97/88/88 104/104/100 85/81/75 
- Oberes Viertel  112/104/104   
- Unteres Viertel  67/57/57   

Veredlung  119/119/117   
Quelle: LFULG (2025), eigene Berechnungen, rote Schrift weist auf Probleme hin. Für leere Felder fehlen Daten. 

Hinsichtlich der Auswirkungen von Degression und Kappung zeigen die Werte in Tabelle 17 einige 
Muster. Juristische Personen geraten, abgesehen vom obersten Viertel und den 
Veredlungsbetrieben, durchweg in einen deutlich negativen Bereich. Dabei ist weitgehend 
irrelevant, ob 150 oder 200 €/ha an Flächenprämie gezahlt würde. Dies liegt daran, dass diese 
Betriebe stark von der Kappung betroffen sind, zumindest jedoch von einer 75%-Kürzung der 
Prämien oberhalb von 75.000 ha. Bei den Personengesellschaften und Haupterwerbsbetrieben 
hat die Kappung dagegen kaum einen Effekt, allenfalls sorgt die Degression für gewisse Effekte. 
Insofern kommt die Höhe der Prämien je ha bei diesen Betrieben wesentlich stärker zum Tragen. 
Das gilt insbesondere für die Haupterwerbsbetriebe. Vor allem kleinere Haupterwerbsbetriebe, 
die ohnehin überwiegend wenig rentabel sind, wären von einer Prämienkürzung auf 150 €/ha stark 
betroffen, da zugleich die Umverteilungsprämie entfallen würde. Die Personengesellschaften 
sind im Durchschnitt der einzelnen Gruppen hingegen auch mit Kappung, Degression sowie 
Prämienkürzung rentabel. 

Betrachtet man die Auswirkungen auf die finanzielle Situation der Betriebe in Tabelle 18, zeigt sich 
ein analoges Bild. Bei allen Rechts- und Betriebsformen zeigt sich im unteren Viertel der Betriebe 
ein problematisches Bild. Eine Ausschöpfung der Kapitaldienstgrenze von annähernd 200% 
bedeutet in der Regel, dass die Betriebe ihre Verbindlichkeiten im Betrachtungsjahr deutlich 
erhöhen mussten, ohne dass dieser zusätzlichen Verschuldung entsprechende Investitionen 
zugrunde lagen. Dabei liegen die Nettoverbindlichkeiten der Betriebe des unteren Viertels bereits 
im Durchschnitt bei über 2.500 €/ha. Bei den obersten 25% liegen sie zum Vergleich lediglich bei 
150 €/ha. Beim unteren Viertel der Betriebe finden sich zudem teilweise negative Werte für die 
mittel- und langfristige Kapitaldienstgrenze. Dies deutet darauf hin, dass bei den betroffenen 
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Betrieben bereits im betreffenden Wirtschaftsjahr akute und grundsätzliche wirtschaftliche 
Probleme vorliegen. Degression und insbesondere die Kappung würden diese Problematik bei 
den betroffenen juristischen Personen drastisch verschärfen. Ein Ausgleich durch eine weitere 
Verschuldung dürfte allenfalls temporär möglich sein. Ohne grundlegende Anpassungen droht 
eine Verschuldungsspirale, die über kurz oder lang in eine Insolvenz führt.   

Tabelle 18:  Liquiditätseffekte von Kappung/Degression gemessen anhand der Ausschöpfung der 
kurzfristigen Kapitaldienstgrenze (Wirtschaftsjahr 2023/2024 / 200 €/ha / 150 €/ha, Angabe in %) 

Ausrichtung\Rechtsform Alle Juristische 
Personen 

Personen-
gesellschaften 

Haupterwerb 

Alle 70/78/79 75/88/88 40/40/42 59/61/65 
- Oberes Viertel 39/42/42 43/48/48 18/19/19 23/23/24 
- Unteres Viertel 193/238/255 192/292/299 124/126/136 211/225/255 
- < 1000 ha LF  97/112/115   
- 1000-2000 ha LF  87/107/107   
- > 2000 ha LF  53/64/64   

Ackerbau  60/74/74 24/26/27 41/42/45 
- Oberes Viertel  26/29/29  17/17/18 
- Unteres Viertel  194/346/389  760/887/7107 
- < 200 ha    151/162/195 
- >200 ha LF    29/29/30 

Futterbau  88/102/103 54/55/57 54/57/59 
- Oberes Viertel  54/59/59 15/15/15 29/30/31 
- Unteres Viertel  194/279/279 112/116/122 126/125/136 
- Milchviehbetriebe  89/103/103 53/54/57 54/56/58 
- >800 Milchkühe  64/75/75   

Verbund  62/75/75 27/27/28 106/111/120 
- Oberes Viertel  39/43/43   
- Unteres Viertel  166/261/261   

Veredlung  82/82/84   
Quelle: LFULG (2025), eigene Berechnungen, rote Schrift weist auf Probleme hin. Für leere Felder fehlen Daten. 

Ähnliches, allerdings weniger infolge der Degression als vielmehr in Folge einer Kürzung der 
Prämienhöhe, droht dem unteren Viertel der Haupterwerbsbetriebe. Bei diesen finden sich 
jedoch deutliche Unterschiede zwischen den Betriebsformen. Besonders negativ erscheint die 
Situation beim unteren Viertel der Ackerbaubetriebe. Beim unteren Viertel der Futterbaubetriebe 
sowie beim unteren Viertel der Personengesellschaften erscheint die Situation etwas moderater, 
da sich dort die Degression und eine Prämienkürzung weniger stark auswirken. Eine nicht 
unerhebliche Verschärfung der finanziellen Situation durch Kappung und Degression findet sich 
daneben bei den juristischen Personen mit weniger als 2.000 ha. Auch diese rutschen im 
Durchschnitt in den roten Bereich. 

Ein deutlich entspannteres Bild zeigt sich für alle Rechts- und Betriebsformen im oberen Viertel 
der Betriebe. Zwar steigt bei diesen Betrieben die Ausschöpfung der kurzfristigen 
Kapitaldienstgrenze, jedoch erscheint die finanzielle Situation in allen Szenarien alles andere als 
problematisch. Dies gilt auch hinsichtlich der Ausschöpfung der mittel- und langfristigen 
Kapitaldienstgrenze. 
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Eine Frage, die sich anhand der Daten nicht eindeutig beantworten lässt, ist, inwieweit mittlere 
Betriebe, die also weder zum unteren noch zum oberen Viertel gehören, negativ betroffen sind. 
Die Durchschnittswerte der Ausschöpfung der kurzfristigen Kapitaldienstgrenze deuten zwar 
keine unmittelbaren Probleme an, allerdings sind bei vielen Gruppendurchschnitten der 
einzelnen Rechts- und Betriebsformen die mittel- und langfristigen Kapitaldienstgrenzen 
ausgeschöpft. Bei juristischen Personen würden Kappung und Degression die Problematik 
deutlich verschärfen. Eine Kürzung des Prämienniveaus verschärft auch bei kleineren 
Einzelunternehmen die finanzielle Situation. Bei größeren Haupterwerbsbetrieben und den 
Personengesellschaften sind die Effekte weniger problematisch, da diese vergleichsweise gut 
aufgestellt sind. 

Fasst man die Ergebnisse zusammen, erscheint, ungeachtet der Einführung von Kappung und 
Degression sowie der Kürzung der Direktzahlungen, ein Strukturwandel in Sachsen absehbar. 
Dies dürfte in allen Rechts- und Betriebsformen insbesondere das jeweils untere Viertel der 
Betriebe betreffen. Eine Kappung würde insbesondere das untere Viertel der juristischen 
Personen hart treffen. Wenn eine Aufgabe oder eine Insolvenz solcher Unternehmen vermieden 
werden soll, sind enorme betriebliche Veränderungen erforderlich, wie im Management, in der 
Rationalisierung des Arbeitskräftebesatzes, Produktivitätssteigerungen sowie gegebenenfalls 
eine Fokussierung auf Kernkompetenzen, was ebenfalls einen Arbeitskräfteabbau bedeuten 
dürfte. Diese Aspekte sind mit Blick auf das betrachtete Wirtschaftsjahr 2023/2024 insofern 
bedeutsam als in dem Jahr die Betriebe des untersten Viertels sowohl bei den juristischen 
Personen als auch bei allen anderen Rechtsformen diejenigen waren, die jeweils einen 
überdurchschnittlichen Arbeitseinsatz je ha aufwiesen. Für das folgende Wirtschaftsjahr 
2024/2025 scheint dies nicht zu gelten. Dies könnte daraus resultieren, dass arbeitsintensive 
Milchviehbetriebe von den zu der Zeit hohen Milchpreisen profitiert haben. Kleinere Betriebe sind 
hingegen eher von Kürzungen der Prämienhöhe betroffen als von Degression und Kappung. 
Allerdings gilt dies vor allem für diejenigen Betriebe, die ohnehin bereits von erheblichen 
Rentabilitätsdefiziten betroffen sind.  

Auch wenn die obigen Analysen auf der Basis eines einzelnen Wirtschaftsjahres basieren und 
Sondereffekte für einzelne Sektoren und Regionen durch Witterung und Preisvolatilität vorhanden 
sind, scheinen die Kernaussagen ebenfalls für andere Wirtschaftsjahre zutreffen. Besonders 
robust scheinen die Aussagen für das jeweilige obere und untere Viertel, was sich etwa an der 
Verschuldung ablesen lässt. 

Neben den finanziellen und wirtschaftlichen Folgen stellt sich für von der Kappung stark 
betroffene Großbetriebe die Frage, ob eine Beantragung der maximal 100.000 € je Unternehmen 
wirtschaftlich sinnvoll ist, wenn damit neben den bürokratischen Anforderungen auch besondere 
Umweltauflagen verbunden sind, wie sie derzeit im Rahmen der Konditionalität bestehen. Bei 
einer Größe von 2.000 ha würde die Kappung faktisch eine Begrenzung der Zahlungen auf lediglich 
50 € bedeuten. Bei 3.000 ha wären es lediglich 33,33 €. Alternativ könnte die Kappung dazu 
führen, dass nur für den Teil des Unternehmens Direktzahlungen beantragt und im Rahmen einer 
Konditionalität besondere Umweltauflagen erfüllt werden, für die effektiv Direktzahlungen 
erhalten werden bzw. auch die Auflagen einfach zu erfüllen sind. 
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c) Mittel- bis längerfristige Strukturwirkungen  
Um die agrarstrukturellen Effekte von Kappung und Degression sowie von verschiedenen 
Prämienniveaus abschätzen zu können, wurden Simulationsanalysen mit dem agentenbasierten 
Agrarstrukturmodell AgriPoliS durchgeführt (https://www.agripolis.org/). AgriPoliS basiert darauf, 
dass für Untersuchungsregionen angenommen wird, dass landwirtschaftliche Flächen 
differenziert nach Acker- und Grünland schachbrettartig anordnet sind. Auf einem Teil der 
Flächen werden entsprechend typischer Agrarstrukturmerkmale der jeweils betrachteten Region 
(etwa ein Landkreis) Betriebe unterschiedlicher Rechtsform, Größe, Ausrichtung, 
Faktorausstattung und Managementfähigkeiten angesiedelt. Für diese Betriebe wird 
angenommen, dass sie individuell versuchen über Investitions-, Pacht-, Beschäftigungs- und 
Produktionsentscheidungen ihre Gewinne bzw. ihr Einkommen zu maximieren. Dabei 
konkurrieren sie untereinander auf dem Pachtmarkt für landwirtschaftliche Flächen, was zur 
Folge hat, dass Betriebe wachsen als auch schrumpfen können. Neben landwirtschaftlichen 
Entscheidungen sind auch Betriebsaufgaben möglich, ebenso wie die Aufnahme einer 
außerlandwirtschaftlichen Beschäftigung.  

Das Modell AgriPoliS wurde im Rahmen früherer Studien zur Abschätzung von agrarstrukturellen 
Folgen von Agrarpolitiken für die neuen Bundesländer exemplarisch an die Region Altmark im 
Norden Sachsen-Anhalts angepasst. Die Region Altmark unterscheidet sich von den 
naturräumlichen Bedingungen in Sachsen, weist jedoch grundsätzliche agrarstrukturelle 
Gemeinsamkeiten auf. So ist zwar die durchschnittliche Betriebsgröße höher als in Sachsen, 
allerdings werden auch in der Modellregion Altmark ähnlich wie in Sachsen etwa 62% der Fläche 
von Betrieben mit mehr als 500 ha bewirtschaftet. Weniger bedeutsam als in Sachsen sind 
dagegen Betriebe mit weniger als 100 ha sowie solche mit über 1000 ha. Gekennzeichnet ist die 
Altmark ferner durch unterdurchschnittliche Bodenqualitäten sowie einen Grünlandanteil von 
etwa 20% mit einer für Sachsen-Anhalt überdurchschnittlichen Häufigkeit von 
Futterbaubetrieben.  

Für die Altmark wurden im Rahmen dieser Studie 10 Szenarien für den Zeitraum 2025 bis 2040 
wiederholt simuliert. Zum einen werden ab 2028 fünf Prämienniveaus von 130, 150, 200, 220 und 
240 €/ha betrachtet. Zum anderen wird jedes Prämienniveau jeweils einmal ohne und einmal mit 
den von der EU-Kommission vorgeschlagenen Degressions- und Kappungsregeln simuliert. 
Unberücksichtigt bleiben hierbei Möglichkeiten der alternativen Verwendung von EU-Mitteln. 
Ebenso unberücksichtigt bleiben für alle Simulationen ab 2028 möglicherweise erfolgende 
Änderungen von Umweltstandards, wie etwa GLÖZ- und Öko-Regelungen sowie auch die 
Junglandwirt:innenprämie. 

Die Simulationen zeigen, dass ab einem Prämienniveau von 200 €/ha und dem Verzicht auf 
Degression und Kappung mehr EU-Gelder in Form von Flächenprämien in die Region fließen 
würden als bisher (Abbildung 16). Der Grund für diese Schwelle liegt darin, dass die Altmark wie 
auch Sachsen im Rahmen der derzeitigen EU-GAP kaum von der Umverteilungsprämie profitiert. 
So erhielten die Betriebe in Sachsen im Jahr 2024 183 €/ha an Einkommensstützung und 
Umverteilungsmitteln. Allerdings bedeuten die vorgesehenen Regelungen zu Degression und 
Kappung, dass selbst bei einer Flächenprämie von 240 €/ha weniger Zahlungen in die Region 
flössen. Zugleich ist absehbar, dass bei einem niedrigen Prämienniveau im Zeitablauf die 
Wirkungen von Degression und Kappung noch leicht steigen. Dies resultiert aus dem trotz 
Kappung stattfindenden Strukturwandel.  

https://www.agripolis.org/
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Abbildung 16: Entwicklung der resultierenden Prämienzahlungen mit und ohne Kappung 

 
Quelle: eigene Berechnungen 

Abbildung 17 zeigt, dass die Anzahl der Betriebe in allen Szenarien stetig sinkt, wobei der 
Rückgang umso schneller erfolgt, je niedriger das Prämienniveau ist. Degression und Kappung 
bremsen dagegen den Rückgang der Anzahl der Betriebe. Davon profitieren nicht zuletzt Betriebe 
mit weniger als 500 ha (siehe Abbildung 18). Zugleich würden einige größere Betriebe, die von 
Degression und Kappung besonders betroffen wären, deutlich schrumpfen oder sogar aus der 
Produktion ausscheiden. 

Abbildung 17: Entwicklung der Anzahl Betriebe und des Arbeitskrafteinsatzes (AKE) 

  
Quelle: eigene Berechnungen 

Trotz der Verlangsamung des Ausscheidens von Betrieben führen Degression und Kappung zu 
einer geringeren Beschäftigung in der Region. Davon betroffen sind vor allem Lohnarbeitskräfte. 
Die Anzahl der Familienarbeitskräfte kann dagegen leicht steigen. Der Effekt der Verringerung der 
Beschäftigung durch Degression und Kappung fällt insgesamt umso höher aus, je höher das 
Prämienniveau ist. Dieser scheinbare Widerspruch erklärt sich daraus, dass insbesondere 
mittelgroße Betriebe in der Altmark, wie auch in Sachsen zumeist vor allem auf den Ackerbau 
ausgerichtet sind und damit nur eine geringe Wertschöpfung als auch geringe Beschäftigung je 
Hektar aufweisen. Große Betriebe in Sachsen mit mehr als 1.000 ha weisen einen fast 50% 
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höheren Arbeitskräftebesatz je 100 ha auf als Betriebe mit 200 bis 1.000 ha (vgl. Tabelle 16). Dies 
hat damit zu tun, dass sehr große Betriebe und insbesondere die juristischen Personen 
überdurchschnittlich stark in der Tierhaltung engagiert sind. Diese mittelgroßen extensiven 
Betriebe werden gegenüber den durch die von der Kappung betroffenen zumeist wertschöpfungs- 
sowie beschäftigungsintensiveren großen Unternehmen begünstigt.  

Abbildung 18: Verteilung der Betriebsgrößen in ha mit und ohne Degression und Kappung in 2034 
  Prämienhöhe 150 €/ha           Prämienhöhe 200 €/ha 

  
Quelle: eigene Berechnungen 

Ohne Degression und Kappung hätte die Höhe der Prämien dagegen nur einen geringen Einfluss 
auf die Beschäftigung. Zum einen erfolgt der Rückgang der Anzahl Betriebe vor allem durch ein 
Ausscheiden kleiner Betriebe. Kleinere Betriebe mit weniger als 200 ha weisen zwar einen deutlich 
höheren Arbeitskräftebesatz auf als Betriebe mit 200 bis 1.000 ha und auch einen etwas höheren 
als Betriebe mit mehr als 1.000 ha, bewirtschaften jedoch deutlich weniger Fläche, weswegen der 
Effekt ihrer höheren Arbeitsintensität vergleichsweise wenig durchschlägt. Diese kleineren 
Betriebe würden durch Kappung und Degression stabilisiert, was sich in einem höheren Anteil 
Familienarbeitskräfte bei Einführung der Kappung widerspiegelt. 

Abbildung 19 zeigt die Auswirkungen der Politiken auf die Nettowertschöpfung mit und ohne 
Prämienzahlungen. Bei einem Prämienniveau von 200 € und mehr würde ohne Kappung die 
Nettowertschöpfung zu Faktorkosten, d.h. inklusive Prämien, steigen. Bei einer Kappung wäre sie 
dagegen geringer und würde bis etwa 2034 bei jedem Prämienniveau um mehr als 100 €/ha 
sinken. Hochgerechnet auf Sachsen würde das gegenüber 2027 einem jährlichen 
Wertschöpfungsverlust von annähernd 100 Mio. € entsprechen, was noch deutlich oberhalb der 
Verluste an Direktzahlungen läge. Das gilt insbesondere für höhere Niveaus an Direktzahlungen.  
Subtrahiert man von der Nettowertschöpfung die Prämienzahlungen (Nettowertschöpfung zu 
Marktpreisen) bleibt letztlich ein geringer Effekt von Prämienhöhen und Degression bzw. Kappung. 
Allerdings kehrt sich die Reihenfolge um: Die höchste Nettowertschöpfung zu Marktpreisen 
würde dann erwirtschaftet, wenn das Prämienniveau am niedrigsten ist. Das gilt grundsätzlich 
auch bei einer Kappung. Allerdings läge die Nettowertschöpfung zu Faktorkosten bei einer 
Kappung niedriger, da gegen die wertschöpfungsintensiveren größeren Betriebe diskriminiert 
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würde. Dadurch entstehen Wohlfahrtsverluste, die in den ersten etwa acht Jahren stetig 
ansteigen.  

Abbildung 19: Entwicklung der Nettowertschöpfung mit und ohne Prämien 
 Nettowertschöpfung gesamt   Nettowertschöpfung abzüglich Prämien 

 
Quelle: eigene Berechnungen 

Die negativen Effizienzeffekte der Kappung sowie der höheren Direktzahlungen spiegeln sich auch 
in der Produktion wider. Abbildung 20 veranschaulicht, dass Kappung und Degression tendenziell 
zu niedrigeren Milchkuhbeständen führen. Mutterkühe profitieren dagegen von einer Kappung. 
Entsprechend würde das vorhandene Grünland etwas extensiver bewirtschaftet. Ebenfalls 
würden weniger Mais und mehr anderes Getreide angebaut. Die Höhe der Prämien und Kappung 
haben bei Schweinen etwas uneinheitliche Wirkungen.  

Abbildung 20: Flächennutzung und Tierbestände in 2034 

   
Quelle: eigene Berechnungen 

Abbildung 21 zeigt, wie sich die Nettowertschöpfung inkl. Direktzahlungen auf Betriebsgrößen 
auswirkt. Die Kappung verlagert die Nettowertschöpfung in kleinere Betriebe mit weniger als 
1.000 ha bei einer Prämienhöhe von 150 €/ha bzw. weniger als 500 ha bei einer Prämienhöhe von 



54 

200 €/ha. Dies allerdings auf niedrigerem Gesamtniveau. Insgesamt übersteigt mittel- bis 
längerfristig der Rückgang der Nettowertschöpfung bei Degression und Kappung den Rückgang 
der Prämienzahlungen deutlich, was darauf zurückzuführen ist, dass größere Betriebe mit hoher 
Wertschöpfung je Flächeneinheit nicht nur Flächen verlieren, sondern auch ihre Produktion 
einschränken. So sammelt sich sowohl bei einem Prämienniveau von 150 als auch von 200 €/ha 
ein relativer Wertschöpfungsverlust gegenüber dem Szenario ohne Kappung von über 100 €/ha 
an. 

Abbildung 21: Aufteilung der Nettowertschöpfung auf Betriebsgrößen in ha im Zeitablauf 
    150 €/ha, ohne Kappung   150 €/ha, mit Kappung 

   
    200 €/ha, ohne Kappung   200 €/ha, mit Kappung 

   
Quelle: eigene Berechnungen 

Abbildung 22 zeigt exemplarisch für das Jahr 2034, wie sich mittelfristig bis zum Ende der 
nächsten mittelfristigen Finanzperiode die Prämienhöhen sowie die Degression und Kappung auf 
die Entlohnung der einzelnen Produktionsfaktoren auswirken. Auffällig ist, dass die 
verschiedenen Politiken nur geringe Auswirkungen auf die Arbeitseinkommen haben. Mit Kappung 
wären die Arbeitseinkommen dennoch jeweils etwas niedriger. Wesentlich stärker sind jedoch die 
Bodenentlohnung und die Rentabilität betroffen. Insbesondere letzteres deutet darauf hin, dass 
die in Abschnitt 4 b) dargelegten Rentabilitäts- und Liquiditätseffekte partiell und mittelfristig 
zunehmend über den Bodenmarkt sowie weitere betriebliche Anpassungen abgepuffert werden.  
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Abbildung 22: Aufteilung der Nettowertschöpfung auf Produktionsfaktoren in 2034 

  

 
Quelle: eigene Berechnungen 

Abbildung 23 knüpft daran an und zeigt die Entwicklung der Grundrenten und Pachtpreise. Dabei 
zeigt sich, dass ohne Kappung die Direktzahlungshöhe fast 1:1 auf die Grundrenten durchschlägt, 
die der Wertschöpfung abzüglich Lohn- und Zinsansprüche entsprechen. Bei Degression und 
Kappung liegen die Grundrenten dagegen auf einem deutlich niedrigeren Niveau und erreichen 
nur eine ähnliche Höhe. Dies ergibt sich zum einen dadurch, dass weniger Direktzahlungen in die 
Region fließen. Zum anderen führt die Kappung in Verbindung mit hohen Prämien je Hektar zu 
innersektoralen Effizienzverlusten. 

Abbildung 23: Entwicklung von Grundrenten und Pachtpreise 

   
Quelle: eigene Berechnungen 

Bei Degression und Kappung findet durch die strukturellen Anpassungen eine gewisse Pufferung 
der Verluste an Wertschöpfung und Grundrenten durch niedrigere Pachtpreise statt. Flächen und 
damit Direktzahlungen wandern in Betriebe, die weniger von Degression und Kappung betroffen 
sind. Faktisch lässt sich dies als innersektorale Prämienmaximierung verstehen. Flächen 
wandern tendenziell nicht dorthin, wo sie die höchste Wertschöpfung aus der Produktion 

Arbeit Boden Kapital/Gewinn              
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ermöglichen, sondern dorthin, wo für die Flächen die höchsten Prämien gezahlt werden. Ein 
Nebeneffekt liegt darin, dass die Kappung und Degression in allen Szenarien zu deutlich 
niedrigeren und insbesondere von der Prämienhöhe entkoppelten Pachtpreisen führen. In allen 
Szenarien mit Degression ergeben sich ähnliche Pachtpreise. Dies erklärt sich vor allem dadurch, 
dass die Grundrenten auch alle auf einem ähnlich niedrigen Niveau liegen. 

Ohne Kappung ergeben sich längerfristig durchschnittliche Pachtpreisunterschiede in Höhe von 
etwa 50% der Unterschiede in Prämienhöhe je Hektar bzw. Grundrente, was indirekt ein Ergebnis 
der Modellierung des Pachtpreisverhaltens in AgriPoliS ist, jedoch für die ostdeutschen 
Bodenmärkte sowohl theoretisch als auch empirisch begründet erscheint (z.B. Graubner 2018). 3 

Fasst man die Simulationsergebnisse zusammen, führen Degression und Kappung nicht nur zu 
einem Rückgang der erhaltenen Direktzahlungen. Die Nettowertschöpfung sinkt sogar 
überproportional, da in der Altmark wie auch in Sachsen, die von Degression und Kappung 
überproportional betroffenen Betriebe zugleich jene sind, die bezogen auf ihren Flächenanteil 
eine überdurchschnittlich hohe Tierhaltung (insbesondere Milchvieh) sowie auch eine 
überdurchschnittlich hohe Wertschöpfung und Beschäftigung aufweisen. Demgegenüber steht 
eine etwas extensivere Nutzung des Grünlandes aufgrund des verringerten Futterbedarfs, was 
aus ökologischer Sicht positiv zu bewerten ist. Allerdings ist der Viehbesatz in der Altmark wie 
auch in Sachsen ohnehin bereits niedrig im Vergleich zu westdeutschen Regionen. Von deutlich 
niedrigeren Pachtpreisen infolge Degression und Kappung profitieren die landwirtschaftlichen 
Betriebe grundsätzlich, allerdings getrieben durch Wertschöpfungsverluste, die weit höher sind. 
Leidtragend ist dadurch die lokale ländliche Bevölkerung, die den Großteil der Verpächter:innen 
stellen dürfte. Tietz und Hubertus (2024) finden mit Stichprobenanalysen auf Gemeindeebene in 
Sachsen, dass 68,5% der landwirtschaftlichen Flächen sich im Eigentum von Privatpersonen 
befinden, die über durchschnittlich 4,9 ha verfügen. Davon gehören 70,6% Personen, deren 
Wohnsitz weniger als 10 km von der Fläche entfernt liegt. Weitere 15,3% wohnen in einer 
Entfernung von 10 bis 30 km.4 Grundsätzlich kommen Degression und Kappung kleineren 
Betrieben zugute. In der Summe wiegt dies jedoch weder die ökonomischen noch die sozialen 
Folgen für die ländlichen Räume auf. Belege, dass dies Umwelt und ländlichen Räumen nützt, 
sind jedoch dürftig bzw. umstritten, weswegen sich der Wissenschaftliche Beirat für Agrarpolitik, 
Ernährung und gesundheitlichen Verbraucherschutz des BMLEH stets gegen Degression, 
Kappung und Umverteilung zugunsten kleinerer Betriebe ausgesprochen hat (z.B. WBAE 2018). 

Die dargestellten Entwicklungen sind im Kontext einiger übergeordneter Entwicklungen der 
Rahmenbedingungen zu sehen, die in den Simulationen nicht berücksichtigt werden konnten. 
Dies betrifft mit Blick auf die kommenden 10 bis 15 Jahre etwa den demographischen Wandel mit 
einer absehbar deutlichen Verknappung der Arbeitskräfte, die ländliche Regionen in 
Ostdeutschland überproportional treffen wird, die Digitalisierung, die die ohnehin hohe 
Kapitalintensität der Landwirtschaft weiter erhöhen wird, die Erfordernisse des Klima- und 

 
3 Seit etwa 2007 gab es in den neuen Bundesländern intensive Diskussionen über die Höhe der Kauf- und 
Pachtpreise landwirtschaftlicher Flächen sowie über Möglichkeiten ihrer Beeinflussung. Ausführliche 
Analysen zu den Determinanten der Bodenpreise und zu den Folgen möglicher Regulierungseingriffe 
wurden im Rahmen der DFG-Forschungsgruppe FORLand durchgeführt (https://www.agrar.hu-
berlin.de/en/institut-en/departments/daoe/forland/publications).  
4 Jänicke et al. (2024) finden, basierend auf dem ALKIS für alle landwirtschaftlichen Flächen Brandenburgs, 
dass 52% der landwirtschaftlichen Flächen des Landes sich im Eigentum von 175.000 Privateigentümern 
mit durchschnittlich etwa 4 ha befinden. 

https://www.agrar.hu-berlin.de/en/institut-en/departments/daoe/forland/publications
https://www.agrar.hu-berlin.de/en/institut-en/departments/daoe/forland/publications
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Biodiversitätsschutzes einschließlich der Anpassung an den voranschreitenden Klimawandel 
sowie nicht zuletzt auch die geopolitischen Friktionen, die etwa bedingen, dass zunehmend 
weniger staatliche und bedingt durch Inflation und geringes Wirtschaftswachstum auch weniger 
private Mittel für eine Nachhaltigkeitstransformation zur Verfügung stehen werden. Ein 
besonderer innersektoraler Aspekt betrifft den Generationswechsel nicht nur bei den 
Arbeitskräften, sondern auch bei den Unternehmensleitungen. Pitson et al. (2020) kamen unter 
Nutzung, ebenfalls mit AgriPoliS und für die Altmark, zu dem Ergebnis, dass selbst wenn ein nicht 
unerheblicher Teil der Unternehmen über keine Hof- bzw. Unternehmensnachfolge verfügen 
würde und deswegen zwangsläufig aus der Produktion ausscheiden würde, Wertschöpfung und 
Beschäftigung kaum beeinträchtigt würden. Wachsende Betriebe würden die freiwerdenden 
Produktionspotentiale nutzen.  

Vor diesem Hintergrund scheint Vorsicht geboten, in die stattfindenden agrarstrukturellen 
Prozesse durch pauschale Begünstigungen bestimmter Arten landwirtschaftlicher Betriebe 
einzugreifen. Vielmehr sollten die begrenzten politischen Möglichkeiten ergebnisorientiert 
genutzt werden, statt Anpassungsprozessen entgegenzuwirken. Chancen könnten etwa darin 
liegen, dass die Reformvorschläge dahingehend genutzt werden, ein möglichst geringes 
Prämienniveau anzustreben, um nicht nur agrarstrukturelle Verwerfungen zu verhindern, sondern 
dadurch freiwerdende Mittel für zielgerichtete Maßnahmen im Bereich von Umwelt und ländlicher 
Entwicklung, sowie die Entwicklung neuer, nachhaltigkeitswirksamer und effizienterer 
Wertschöpfungsketten zu befördern.  

Die obigen Simulationen basieren, wie eingangs geschildert, nicht auf einer Simulation der 
Agrarstruktur Sachsens, sondern der Altmark mit einigen Besonderheiten. Es ist grundsätzlich 
davon auszugehen, dass sich für Sachsen weitgehendanaloge Erkenntnisse ergäben. Allerdings 
sind die Standorte innerhalb Sachsens weit heterogener, sodass das Hochrechnen der Zahlen mit 
Unsicherheiten verbunden ist. 

Mit Blick auf die in Abschnitt 4b) gezeigte Heterogenität der Rentabilität und finanziellen Stabilität 
der sächsischen Betriebe über alle Rechtsformen und Größenklassen hinweg, ist nicht 
auszuschließen, dass die Folgen eines Schocks infolge von Degression und Kappung auf die 
bestehenden Agrarstrukturen in den Simulationen für die Altmark noch deutlich unterschätzt 
werden. Auch ist zu berücksichtigen, dass die Simulationen keine Preis- und Kostenschocks 
berücksichtigen, wie sie infolge etwa der Covid-Pandemie, des russischen Überfalls auf die 
Ukraine, des Krieges im Iran oder auch der Klimakrise derzeit gehäuft auftreten. Zwar kann die 
Landwirtschaft von derzeitigen Schocks infolge von Preissteigerungen für Nahrungsmittel partiell 
und temporär profitieren, jedoch auch enorm belastet werden, wenn etwa Kosten für Treibstoffe, 
Düngemittel, Maschinen und Löhne stark ansteigen oder Dürren für Ernteausfälle sorgen. 

Nicht explizit berücksichtigt wurden in den Simulationsanalysen die Wirkungen begleitender 
Maßnahmen, wie der Junglandwirt:innenförderung. Diese kommen aufgrund der bisherigen 
Ausgestaltung der Landwirtschaft in Ostdeutschland kaum zugute. Das liegt neben der 
derzeitigen Flächenbegrenzung auf maximal 120 ha vor allem daran, dass nur Betriebsleiter:innen 
als Eigentümer:innen gefördert werden, nicht dagegen jüngere Arbeitskräfte ohne gleichzeitig 
maßgeblich hohen Eigentumsanteil am Unternehmen. Insbesondere bei Agrargenossenschaften 
können junge Betriebsleiter:innen die Anforderungen kaum erfüllen, da sie faktisch gar keinen 
maßgeblichen Unternehmensanteil besitzen können. Gleiches dürfte auch für viele 
Aktiengesellschaften und GmbHs mit breiter Eigentumsstreuung gelten. Pitson et al. (2020) 
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finden daher mit AgriPoliS für die Altmark sowie auch Flandern, dass die 
Junglandwirt:innenförderung fast wirkungslos ist, da damit im Wesentlichen Mitnahmeeffekte 
verbunden sind. Da über 80% der Arbeitskraft von Lohnarbeitskräften stammt, kann die 
Junglandwirt:innenförderung nicht die eigentlichen Herausforderungen des 
Generationswechsels für ostdeutsche Bedingungen adressieren. Es bliebe die Frage, ob und 
unter welchen Bedingungen damit Gründungen befördert werden können, wie es im 
Reformvorschlag der Kommission für 2028-2034 angedacht ist. Allerdings konkurrieren 
Gründer:innen in der Landwirtschaft mit bestehenden Betrieben, insbesondere Einzelbetrieben, 
die trotz hoher eigener finanzieller Mittel nicht nur ebenfalls von der Junglandwirt:innenförderung 
profitieren, sondern bereits über das Erb- und Erbschaftssteuerrecht in erheblichem Umfang 
begünstigt sind. Gründungsprämien, wie sie teilweise in Sachsen-Anhalt existieren, könnten 
aufgrund der hohen Kapitalintensität der Landwirtschaft insbesondere Personengruppen 
zugutekommen, denen aufgrund vorhandenen Vermögens bereits bestehenden erb- und 
erbschaftssteuerrechtlichen Begünstigungen der Landwirtschaft nutzen können. 

d) Auswirkungen auf Kapital- und Eigentumsstrukturen  
Die obigen Analysen zeigen, dass ein erheblicher Teil der Landwirtschaft in Sachsen von einer 
Degression und Kappung erheblich betroffen wäre. Dabei überlagern sich mehrere Aspekte: 

• Bislang scheint die Bedeutung landwirtschaftsferner und regionsfremder Investoren in 
der sächsischen Landwirtschaft sehr gering zu sein. Das gilt insbesondere für die größten 
Unternehmen und Unternehmensgruppen. Diese verfügen zumeist über eine sehr breite, 
lokal verankerte Eigentümerstruktur. 

• Zwar ist auch in Sachsen nur eine Minderheit der landwirtschaftlichen Betriebe von 
Degression und Kappung betroffen, jedoch findet in den besonders betroffenen Betrieben 
ein Großteil der landwirtschaftlichen Produktion statt, zumal viele der von Kappung und 
Degression besonders betroffenen Betriebe überdurchschnittlich stark in der Tierhaltung 
und anderen arbeitsintensiven Bereichen aktiv sind. Hierbei ist zu beachten, dass die 
Tierdichte in Sachsen, wie auch in den übrigen ostdeutschen Bundesländern, insgesamt 
bereits niedrig ist. Selbst Betriebe mit großen Tierbeständen weisen aufgrund ihrer 
Flächenausstattung einen je Fläche niedrigen Viehbesatz auf. 

• Unabhängig von Größe und Rechtsform weisen landwirtschaftliche Unternehmen eine 
erhebliche Heterogenität hinsichtlich ihrer Rentabilität auf. Insbesondere das untere 
Viertel weist für jede Rechtsform systematische Defizite auf, etwas einen hohen 
Verschuldungsgrad, sodass erhebliche finanzielle Einbußen durch Degression und 
Kappung eine Reihe von größeren Betrieben akut gefährden würden. 

• Degression und Kappung führen zu Wettbewerbsverzerrungen zwischen den Betrieben. 
Größere Betriebe verlieren Flächen an weniger von der Kappung betroffene Betriebe. Bei 
den so begünstigten Betrieben dürfte es sich vor allem um vergleichsweise wenig arbeits- 
und wertschöpfungsintensive Betriebe handeln (vgl. Tabelle 16). Dieser Effekt ist bei 
höheren Prämienniveaus besonders stark ausgeprägt, wodurch sich die Wertschöpfung 
über die kappungsbedingten Einsparungen hinaus verringern würde. 

• Negative Degressions- und Kappungseffekte auf die Unternehmenserträge werden 
langfristig teilweise über den Bodenmarkt abgepuffert. Dies mildert die Effekte und 
begünstigt die sächsische Landwirtschaft angesichts des hohen Pachtflächenanteils von 
67%. Zugleich dürften damit die Vermögenswerte der Betriebe sinken. Allerdings verfügen 
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viele Betriebe infolge der in den vergangenen 20 Jahren deutlich gestiegenen Bodenwerte 
über erhebliche stille Reserven. 

• Negativ betroffen dürften insbesondere schwächere Standorte sein, die ohne 
Direktzahlungen kaum rentabel zu bewirtschaften sind (vgl. Sahrbacher et al. 2012).   

Betrachtet man diese einzelnen Aspekte gemeinsam, ist davon auszugehen, dass eine 
Degression und insbesondere eine Kappung wohl nicht zu einer vollständigen Destabilisierung 
der insgesamt großbetrieblichen sächsischen Landwirtschaft führen würde. Allerdings wäre die 
Betroffenheit erheblich. Insbesondere dürften ohnehin bestehende Probleme einer Reihe 
größerer Unternehmen deutlich verschärft werden. Dies gilt vor allem bei höheren 
Prämienniveaus, da diese die Fläche, ab der die Kappung greift, senkt und stärker zu 
innersektoralen Wettbewerbsverzerrungen führt. Entsprechend stellt sich die Frage, was mit 
Unternehmen geschieht, die bereits Probleme aufweisen und durch Degression und Kappung 
zusätzlich belastet werden. Schwierig umsetzbar wären bei diesen Betrieben vermutlich 
innerlandwirtschaftliche Lösungen, wie Fusionen und Übernahmen; denn auch größere, bislang 
erfolgreiche Unternehmen hätten mit der Kappung zu kämpfen, während sie ohne Kappung 
aufgrund ihrer bestehenden Substanz eine Übernahme bewältigen könnten. Als Alternative zu 
Übernahmen und Fusionen bliebe für Unternehmen mit finanziellen Schwierigkeiten die Option, 
zu versuchen, sich „gesundzuschrumpfen“. Das könnte insbesondere bedeuten, Arbeitskräfte 
abzubauen und insbesondere die Tierhaltung zu reduzieren. Erleichtert werden könnte diese 
Strategie durch vorhandene stille Reserven, sofern genügend Substanz vorhanden ist bzw. 
derartige Prozesse rechtzeitig begonnen werden. Eine weitere Option wäre die Suche nach 
Investoren von außerhalb der Region bzw. der Landwirtschaft, die sich entweder in Unternehmen 
einkaufen oder Unternehmen komplett übernehmen, wodurch einerseits deren finanzielle Basis 
gestärkt werden könnte, aber zugleich auch ein stärkerer Fokus auf die Rentabilität gelegt werden 
müsste. Motiviert sein könnten derartige Investitionen etwa durch bestehende Begünstigungen 
der Landwirtschaft im Erbschaftssteuerrecht. Die letzte Option wäre eine Liquidation. Allerdings 
erscheint dies aufgrund der stillen Reserven unwahrscheinlich. Wahrscheinlicher wären 
Übernahmen mit anschließenden Umstrukturierungen. 

Neben den genannten Optionen dürften auch strategische Anpassungsmaßnahmen erfolgen, wie 
die Aufteilung von Unternehmen, um den Maximalbetrag mehrfach zu erhalten. Falls versucht 
werden sollte, dies durch besondere Regeln innerhalb der GAP zu unterbinden, dürften 
Jurist:innen und Steuerberater:innen kreative Lösungen entwickeln, diese zu umgehen, wie etwa 
die Gründung von neuen Betrieben, die etwa Unternehmensangehörigen gehören, jedoch von 
anderen Betrieben im Rahmen von Bewirtschaftungsverträgen geführt werden. Die Folge wäre 
vermutlich nicht nur eine insgesamt ineffizientere Landwirtschaft, sondern eine, die weit weniger 
transparent wäre, als sie es ohnehin bereits ist. 

e) Gesellschaftliche und strukturpolitische Folgen  
Sofern nicht gewährleistet wäre, dass durch Degression und Kappung eingesparte Mittel in den 
betroffenen Ländern verbleiben würden, dürfte in Sachsen gegenüber gleichen Prämienhöhen 
ohne Kappung von Degression und Kappung je ha ein Verlust an Nettowertschöpfung zwischen 
75 €/ha bei einer Prämienhöhe von 130 €/ha und 150 €/ha bei einer Prämienhöhe von 240 €/ha 
eintreten. Insgesamt könnte sich für Sachsen je nach Höhe der Prämien als Degressions- und 
Kappungseffekt ein jährlicher Verlust zwischen knapp 70 und knapp 140 Mio. ergeben. Im 
Vergleich zur Ist-Situation vor Beginn der nächsten Finanzierungsperiode dürfte sich unabhängig 
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von der Höhe der Prämien je Hektar durch eine Kappung ein Wertschöpfungsverlust von über 100 
€/ha und damit, hochgerechnet für Sachsen, insgesamt von etwa 100 Millionen € pro Jahr 
ergeben. Diese Verluste resultieren nicht nur aus den durch Degression und Kappung reduzierten 
Prämienzahlungen, sondern auch aus weiteren negativen agrarstrukturellen Effekten, wie etwa 
der Verringerung der Milchviehhaltung. Dadurch würde die ohnehin geringe Viehdichte weiter 
sinken. Zudem würde es zu Flächenwanderungen von Betrieben mit höherer Wertschöpfung hin 
zu Betrieben mit niedrigerer Wertschöpfung kommen. Ebenfalls könnten Betriebe, die ohnehin 
wirtschaftlich nicht gut aufgestellt sind, ab 2028 durch einen aus Degression und Kappung 
hervorgerufenen Schock in eine Abwärtspirale geraten. Insofern ist nicht auszuschließen, dass 
die obigen Analysen sowohl der Testbetriebsdaten als auch der Simulationsanalysen die 
negativen Effekte auf die Wertschöpfung unterschätzen. Das dürfte insbesondere dann gelten, 
wenn die Landwirtschaft in den Jahren ab 2028 infolge von ungünstigen klimatischen Effekten, 
Kostensteigerungen infolge weiterer Inflation oder auch niedriger Marktpreise zusätzlich belastet 
würde. Für die Wirtschaft im Land Sachsen könnte sich die Wertschöpfung insgesamt noch 
stärker verringern, wenn aufgrund der agrarstrukturellen Anpassungen auch weitere Sektoren der 
vor- und nachgelagerten Bereiche inklusive von Dienstleistungssektoren wie Banken negativ 
betroffen würden. Allerdings konnte dies im Rahmen dieser Studie nicht analysiert werden.  

Der geschätzte Wertschöpfungsverlust für Sachsen von möglicherweise 100 Mio. € könnte im 
Übrigen nicht vollständig dadurch ausgeglichen werden, indem durch Kappung und Degression 
eingesparte Mittel dem Land Sachsen verbleiben, da die produktions- und strukturbedingten 
Verluste bleiben. 

Die deutlich verringerte landwirtschaftliche Wertschöpfung wirkt sich besonders negativ auf die 
Einkommen bzw. Gewinne der Betriebe aus. Aus der Analyse der Eigentumsstrukturen der 100 
größten Unternehmen, die allein 30% der landwirtschaftlichen Fläche in Sachsen bewirtschaften, 
lässt sich ableiten, dass von den Gewinn- bzw. Einkommensrückgängen vor allem sächsische 
Unternehmen und deren offensichtlich ganz überwiegend in Sachsen lebende Eigentümer:innen 
negativ betroffen sind. Bei vielen der größten und am stärksten betroffenen Unternehmen bzw. 
Unternehmensgruppen handelt es sich um Genossenschaften, deren Eigentümer:innen 
ehemalige LPG-Mitglieder bzw. deren Familien sind. Gleiches dürfte für die sogenannten großen 
Aktiengesellschaften gelten, die teilweise mehre Hundert Mitglieder haben. Im Regelfall dürften 
die Einkommens- und daraus letztlich resultierenden Vermögensverluste gerade dieser großen 
Unternehmen eine weit über die Anzahl der betroffenen Unternehmen hinausreichende ländliche 
Bevölkerung treffen.  

Negativ und teilweise sogar kritisch betroffen sein dürften auch die meisten Betriebe zwischen 
500 und 1500 ha, die ebenfalls von der Degression und Kappung betroffen wären. Die relative 
Begünstigung kleinerer Betriebe dürfte diese Effekte nicht aufwiegen. 

Mittelfristig dürften auch die Einkünfte der Bodeneigentümer:innen sinken. Zu etwa einem Drittel 
sind dies die landwirtschaftlichen Betriebe selbst; zu etwa zwei Dritteln wären Verpächter:innen 
betroffen. Der Großteil der Betroffenen sind Privatpersonen mit wenigen Hektar Eigentum. 
Ausgehend von den Ergebnissen von Tietz und Hubertus (2024) könnte dies insgesamt etwa 
100.000 Personen aus den ländlichen Regionen Sachsens betreffen, die im Umfeld der 
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betroffenen Betriebe leben.5 Ganz überwiegend dürfte es sich um Opfer der Kollektivierung der 
DDR-Landwirtschaft bzw. deren Familien handeln.  

Mit dem Rückgang der Wertschöpfung infolge von Kappung und Degression geht einher, dass die 
Beschäftigung ebenfalls abnimmt. Dies dürfte sich verschärfen, wenn gleichzeitig weitere 
Belastungen auftreten, die etwa durch niedrige Erzeugerpreise oder 
Produktionskostensteigerungen die tierhaltenden Betriebe treffen und eine weitere Reduktion der 
Tierbestände nach sich ziehen bzw. tierhaltende Betriebe in ihrer Existenz gefährden. Der 
absolute Effekt dürfte, soweit es nicht zu deutlich vermehrten Insolvenzen kommt, allerdings 
geringer sein als die Rückgänge der Einkünfte der Unternehmens- und Bodeneigentümer:innen.  

In der Summe bedeutet dies, dass die negativen volkswirtschaftlichen Effekte und daraus 
resultierenden Einkommenseffekte von Kappung und Degression sich auf die ländlichen 
Regionen in Sachsen konzentrieren würden, die ohnehin bereits jetzt vergleichsweise 
strukturschwach sind und die durch den bereits jetzt hohen Altersdurchschnitt von fast 50 Jahren 
auch deutlich negativ vom bevorstehenden demographischen Wandel betroffen sein werden. 
Insbesondere ist in diesen ländlichen Regionen ein nicht unerheblicher Teil der Bevölkerung 
betroffen, sodass Degression und Kappung eine erhebliche soziale Dimension aufweisen. 

Angesichts der sozialen Dimension der Gemeinsamen Agrarpolitik darf nicht vernachlässigt 
werden, dass in Sachsen, wie auch in den anderen ostdeutschen Bundesländern, der Großteil der 
Arbeitsleistung von abhängig Beschäftigten stammt. Dieser Aspekt konnte im Rahmen dieser 
Studie nicht vertiefend analysiert werden, ist jedoch mit über 80% der Arbeitsleistung in den 
ostdeutschen Bundesländern (in Sachsen 79%) erheblich. Insbesondere die Bedeutung von 
Arbeitskräften mit Migrationshintergrund dürfte weiter zunehmen. Zugleich ist der Anteil Frauen 
als Betriebsleiterinnen auch in Ostdeutschland insgesamt niedrig, wenngleich etwas höher als in 
vielen westdeutschen Regionen. Bei den Leitungspositionen in den großen Unternehmen scheint 
der Anteil Frauen ausgewogener, wenngleich auch verbesserungsbedürftig.6 

Da die Verluste an Wertschöpfung vor allem in Sachsen ansässige Unternehmen und Personen 
betreffen, ist auch von Steuermindereinnahmen auszugehen. Diese lassen sich im Rahmen 
dieser Studie nicht quantifizieren. Allerdings stellt sich umso mehr die Frage, inwieweit durch 
Degression und Kappung sowie auch eines verringerten Niveaus an Direktzahlungen eingesparte 
Mittel für Agrarumweltmaßnahmen sowie auch Maßnahmen zur Entwicklung ländlicher Räume 
zur Verfügung stehen und auch kofinanziert werden können. Gleiches gilt für EU-Mittel, die 
eingespart würden, weil ein niedriges Prämienniveau angestrebt werden sollte, um die Gefahr 
agrarstruktureller Verwerfungen durch Degression und Kappung gering zu halten. 

Die im Abschnitt 4c) gezeigten Produktionseffekte scheinen hinsichtlich der Versorgung der 
Bevölkerung überschaubar. Sofern die landwirtschaftlichen Betriebe bzw. Unternehmen nicht mit 
starken zusätzlichen negativen Schocks konfrontiert sein werden, ist nicht davon auszugehen, 

 
5 Tietz und Hubertus finden in einer Stichprobe sächsischer Gemeinden, dass 68,5% der 
landwirtschaftlichen Flächen sich im Eigentum privater Eigentümern mit durchschnittlich 4,9 ha befinden. 
86% dieser Personen haben ihren Wohnsitz im Umkreis von 30 km um den Standort der Fläche. 
Hochgerechnet auf die landwirtschaftliche Fläche von knapp 900.000 ha ergibt dies eine Anzahl von etwa 
106.000 Betroffenen. Darunter befinden sich allerdings auch gut 6.000 Haupt- und Nebenerwerbsbetriebe. 
6 Eine ad-hoc Analyse der Vorstände der zehn größten Unternehmen bzw. Unternehmensgruppen zeigte, 
dass in den sieben größten dieser Unternehmen bzw. Unternehmensgruppen zumindest eine der zwei oder 
drei Vorstandspositionen mit Frauen besetzt war. 
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dass Versorgungssicherheit und Ernährungssouveränität durch Kappung und Degression 
beeinträchtigt werden. Bedeutsamer als die Produktionseffekte scheinen für 
Versorgungssicherheit und Ernährungssouveränität die sozialen Effekte, die aus Verlusten an 
Wertschöpfung und Einkommen resultieren.  

f) Ansprüche an gute GAP für Sachsen  
Ein Defizit der aktuellen grünen Architektur besteht darin, dass manche Agrarumweltmaßnahmen 
in der Praxis nicht ausreichend angenommen werden. Ein Musterbeispiel hierfür könnten die Öko-
Regelungen 1 und 3 sein, die nur eine begrenzte Zielerreichung aufweisen.  

Die wissenschaftliche Literatur zeigt zahlreiche Akzeptanzprobleme in der Agrarumweltpolitik. 
Oft werden rechtliche und bürokratische Hürden als wichtiger Bestimmungsgrund der Teilnahme 
genannt (Zinngrebe et al. 2017, Pe’er et al. 2019, 2022, Bartkowski et al. 2023, Schaub et al. 2023, 
Knauber et al. 2023, Scherfranz et al. 2025). Als eine wichtige Barriere werden oft der hohe 
bürokratische Aufwand und die Kontrollrisiken von Agrarumweltprogrammen genannt. Von der 
Praxis wird daher eine Reduktion der bürokratischen Lasten gefordert. Gleichzeitig sind in einem 
Rechtsstaat die Kontrollen bei der Zahlung von Steuergeldern notwendig, sodass auf Kontrollen 
in der Förderpolitik grundsätzlich nicht verzichtet werden kann. Die Ausgestaltung der 
Agrarumweltpolitik erfordert insofern eine schwierige Gratwanderung zwischen der 
Vereinfachung und dem Abbau unnötiger bürokratischer Lasten in der Förderpolitik einerseits und 
andererseits dem Aufrechterhalten von notwendigen rechtsstaatlichen Kontrollen und 
Standards. Es hat hierzu unterschiedliche Vorschläge zur Vereinfachung gegeben (z.B. WBAE 
2019, SMUL 2016), die jedoch lediglich Leitlinien für eine vereinfachte und gleichzeitig 
rechtsstaatlich geprüfte und transparente Förderpolitik entwickeln. Es sollte in der Debatte auch 
anerkannt werden, dass die Gratwanderung zwischen Vereinfachung und notwendigen 
rechtstaatlichen Standards für die Landesministerien eine schwierige Herausforderung darstellt 
und nicht jeder Wunsch nach bürokratischer Vereinfachung erfüllbar ist. 

In verschiedenen Praxisprojekten wurde die Erfahrung gemacht, dass viele 
Agrarumweltmaßnahmen aus Sicht der Praxis in stärkerem Maße erklärungsbedürftig sind. 
Gleichzeitig sind Neugier und Interesse ein Motiv für die Teilnahme an dem durch die 
Wissenschaft begleiteten Projekt „Kooperativ“ (Koch et al. 2025, Huber et al. 2025), obwohl eine 
Kosten-Leistungsrechnung darauf hindeutet, dass eine Teilnahme für einige Betriebe aus 
ökonomischer Sicht nicht vorteilhaft ist (Koch et al. 2026). Durch gezielte Beratung, detaillierte 
Informationen und praktische Unterstützung seitens der Projektkoordination konnte im Projekt 
„Kooperativ“ eine hohe Teilnahme erreicht werden (Schüler et al. 2025). Das Projekt CAP4GI zeigt 
ähnliche Akzeptanz- und Informationsdefizite der aktuellen grünen Architektur. Das gleiche 
Projekt zeigt zudem, dass es ein großes Interesse an der gemeinsamen Entwicklung von 
Agrarumweltmaßnahmen und am Austausch gibt (Velten et al. 2025). Diese und andere Projekte 
zeigen, dass es Potenzial gibt, die Teilnahme an Agrarumweltmaßnahmen durch bessere Beratung 
und Information zu steigern.  

Eine weitere Möglichkeit, die wahrgenommenen Defizite zu beheben, besteht in neuen 
innovativen Fördermethoden für Agrarumweltprogramme, die in den letzten 15 Jahren von der 
Wissenschaft entwickelt und in der Praxis getestet wurden. Eine Methode besteht in der vom 
Deutschen Verband für Landschaftspflege Schleswig-Holstein (DVL) entwickelten 
„Gemeinwohlprämie“, die auf einem ausgereiften Punktesystem basiert, das sowohl biotische 
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als auch abiotische Umweltfaktoren in die Bewertung eines Betriebes mit einbezieht und für diese 
Leistungen Punkte vergibt. Das Modell wurde in den letzten 10 Jahren mehrfach mit Betrieben 
getestet und von der Wissenschaft geprüft. Gerade in der Landwirtschaft wurde das Modell 
positiv bewertet (Neumann et al. 2017). Das Modell wurde seit den 2010er Jahren mehrfach 
überarbeitet und auf ökonomische Wirkung und auf Praxistauglichkeit getestet (Latacz-Lohmann 
& Breustedt 2021). Eine Anwendung der Gemeinwohlprämie für die Öko-Regelung als Öko-
Regelung wurde vom Thünen-Institut geprüft (Röder et al. 2021a). Gleichzeitig wurden Akteuren 
aus der Agrarverwaltung zur Gemeinwohlprämie befragt (Birkenstock & Röder 2021).  

Eine weitere innovative Fördermethode sind kooperative Agrarumweltmaßnahmen. Diese 
Methode wird seit 2016 in den Niederlanden als ausschließliche Methode der 
Agrarumweltmaßnahmen der 2. Säule angewendet, weshalb in der Praxis auch oft vom 
„holländischen Modell“ gesprochen wird. In diesem Modell werden Agrarumweltprogrammen 
über zu gründende “Kooperativen” gemeinsam geplant und beantragt. Die Kooperativen werden 
von mehreren Betrieben sowie Umweltverbänden gegründet und übernehmen auch die 
Verwaltung und Kontrolle der einzelnen Agrarumweltmaßnahmen auf den Betrieben (Prager et al. 
2021). Die kooperativen Agrarumweltprogramme werden auch in anderen europäischen Staaten 
angeboten, inzwischen gibt es in Sachsen-Anhalt und Brandenburg auch die Option solche 
Kooperativen fördern zu lassen. In Projekten wie „Kooperativ“, „MoNaKo“ oder „Kombi“ wird das 
kooperative Modell getestet. Mit Hilfe des kooperativen Modells werden Maßnahmen auf der 
Landschaftsebene geplant und auf lokale Ziele ausgerichtet, was im Hinblick auf Biodiversität, 
Landschaft und andere Umweltziele zu einer erhöhten Effektivität führt.  

Die innovativen Fördermodelle bieten einige Vorteile, da sie Motivation, Information und 
Zusammenarbeit von Landwirt:innen auf lokaler und regionaler Ebene fördern. 
Gesprächsplattformen mit Landwirt:innen in Thüringen und Baden-Württemberg im Rahmen des 
Projektes CAP4GI zeigen jedoch, dass es auch offene Fragen gibt und in der Praxis einzelne 
Nachteile gesehen werden (Velten et al. 2024). Ein zunächst freiwilliges Angebot solcher 
Fördermethoden könnte für Betriebe attraktiv sein. Die Programmierung solcher Maßnahmen 
entscheidet über mögliche Vorteile in Effektivität und Effizienz. Aus Sicht der Landesministerien 
können mit einem freiwilligen Angebot innovativer Maßnahmen Erfahrungen gesammelt werden, 
die für eine präzise Programmierung wertvoll sind. 

5. Zusammenfassung und Empfehlungen  

a) Ergebnisse 
Die Europäische Kommission hat Juli 2025 einen Vorschlag zur künftigen Ausgestaltung der 
Gemeinsamen Agrarpolitik ab 2028 vorgelegt. Die GAP ist in Zukunft Teil eines “nationalen und 
regionalen Partnerschaftsfonds (NRPF)”, der über die Agrarpolitik zahlreiche andere Politikfelder 
mit umfasst. Innerhalb des NRPFs stehen für die GAP 295,7 Mrd. € zur Verfügung, was gegenüber 
der Förderperiode 2023-2027 eine faktische Kürzung der Agrarausgaben bedeutet. 

Der Vorschlag sieht weiterhin eine Abschaffung des 2-Säulen-Modells und eine weitgehende 
Verlagerung der Verantwortung für Agrarumweltmaßnahmen auf die Mitgliedstaaten vor. Die 
Agrarumweltmaßnahmen der 1. Säule (Öko-Regelungen) und der 2. Säule (Agrarumwelt- und 
Klimamaßnahmen) werden als Agrarumwelt- und Klimaaktionen (AUKA) zusammengefasst. Die 
Umweltregeln, die für die Betriebe an den Erhalt von GAP-Fördermitteln geknüpft sind, fallen in 
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der neuen Förderperiode wesentlich schwächer aus. Die nationalen Kofinanzierungsraten für die 
Agrarumweltmaßnahmen und die Maßnahmen der ländlichen Entwicklung wurden erhöht. Die 
EU-Kommission verzichtet in ihrem Vorschlag auch auf eine Mindestfinanzierung für 
Agrarumweltmaßnahmen (“Ringfencing”). 

Die Kommission gibt einen neuen Rahmen für Direktzahlungen an landwirtschaftliche Betriebe 
vor, demzufolge weiterhin flächenabhängige Einkommensbeihilfen als Direktzahlungen in Höhe 
von 130 bis 240 €/ha gezahlt werden sollen. Allerdings schlägt die Kommission eine degressive 
Ausgestaltung vor und die Einkommensstützung soll je Unternehmen auf jährlich maximal 
100.000 € begrenzt werden. 

Grüne Architektur 

Die Analyse der bisherigen Agrarumweltprogramme in Sachsen seit 2000 zeigt eine 
fortschreitende Ausdifferenzierung mit einem vielfältigen Angebot für die Betriebe, das zahlreiche 
Umweltziele und Sachverhalte abdeckt. Während das Angebot inhaltlich bereits gut 
ausdifferenziert ist und zahlreiche komplexe und hochwirksame Maßnahmen umfasst, könnte 
eine höhere Teilnahme an den Programmen die Umwelt- und Biodiversitätsbilanz verbessern. 
Aktuell werden 48% der finanziellen Mittel in der 2. Säule für Agrarumweltmaßnahmen und 
Zahlungen für benachteiligte Gebiete verwendet, was gegenüber dem Bundesdurchschnitt 
unterdurchschnittlich ist. Eine Analyse der Agrarumweltmaßnahmen im Detail zeigt, dass der 
Anteil komplexer und wirksamer (dunkelgrüner) Agrarumweltmaßnahmen mit hohen Prämien im 
Lauf der Zeit stark zugenommen hat. In der aktuellen Förderperiode werden rund 91% der 
finanziellen Mittel für Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen für dunkelgrüne Maßnahmen 
ausgegeben. Die hellgrünen Maßnahmen werden dagegen eher über die Öko-Regelungen 
angeboten. Auch für den anspruchsvollen Naturschutz gibt es inzwischen die Richtlinien 
Biotoppflege im Grünland, Insektenschutz und Artenvielfalt. Eine Analyse der 
Flächenentwicklung der dunkelgrünen Maßnahmen zeigt weiterhin, dass der Flächenanteil im 
Ackerbau seit 2015 konstant geblieben ist. Ähnliches gilt für den Naturschutz im Grünland, wobei 
die Flächen hier in den letzten 2 Jahren leicht abgenommen haben. Lediglich der Anteil der 
ökologisch bewirtschafteten Fläche wurde kontinuierlich ausgebaut, stagnierte jedoch 
2022/2023. 

Eine zentrale Herausforderung besteht in den neuen Kofinanzierungsraten der GAP ab 2028. Für die 
Einkommensstützung, die gekoppelten Zahlungen und die Kleinerzeuger:innenprämie bleibt es bei 
einer 100-prozen�gen EU-Finanzierung, aber für die meisten anderen GAP-Instrumente steigt der 
na�onale Kofinanzierungsanteil in der nächsten GAP. Unterstellt man die gleichen Ausgaben in der 2. 
Säule in der nächsten Förderperiode, ergibt sich aufgrund der höheren na�onalen Kofinanzierung ein 
finanzieller Mehrbedarf für den Bund und das Land Sachsen von etwa 217 Mio. € über sieben Jahre. 
Dies ist insbesondere für die Agrarumweltmaßnahmen problema�sch. Die Öko-Regelungen wurden 
bisher zu 100% von der EU finanziert. Bei den AUKM betrug die na�onale Kofinanzierung maximal 20%. 
In der Praxis beträgt die durchschnitliche na�onale Kofinanzierung für alle Agrarumweltmaßnahmen 
in Deutschland 12%, die ab 2028 auf 30% ansteigt. Auch für andere Maßnahmen im ländlichen Raum 
wie LEADER dür�en weniger Mitel zur Verfügung stehen. Dies stellt einen Anreiz dar, die finanziellen 
Mitel stärker für Einkommensstützung auszugeben, ein Instrument, das von der Wissenscha� vielfach 
als wenig zielgerichtet und ineffizient kri�siert wurde. Umgekehrt riskiert die EU-Kommission mit 
diesen Kofinanzierungsraten, dass die Mitgliedstaaten bei den Agrarumweltmaßnahmen sparen. 
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Dieser Mechanismus könnte dazu führen, dass ab 2028 weniger Mitel für Maßnahmen ausgegeben 
werden, die posi�ve Effekte für das Gemeinwohl haben. Dies erscheint aus Sicht der Steuerzahler:innen 
nicht sinnvoll. Auch aus landwirtscha�licher Sicht würde ein solcher Schwenk zahlreiche Betriebe 
benachteiligen, die derzeit wich�ge Leistungen im Agrarumweltbereich erbringen. 

Kappung und Degression 

Um wie Wirkungen von Degression und Kappung abschätzen zu können, wurden im Rahmen 
dieser Studie die Bewirtschaftungsstrukturen zunächst auf Grundlage der Liste aller 
Agrarzahlungsempfänger:innen des Jahres 2024 die größten landwirtschaftlichen Unternehmen 
in Sachsen sowie deren Standorte identifiziert. Anschließend wurden mithilfe von 
Unternehmensdatenbanken und Handelsregister die Mutter- und Tochterunternehmen dieser 
größten Agrarzahlungsempfänger:innen sowie deren offiziellen Standorte recherchiert. Auf Basis 
dieser Daten wurden sowohl kurzfristige Folgen einer Degression und Kappung auf Ebene der 
Bundesländer und für Gruppen von Testbetriebsauswertungen für Sachsen simuliert als auch 
mittel- bis längerfristige agrarstrukturelle Folgeeffekte mit dem Agrarstrukturmodell AgriPoliS für 
die Region Altmark in Sachsen-Anhalt. 

Die Analysen zeigen, dass die Landwirtschaft in Sachsen wie auch in den anderen ostdeutschen 
Bundesländern enorm von den Vorschlägen zur Degression und Kappung von Direktzahlungen 
betroffen wäre. Der Grund hierfür liegt zu einem wesentlichen Teil in der enormen Vielfalt der 
Landwirtschaft in Sachsen, die eine dualistische Struktur aufweist. Einerseits hat Sachsen im 
Vergleich zu den anderen ostdeutschen Bundesländern eine Vielzahl kleiner und mittlerer 
Betriebe, die von Degression und Kappung kaum betroffen wären. Andererseits gibt es viele sehr 
große Unternehmen und Unternehmensgruppen. Die 100 größten Unternehmen bzw. 
Unternehmensgruppen in Sachsen bewirtschaften etwa 30 % der landwirtschaftlichen 
Fläche und verfügen durchschnittlich über 2.700 ha. Diese Unternehmen haben zugleich 
einen sehr hohen Anteil an Wertschöpfung und Beschäftigung, da viele dieser Unternehmen 
und Unternehmensgruppen breit und heterogen aufgestellt sind, wie etwa in der Tierhaltung oder 
in Sonderkulturen. Zu diesen Unternehmensgruppen gehören auch solche, die eine starke 
Ausrichtung auf den Ökolandbau haben oder deren Tochterunternehmen Ökolandbau betreiben. 
Der Großteil dieser sehr großen Unternehmen und Unternehmensgruppen ist in den ländlichen 
Regionen verwurzelt, was sich etwa an dem hohen Anteil Agrargenossenschaften und ebenso 
einiger großer Aktiengesellschaften mit teilweise mehr als 500 Anteilseigner:innen zeigt. 
Ähnliches dürfte auch für den Großteil der übrigen juristischen Personen gelten. Für eine hohe 
Bedeutung landwirtschaftsferner Investoren an diesen Unternehmen finden sich keine Belege.  

Neben den genannten größten Unternehmen und Unternehmensgruppen wären viele weitere 
landwirtschaftliche Unternehmen von Degression und Kappung stark betroffen. Insgesamt 
werden 62% der Fläche in Sachsen von Unternehmen mit mehr als 500 ha bewirtschaftet. 
Aufgrund der Größenstruktur ist davon auszugehen, dass das Aufkommen an 
Direktzahlungen für Einkommensstützung und Umverteilung in Sachsen von 164 Mio. € in 
2024 auf 82 Mio. € bei einem Prämienniveau von 130 €/ha bzw. 120 Mio. € bei einem 
Prämienniveau von 240 €/ha sinken würde. Sollte keine Regelung gefunden werden, die 
vorsieht, dass durch Degression und Kappung eingesparte Mittel in den jeweiligen Bundesländern 
für andere agrarpolitische Maßnahmen zur Verfügung stehen, würde es faktisch zu einer 
Umverteilung von den wirtschaftlich schwächeren ostdeutschen Bundesländern hin zu den 
wirtschaftlich stärkeren süd- und westdeutschen Bundesländern, insbesondere Bayern, 



66 

kommen. Diese Umverteilung wäre umso gravierender, je höher das Prämienniveau je Hektar ist, 
da die Kappung dann eher greift und für weniger Fläche Prämienansprüche bestehen. Während 
etwa bei einer Prämie von 240 €/ha die westdeutschen Bundesländer bei durchschnittlich 103% 
des Zahlungsniveaus für Einkommens- und Umverteilungsprämien von 2024 lägen, wären es bei 
den ostdeutschen Bundesländern nur 61 bis 72% des bereits jetzt schon niedrigeren 
Zahlungsniveaus im Osten. Während bei einem Prämienniveau von 130 €/ha noch 25% der 
deutschen Zahlungen nach Ostdeutschland fließen, sind es bei 240 €/ha nur noch 22%. In 2024 
waren es immerhin 29%. 

Mit Blick auf die wirtschaftlichen und finanziellen Folgen von Kappung und Degression auf Ebene 
der Betriebe dürfte von besonderer Bedeutung sein, dass bereits jetzt innerhalb der sächsischen 
Landwirtschaft wie auch der deutschen Landwirtschaft insgesamt enorme Unterschiede 
hinsichtlich Rentabilität und finanzieller Stabilität bestehen. Insbesondere das hinsichtlich 
Rentabilität untere Viertel aller Betriebsformen, Größenklassen und Rechtsformen weist 
systematische Defizite auf, einschließlich eines hohen Verschuldungsgrades. Zum einen 
bedeutet dies, dass in allen Betriebsgrößenklassen und Ausrichtungen der Betriebe unabhängig 
von der Ausgestaltung der GAP ein Strukturwandel bevorsteht zumal demographischer Wandel, 
Digitalisierung und Klimaveränderungen die Landwirtschaftlich vor weitere Herausforderungen 
stellen.  Es ist davon auszugehen, dass erhebliche finanzielle Einbußen durch Degression 
und Kappung eine Reihe von größeren Betrieben bzw. Unternehmen und 
Unternehmensgruppen akut gefährden. Besonders betroffen wären nicht zuletzt die sehr 
großen Unternehmen und Unternehmensgruppen, die in der Regel als 
Agrargenossenschaften oder breit aufgestellte Aktiengesellschaften in den ländlichen 
Räumen verwurzelt sind. 

Neben akuten Gefährdungen von Unternehmen führen Kappung und Degression zu 
Wettbewerbsverzerrungen zwischen den Betrieben. Größere Betriebe verlieren Flächen an 
weniger von Degression und Kappung betroffene Betriebe. Dies gilt insbesondere für höhere 
Prämienniveaus, wodurch die Effizienz insgesamt sinkt und sich die Wertschöpfung über die 
kappungsbedingten Einsparungen hinaus verringert. Auf Ebene des Freistaats Sachsen, und 
Ähnliches dürfte auch für die anderen ostdeutschen Bundesländer zu erwarten sein, führen 
Degression und Kappung durch die agrarstrukturellen Anpassungen zu Verlusten an 
Wertschöpfung, die über die Verringerung von Direktzahlungen deutlich hinausgehen. Diese 
durch strukturelle Anpassungen verursachten Verluste an Wertschöpfung und 
Beschäftigung sind umso höher, je höher das Prämienniveau je Hektar ist. Insgesamt deuten 
die Analysen darauf hin, dass unabhängig von der konkreten Höhe der Direktzahlungen die 
sächsische Landwirtschaft bei allen Kappungsszenarien gegenüber der heutigen Situation 
jährliche Wertschöpfungsverluste von mehr als 100 €/ha und damit insgesamt etwa 100 
Millionen € einbüßen würde. Dieser Verlust an Wertschöpfung geht im Wesentlichen zulasten 
der ländlichen Regionen. Nicht berücksichtigt ist hierbei allerdings, inwieweit durch die 
Kappung eingesparte Mittel nach Sachsen zurückfließen und diese die Wertschöpfung erhöhen 
können.  

Angesichts dieser Größenordnung stellt sich die Frage, welche Anpassungsreaktionen sich 
daraus ergeben können. Grundsätzlich schaffen Degression und Kappungen Anreize und 
Zwänge auf Ebene der stark betroffenen Unternehmen zu Anpassung und Optimierung. Für 
sehr große Unternehmen kann das bedeuten, Möglichkeiten für Betriebsteilungen zu prüfen bzw. 
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zu prüfen, ob Flächen, für die aufgrund der Kappung ohnehin effektiv keine Direktzahlungen 
gewährt würden, aus der Konditionalität herausgenommen werden können, so dass für die 
Bewirtschaftung dieser Flächen nur gesetzliche Mindeststandards gelten. Ebenfalls spricht 
einiges dafür, wenig rentable Betriebszweige aufzugeben und Arbeitsplätze abzubauen. Dies 
könnte insbesondere die in den ostdeutschen Bundesländern ohnehin geringe Tierhaltung weiter 
reduzieren bzw. der Aufgabe ertragsschwächerer Standorte führen, wie in den 
Mittelgebirgsregionen oder Standorten mit besonderen Problemen, wie regelmäßige Trockenheit. 
Allerdings werden diese Anpassungsmaßnahmen dennoch bedeuten, dass ein Großteil der 
Wertschöpfungsverluste zu Einkommens- und Vermögensverlusten der in den ländlichen 
Regionen verankerten Unternehmen und deren Eigentümergruppen führen. Darunter befinden 
sich als zahlenmäßig bedeutsame Gruppen insbesondere auch Mitglieder der 
Agrargenossenschaften, aber ebenso etwa Anteilseigner:innen großer Aktiengesellschaften. 

Degressions- und Kappungseffekte auf die Unternehmenserträge werden teilweise und im 
Zeitablauf zunehmend über den Bodenmarkt abgepuffert. Dies mildert die Effekte auf Ebene 
der Betriebe gerade auch mit Blick auf den hohen Pachtflächenanteil von 67%. Die Pacht- und 
damit verbunden auch Kaufpreisrückgänge würden zum überwiegenden Teil zulasten von 
vermutlich über 100.000 privaten Kleineigentümer:innen aus den ländlichen Regionen in 
Sachsen gehen. Zugleich dürften auch die Vermögenswerte der Betriebe sinken. Allerdings 
verfügen viele Betriebe infolge der in den vergangenen 20 Jahren deutlich gestiegenen 
Bodenwerte über erhebliche stille Reserven, wobei die Bodenpreise in Sachsen im Vergleich zu 
Westdeutschland oder auch Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern nach wie vor niedrig 
sind. Betroffen sind letztlich von der Verringerung des Bodenvermögens vor allem ländliche 
Regionen, die in Sachsen wie auch den anderen ostdeutschen Bundesländern strukturschwach 
sind und etwa mit Blick auf den demographischen Wandel ohnehin vor großen 
Herausforderungen stehen. Dieser Vermögenseffekt ist unabhängig davon, ob es 
Eigentumsflächen der Betriebe oder Pachtflächen sind, da neben den Bodeneigentümern auch 
die allermeisten Betriebe regional verankert sind. 

Die obigen Analysen zeigen grundsätzliche Probleme der Vorschläge zu Degression und Kappung 
auf. Dazu gehören einerseits die Wertschöpfungsverluste, die zu einem großen Teil von der 
ländlichen Bevölkerung getragen werden müssten, sei es als (Mit-)Eigentümer:in der 
Unternehmen, als Arbeitskräfte oder als Verpächter:in. Ein grundlegendes Missverständnis 
der Wirkungen von Degression und Kappung ist, dass diese in Regionen mit stark 
genossenschaftlich organisierter Landwirtschaft sowie einer breiten Streuung des 
Bodeneigentums und hohen Anteils Lohnarbeitskräften, wie in Sachsen, nicht primär zulasten 
weniger vermögender Unternehmerfamilien oder anonymer Investoren gehen würde, sondern 
letztlich zulasten breiter ländlicher Bevölkerungsgruppen, die zugleich weit weniger vermögend 
sind, als die meisten westdeutsche Landwirtefamilien. Mit Blick auf ökologische Folgewirkungen 
ist ebenfalls Skepsis angebracht, dass durch Degression und Kappung wesentliche positive 
Effekte zu erwarten sind. Zum einen ist kaum davon auszugehen, dass deswegen Flächen 
ökologisch nachhaltiger bewirtschaftet werden. Zum anderen besteht die Gefahr, dass Flächen 
aus Crosscompliance- bzw. Konditionalitätsregelungen der Gemeinsamen Agrarpolitik 
herausgenommen werden. 

Die angeführten Probleme sind seit langer Zeit bekannt. Seit den 1990er Jahren enthalten 
Reformvorschläge der GAP jeweils eine Degression und Kappung. Diese Vorschläge stützen sich 
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insbesondere auf vermeintliche Gerechtigkeitsargumente, die der landwirtschaftlichen Realität 
in Sachsen und den übrigen ostdeutschen Bundesländern sowie auch weiteren Mitgliedsländern 
der EU nicht gerecht werden. Vieles deutet darauf hin, dass diese Gerechtigkeitsargumente 
letztlich primär der Legitimation von weiteren Einkommensstützungen dienen (vgl. WBAE 2018). 
Wenn Einkommensstützungen aus sozialen oder auch aus Gründen der Versorgungssicherheit 
weiter gewährt werden sollen, dann ist unabhängig von der Frage, ob flächengebundene 
Direktzahlungen diesbezüglich überhaupt zielführend sind, eine grundlegende Diskussion über 
Begriffe wie den „aktiven Landwirt“7 und andere Paradigmen der Gemeinsamen Agrarpolitik 
erforderlich. Wenn etwa mit dem „aktiven Landwirt“ entsprechend Art. 39 Absatz 1 b) der 
römischen Verträge gemeint ist, „der landwirtschaftlichen Bevölkerung, insbesondere durch 
Erhöhung des pro-Kopf-Einkommens der in der Landwirtschaft tätigen Personen, eine 
angemessene Lebenshaltung zu gewährleisten“, dann ist das Paradigma das darunter ein 
selbstständiger „Landwirt“ zu verstehen ist, der weitgehend seine eigene Fläche bewirtschaftet, 
spätestens seit der EU-Erweiterungsrunde 2004 aus der Zeit gefallen. Für Deutschland besteht 
diese Problematik im Grunde bereits seit der Wiedervereinigung und hat sich weiter verschärft: 
der Großteil der landwirtschaftlichen Flächen in Deutschland ist gepachtet, mehr als 50% der 
Arbeitsleistung in der Landwirtschaft stammt deutschlandweit von nichtselbständigen Personen, 
die Vielfalt der Organisationsformen ist enorm. Nicht zuletzt ist zu erwarten, dass die Periode 
2028-2034 mit einer Digitalisierungswelle der Landwirtschaft einhergehen wird, bei der die 
landwirtschaftlichen Produktionsweisen durch KI und Robotik stark verändert werden. 
Angesichts dieser Herausforderungen und der sozialen Dimension der Gemeinsamen Agrarpolitik 
kommt der sozialen Konditionalität eine erhebliche Rolle zu. Dazu gehören neben den Interessen 
der abhängig Beschäftigten auch Genderfragen, zumal in Deutschland der Anteil 
Betriebsleiterinnen bzw. Frauen in Leitungspositionen der Landwirtschaft äußerst niedrig ist. 

b) Empfehlungen 

Grüne Architektur 

Die deutsche Bundesregierung sollte sich dafür einsetzen, eine bessere Anschlussfähigkeit 
des GAP-Vorschlags der EU-Kommission in den Verhandlungen zu erreichen. Für eine 
erfolgreiche Umsetzung der GAP-Reform und eine höhere Akzeptanz der grünen Architektur 
erscheint es wichtig, die Anschlussfähigkeit der GAP nach 2028 zum aktuellen Förderrahmen 
2023-27 herzustellen. Der Reformentwurf der EU-Kommission schließt in vielen Bereichen nicht 
an die aktuelle Förderstruktur an und schlägt ohne Not strukturelle Änderungen vor, deren 
Mehrwert im Moment oft nicht nachvollziehbar ist.  

Für eine bessere Anschlussfähigkeit und eine höhere Akzeptanz ist es wichtig, für den EU-
Binnenmarkt ein gemeinsames Spielfeld (Level-playing-field) durch effektive Umweltregeln 
(analog zu den bisherigen GLÖZ-Standards) zu definieren. Hierzu sollten bindende 
Umweltregeln für alle geförderten Betriebe innerhalb der EU festgelegt werden. Um einen 
Wettlauf nach unten innerhalb der EU zu vermeiden, sollte es im deutschen Interesse sein, einen 
gewissen Umweltstandard europaweit sicherzustellen. Es ist daher zu empfehlen, dass 

 
7 Der Begriff „aktiver Landwirt" wird hier bewusst in der maskulinen Form belassen, da es sich um einen 
feststehenden Rechtsbegriff des EU-Agrarrechts handelt (vgl. Art. 4 Abs. 5 VO (EU) 2021/2115). Die 
Autor:innen sind sich bewusst, dass dieser Begriff durch seine maskuline Form bestimmte 
Personengruppen sprachlich ausschließt, und verwenden ihn daher ausschließlich in Anführungszeichen. 
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Deutschland sich auf EU-Ebene bei den Verhandlungen um die GAP ab 2028 für eine Rückkehr zu 
den ursprünglich beschlossenen GLÖZ-Standards einsetzt. 

Es ist zu empfehlen, die bisherigen Agrarumweltprogramme in Sachsen fortzusetzen und 
inhaltlich zu vertiefen. Dies beinhaltet eine verstärkte Ausrichtung von dunkelgrünen 
Agrarumweltmaßnahmen auf die Erfordernisse der Umsetzung der Fauna-Flora Habitat (FFH)-
Richtlinie und die Erfordernisse der Wiederherstellungsverordnung. Eine solche Verbesserung ist 
auch im Sinne der Umsetzung der Wiederherstellungsverordnung, deren Verpflichtung Bund und 
Länder durch verbesserte Agrarumweltprogramme weitgehend erfüllen könnten. Aber hierfür ist 
eine abgestimmte Strategie für die Agrarumweltprogramme erforderlich (WBGGR 2026). Eine 
Weiterentwicklung der Agrarumweltprogramme sollte auch als Chance genutzt werden, 
bisherigen Programme für landwirtschaftliche Betriebe zielgerichteter und auskömmlicher zu 
gestalten.  

Es ist zu empfehlen, die Gestaltung der Programme für die ländlichen Räume nach 2028 
mindestens teilweise in der Hoheit der Bundesländer zu belassen. Die Stärke der bisherigen 
2. Säule der GAP besteht in einer räumlich angepassten Förderpolitik. Die Bundesländer sind 
besser in der Lage, bedarfsgerechte und regional angepasste Programme mit differenzierten 
Prämien anzubieten und damit dem Gedanken der Subsidiarität gerecht zu werden. Die aktuellen 
Pläne der GAP nach 2028 sehen keine separaten GAP-Fonds und damit keine zwei Säulen mehr 
vor. Es ist zurzeit noch offen, inwieweit dieses Modell eine Mehrheit auf EU-Ebene findet. 
Allerdings erscheint es möglich und sinnvoll, die regionale Gestaltung durch die Bundesländer 
fortzusetzen und die Stärke der 2. Säule in die neue Förderperiode zu übernehmen. 

Eine Stärkung von Information und Beratung im Umwelt- und Biodiversitätsbereich ist im 
Hinblick auf eine höhere Teilnahme an komplexen und mehrjährigen 
Agrarumweltmaßnahmen zu empfehlen. Umwelt- und Biodiversitätsaspekte sollten in der 
Ausbildung und landwirtschaftlichen Beratung gestärkt werden, um die Akzeptanz der 
Agrarumweltmaßnahmen zu erhöhen. Mit Hilfe von Beratung könnten auch innovative Verfahren 
im Agrarumweltbereich besser vermittelt werden. 

Die Agrarumweltprogrammen und die Maßnahmen des ländlichen Raumes sollten mit 
ausreichenden finanziellen Mitteln aus Bundes- und Landeshaushalten ausgestattet 
werden. Aufgrund der veränderten Kofinanzierungssätze werden für eine Beibehaltung oder einen 
Ausbau der dunkelgrünen Agrarumweltprogramme zusätzliche finanzielle Mittel aus dem 
Bundes- und den Landeshaushalten notwendig sein. Im Abschnitt 3b (vgl. Tabelle 6, S.23) wurde 
ein finanzieller Mehrbedarf für die Programme der 2. Säule und die Öko-Regelungen für den 
Bundeshaushalt und den sächsischen Haushalt von etwa 240 Mio. € über sieben Jahre geschätzt 
unter der Prämisse der Beibehaltung des aktuellen Förderniveaus. Dies bedeutet z.B. für die 
Finanzierung der Agrarumweltprogramme und die Öko-Regelungen mehr als eine Verdopplung 
der nationalen Kofinanzierung. In Vorbereitung der nächsten Förderperiode ist es daher 
notwendig, höhere Haushaltsansätze für die Kofinanzierung im Bundes- und in den 
Landeshaushalten vorzusehen. 

Es ist zu empfehlen, für ausnahmslos alle GAP-Instrumente die gleichen 
Kofinanzierungssätze anzuwenden. Um schädliche Anreize zu beseitigen, die aktuell zu einem 
einseitigen Angebot in der GAP führen könnten, sollten auch die Direktzahlungen und die 
gekoppelten Zahlungen durch Mitgliedsstaaten kofinanziert werden. Dies würde einerseits den 
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einseitigen Anreiz zur Fortsetzung der Direktzahlungen und der gekoppelten Zahlungen 
reduzieren. Andererseits könnte die EU-Kommission auf diese Weise die Kofinanzierungsraten für 
die anderen GAP-Instrumente absenken, da über die Direktzahlungen erhebliche 
Kofinanzierungsmittel aufgebracht würden.  

Die Bundesregierung sollte sich für eine Fortschreibung des Ringfencings von Ausgaben für 
Agrarumweltmaßnahmen auf EU-Ebene einsetzen, um sicher zu stellen, dass auf europäischer 
Ebene eine gewisse Vergleichbarkeit bei der Nutzung von GAP-Mitteln gegeben ist. Gerade bei 
einer ambitionierten Umsetzung von Agrarumweltmaßnahmen in Deutschland könnte eine 
fehlende Vergleichbarkeit bei den Ausgaben zu Frustration und fehlender Akzeptanz führen. 

Perspektivisch sollte die Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küstenschutz (GAK) 
inhaltlich und finanziell weiterentwickelt werden. Die GAK sollte dabei alle Bedarfe zur 
Umsetzung von Umwelt- und Biodiversitätszielen finanzieren können. Gleichzeitig sollten über 
die GAK ausreichend Mittel für die GAP nach 2028 mit ihren veränderten Ko-Finanzierungssätzen 
bereitgestellt werden. 

Die Förderung von innovativen Agrarumweltmaßnahmen könnte die Akzeptanz erhöhen, da 
kooperative Maßnahmen oder Punktemodelle aus betrieblicher Sicht Freiräume eröffnen. Im 
Moment werden kooperative Maßnahmen in Sachsen-Anhalt und Brandenburg optional 
angeboten, es ist zu empfehlen, ein solches Angebot auch in Sachsen zu machen. Des Weiteren 
könnte die Umsetzung einer Gemeinwohlprämie für den hellgrünen Bereich als Ersatz für der 
bisherigen Öko-Regelungen geprüft werden. 

Kappung und Degression 

Vor dem Hintergrund der Ergebnisse dieser Studie dürfte sich für Sachsen wie auch die 
anderen ostdeutschen Bundesländer empfehlen, die Kappung und Degression als 
ökonomisch, sozial und ökologisch nicht vertretbar abzulehnen. Es drohen neben einem 
Erlösschock, der die Stabilität vieler Betriebe und die landwirtschaftliche Produktion 
beeinträchtigen dürfte, insbesondere auch eine weitere Umverteilung von EU-Mitteln aus den 
vergleichsweise ärmeren und vom demographischen Wandel ohnehin hart betroffenen 
ländlichen Regionen in Ostdeutschland in Richtung vergleichsweise wohlhabendere west- bzw. 
süddeutsche Regionen. Dies hätte erhebliche soziale Folgen für die in den betroffenen Regionen 
lebende Bevölkerung, sei es als (Mit-)Eigentümer:in, als in der Landwirtschaft beschäftigte Person 
oder als Verpächter:in. Eine Option könnte darin bestehen, es den Mitgliedsländern zu 
überlassen, ob und inwieweit sie eine Degression und Kappung implementieren. Eine weitere 
Option um negative Folgen für ostdeutschen Bundesländer wäre ein vollständiger oder teilweiser 
Abzug gewährter Lohnzahlungen der Unternehmen, bevor Degressions- und Kappungsregeln 
angewandt würden. Dies könnte dazu führen, dass die Betroffenheit weitgehend aufgehoben 
würde. 

Die EU braucht dringend eine fundierte und ehrliche Auseinandersetzung sowohl über die 
strategischen Ziele der Gemeinsamen Agrarpolitik als auch die vorhandenen 
Agrarstrukturen. Eine solche Diskussion sollte von Politik, Landwirtschaft und Wissenschaft 
(insbesondere auch aus den ehemals planwirtschaftlichen Ländern) angestoßen werden, um 
dem Problem entgegenzuwirken, dass weiter wiederkehrend Diskussionen über Instrumente, wie 
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die Kappung geführt werden, die ideologisch oder strategisch motiviert sind, jedoch letztlich 
Problemlösungen und überfällige Veränderungen erschweren. 

Die ostdeutsche Landwirtschaft benötigt eine wesentlich höhere Präsenz in Politik und 
Öffentlichkeit. Dies gilt für die Ebene der EU ebenso wie für Deutschland. Ihre Besonderheiten, 
wie etwa ihre Vielfalt und ihre Geschäftsmodelle sind in Politik und Gesellschaft nicht nur kaum 
bekannt, sondern sie werden vor allem auch nicht verstanden. Von dieser Problematik sind auch 
andere Länder der EU betroffen, wie ebenfalls eine kollektivistische Geschichte aufweisen. Hier 
sind neben etwa den ostdeutschen Länderministerien insbesondere auch die 
landwirtschaftlichen Verbände und nicht zuletzt auch die Betriebe selbst gefordert. 

Angesichts der sozialen Dimension der Gemeinsamen Agrarpolitik sollte die soziale 
Konditionalität ausgebaut werden. Dies betrifft neben den Interessen der saisonal und ständig 
abhängig Beschäftigten insbesondere auch Fragen der Gleichstellung, um den Anteil Frauen als 
Betriebsleiterinnen oder in Führungspositionen bei den Unternehmen zu erhöhen. 

Falls sich Kappung und Degression nicht abwenden lassen sollten, sollte seitens der 
ostdeutschen Bundesländer darauf gedrängt werden, dass ein möglichst niedriges Niveau 
an Direktzahlungen je Hektar gewährt wird. Zwar würde eine deutliche Absenkung für viele von 
Degression und Kappung wenig betroffene Betriebe Anpassungskosten nach sich ziehen, zumal 
diese bislang von Umverteilungsprämien begünstigt sind, jedoch eröffnet eine schrittweise 
weitere Absenkung der Direktzahlungen, wie sie bereits im Rahmen der jüngsten Reform im Jahre 
2023 erfolgte, am ehesten Optionen, um mittel- bis längerfristig die Abhängigkeit der 
Landwirtschaft von Direktzahlungen zu reduzieren und Optionen für eine stärkere Honorierung 
von Gemeinwohlleistungen zu schaffen. Zwar könnte darauf gedrängt werden, dass die 
Maximalbeträge für Degression und Kappung deutlich erhöht werden, um die grundsätzliche 
Betroffenheit zu verringern. Allerdings blieben dennoch die meisten der Problembereiche von 
Degression und Kappung bestehen.  

Falls eine Degression und Kappung nicht abgewendet werden können, wäre ebenfalls 
empfehlenswert, darauf zu drängen, dass durch Kappung und Degression eingesparte Mittel 
in den Bundesländern verbleiben. Für diesen Fall stellt sich die Frage, inwieweit Lösungen 
gefunden werden können, dass sinnvolle Maßnahmen, wie etwa mit Blick auf Umwelt-, Klima-, 
Biodiversitäts- und Tierschutzerfordernisse sowie die Entwicklung ländlicher Räume, nicht daran 
scheitern, das Kofinanzierungsmittel fehlen. 

Selbst wenn, wie bei den früheren Reformvorschlägen der Kommission auch für die 
Gemeinsame Agrarpolitik ab 2028 letztlich keine Kappung und Degression implementiert 
würden, stellt sich die Frage, inwieweit das System der flächengebundenen Direktzahlungen 
noch sinnvoll ist. Vieles spricht dafür, das Niveau der Direktzahlungen schrittweise zu 
verringern. Bereits in der aktuellen Finanzperiode wurde das Direktzahlungsniveau deutlich 
reduziert. Allerdings wurden dadurch eingesparte Mittel nur teilweise zielgerichtet im Sinne der 
Honorierung öffentlicher Leistungen eingesetzt, sondern in erheblichem Umfang für 
Umverteilungs- und Hofnachfolgeförderung eingesetzt. Beide Maßnahmen sind wenig 
zielführend, sondern führen im Wesentlichen nur zu Mitnahmeeffekten sowie agrarstrukturellen 
Folgeproblemen, wie höhere Bodenpreise in kleinbetrieblich strukturierten Regionen und damit 
Abhängigkeiten von weiteren Zahlungen. Zudem führen gerade Umverteilungs- und 
Hofnachfolgeförderungen bereits in der laufenden Finanzperiode zu einer Verschiebung von EU-
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Mitteln weg von den ostdeutschen hin zu den süd- und westdeutschen Bundesländern in einer 
Größenordnung von jährlich weit über 100 Mio. €. 

Es sollte ein Pfad für den Ausstieg aus den Direktzahlungen festgelegen werden. Die ZKL hat 
2021 empfohlen, bis 2035 aus den Direktzahlungen auszusteigen und diese in Zahlungen für 
gesellschaftliche Leistungen umzuwandeln (ZKL 2021). An der ZKL waren verschiedenste 
Verbände beteiligt, die die Breite unterschiedlicher gesellschaftlicher Interessen abbildet. 
Insofern könnte der Bericht der ZKL als Grundlage für die weitere politische Gestaltung genutzt 
werden. Ebenfalls ist vielfach von Seiten der Wissenschaft empfohlen worden, einen 
überschaubaren Zeithorizont für einen solchen Ausstieg festzulegen, der für die Betriebe 
ausreichend Zeit für eine Anpassung lässt (vgl. z.B. WBAE 2018). Auch im Hinblick auf mögliche 
Erweiterungen der EU um etwa die Ukraine ist eine stärkere Absenkung bzw. ein Ausstieg der 
Direktzahlungen finanziell notwendig, um den Beitritt finanzierbar zu gestalten. 
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Anhang 

Tabelle A1: Anzahl der Betriebe nach Größenklassen im Vergleich mit der Anzahl der Begünstigten von 
Agrarzahlungen in verschiedenen Aggregationsstufen. 

Größenklasse der 
Betriebe/Begünstigten in 
ha 

Anzahl Betriebe 
nach 

Statistischem 
Landesamt 

Anzahl 
Begünstigte 

Aggr1 

Anzahl 
Begünstigte 

Aggr2 - 
konservativ 

Anzahl 
Begünstigte 

Aggr2 - 
umfassend 

unter 5 580 1.687 1.687 1.679 
5 bis unter 10 1.350 1.150 1.146 1.125 
10 bis unter 20 1.150 1.052 1.048 1.031 
20 bis unter 50 1.070 1.008 1.003 985 
50 bis unter 100 640 634 620 602 
100 bis unter 200 610 603 584 569 
200 bis unter 500 480 469 420 405 
500 bis unter 1.000 240 241 189 161 
1.000 und mehr 240 232 226 224 
… davon zwischen 5.000 
bis unter 10.000 

n.b. 0 4 7 

… davon über 10.000 n.b. 0 1 1 
Insgesamt 6.360 7.076 6.923 6.781 

Quelle: eigene Berechnungen 

Tabelle A2: Fläche der Betriebe nach Größenklassen im Vergleich mit der Fläche der Begünstigten von 
Agrarzahlungen in verschiedenen Aggregationsstufen. 

Größenklasse der 
Betriebe/Begünstigten in 
ha 

Fläche [ha] 
Betriebe nach 
Statistischem 

Landesamt 

Fläche [ha] 
der 

Begünstigten 
Aggr1 

Fläche [ha] der 
Begünstigten 

Aggr2 - 
konservativ 

Fläche [ha] 
der 

Begünstigten 
Aggr2 - 

umfassend 
unter 5 1.200 4.794 4.794 4.765 
5 bis unter 10 9.600 8.255 8.225 8.072 
10 bis unter 20 16.700 15.327 15.277 15.044 
20 bis unter 50 33.700 31.982 31.781 31.170 
50 bis unter 100 46.000 45.520 44.441 43.043 
100 bis unter 200 87.600 86.351 83.464 81.489 
200 bis unter 500 148.000 143.856 127.753 123.942 
500 bis unter 1.000 196.700 173.286 134.621 113.451 
1.000 und mehr 384.800 375.579 434.593 463.973 
… davon zwischen 5.000 
bis unter 10.000 

n.b. 
0 25.907 45.276 

… davon über 10.000 n.b. 0 11.307 15.772 
Insgesamt 897.200 884.949 884.949 884.949 

Quelle: eigene Berechnungen 
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